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Einleitung 

Der Nationale Beschäfligungspolitische Aktionsplan wurde von der Bundesregierung unter 
Mitwirkung aller wichtigen Akteure, die auf die Umsetzung der beschäftigungspolitischen 
Strategie einen maßgeblichen Einfluss haben, erstellt. 

Neben den Bundesministerien der Finanzen, für Arbeit und Sozialordnung, für Bil- 
dung und Forschung, für Wirtschaft und Technologie, für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend sowie dem Bundeskanzleramt haben die Bundesanstalt für Arbeit, die 
Sozialpartner und die Länder sowie die Kommunalen Spitzenverbände an der Er- 
stellung des Aktionsplans mitgewirkt. 
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A. Der beschäftigungspolitische Rahmen 


1. Wirtschaftliche Lage und Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt 

In Deutsehland hat die wirtschaftliche Dynamik vor allem 
aufgrund externer Einflüsse nachgelassen. Ausgehend 
vom drastischen Anstieg des Ölpreises wurde die kon- 
junkturelle Abschwächung durch den deutlichen weltwei- 
ten Konjunkturabschwung sowie die tierseuchenbedingte 
Verteuerung der Nahrungsmittel und die beschleunigte 
Kontraktion in der Bauwirtschaft verstärkt. Zwar haben 
im vergangenen Jahr die steuerlichen Entlastungen für die 
privaten Haushalte zur Erholung des Konsums spürbar 
beigetragen. Sie wurden jedoch teilweise durch die teue- 
rungsbedingten Realeinkommenseinbußen aufgezehrt. In 
dieser Situation wirkte die von der Bundesregierung zur 
strukturellen Verbesserung der Angebotsbedingungen in 
Kraft gesetzte Steuerreformstufe 2001 gleichzeitig kon- 
junkturstabilisierend. Sie hat eine noch stärkere Wachs- 
tumsabschwächung verhindert. 

Belastet wurde die insgesamt schwache gesamtwirt- 
schaftliche Dynamik des Vorjahres auch durch die weiter- 
hin anhaltenden Strukturanpassungsprobleme in den 
neuen Ländern. Seit dem Höhepunkt der Beschäftigung in 
der deutschen Bauwirtschaft im Jahre 1995 sind allein in 
diesem Wirtschaftszweig über 600 000 Arbeitsplätze ver- 
loren gegangen. Zusätzlich wurden im öffentlichen 
Dienst seit 1991 nahezu eine Million Stellen abgebaut. 
Dieser immense Arbeitsplatzverlust konnte von den übri- 
gen Branchen nur teilweise kompensiert werden. Insbe- 
sondere die seit Jahren anhaltende, in der ersten Hälfte des 
vergangenen Jahres aber deutlich beschleunigte Kontrak- 
tion in der Bauwirtschaft hat das Wachstum, für Gesamf- 
deutschland betrachtet, immerhin um rund %%-Punkte 
gebremst. Im Jahresdurchschnitt 2001 lag das Bruttoin- 
landsprodukt insgesamt daher real nur um rund 0,6 % über 
dem Vorjahresniveau. 

Der Anstieg der Verbraucherpreise wird sich mit dem 
Auslaufen der belastenden preislichen Effekte weiter 
zurückbilden. Er dürfte im Jahresdurchschnitt 2002 bei 
+ 1 V 2 % liegen. In diesem Umfeld und unter der Annahme 
günstigerer weltwirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
dürfte sich die Konjunktur in diesem Jahr allmählich wie- 
der erholen. Die Bundesregierung rechnet in ihrer Jahres- 
projektion für dieses Jahr mit einer Zunahme des BIP um 
real rund %% im Jahresdurchschnitt. Für das Jahr 2003 
erwarten EU-Kommission und die OECD für Deutsch- 
land wieder Steigerungsraten des realen BIP von 2,8 % 
bzw. 2,9 %. 

Die Konjunkturabschwächung hat dazu geführt, dass die 
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt 2001 gegenüber 
dem Vorjahr nur noch leicht um 37 000 zurückging. Ins- 
gesamt sind seit 1998 mehr als eine Millionen neue 
Arbeitsplätze entstanden. Positiv fällt ins Gewicht, dass 
es zum zweiten Mal in Folge zu Beginn des neuen Aus- 


bildungsjahres mehr freie Ausbildungsplätze als unver- 
mittelte jugendliche Bewerberinnen und Bewerber gab. 
Im Verlauf dieses Jahres dürfte sich im Zuge der erwarfe- 
ten konjunkturellen Belebung eine Besserung am Ar- 
beitsmarkt einstellen. Aufgrund der ungünstigen Aus- 
gangslage zum Jahresende 2001 wird diese Verbesserung 
im Verlauf allerdings im Jahresdurchschnitt noch nicht 
entsprechend zum Ausdruck kommen. Die Zahl der Er- 
werbstätigen wird bei jahresdurchschnittlich rund 
38 IZ Mio. und die der Arbeitslosen knapp unter 4 Mio. 
liegen. Deshalb bleibt die Lösung der Beschäftigungspro- 
blematik unverändert die zentrale wirtschafts- und fi- 
nanzpolitische Herausforderung der Bundesregierung. 

2. Die Strategie: Arbeitsplätze schaffen und 
Zukunftsfähigkeit gewinnen 

Um möglichst rasch wieder zu einer befriedigenden ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung und damit zu mehr 
Wachstum und Beschäftigung und weniger Arbeitslosig- 
keif zurückzukehren, isf es nach Ansichf der Bundesregie- 
rung von zentraler Bedeutung, das Zukunftsvertrauen der 
Verbraucher und Investoren zurückzugewinnen. Hierfür 
muss die Politik berechenbar und nachhaltig sein. 

Die Bundesregierung sieht ihre Aufgabe deshalb insbe- 
sondere darin, durch verlässliches Handeln Unsicherhei- 
ten abzubauen, Risiken zu senken und Erwartungen zu 
stabilisieren. Dies ist von wesentlicher Bedeutung für die 
Lösung der Beschäftigungsprobleme. So ist die Erwar- 
tung über die künftige wirtschaftliche Entwicklung ein 
zentrales Kriterium bei der Investitionsentscheidung von 
Unternehmen. 

Die wirtschaftspolitische Strategie der Bundesregierung 
besteht in der Verbindung von makroökonomischer be- 
schäftigungsorientierter Stabilitäts- und Wachstumspoli- 
tik mit mikroökonomischen Strukturreformen auf Basis 
des in Deutschland bewährten Modells der sozialen und 
ökologischen Marktwirtschaft. Nur die ausgewogene 
Berücksichtigung beider Elemente kann zu den ge- 
wünschten Erfolgen auf den Arbeits-, Güter- und Finanz- 
märkten führen. Eine wachsende wirtschaftliche Dyna- 
mik schlägt sich rascher in einer Zunahme der 
Beschäftigung nieder, wenn durch strukturpolitische 
Maßnahmen auf den Märkten Rigiditäten abgebaut und 
Markttransparenz sowie Anpassungsgeschwindigkeit er- 
höht werden. Eine derart erhöhte Dynamik und Flexibi- 
lität der Volkswirtschaft sind vor allem dann von beson- 
derer Bedeutung, wenn sich - wie in der Vergangenheit in 
Deutschland zu beobachten - eine ursprünglich konjunk- 
turell bedingte Arbeitslosigkeit im Laufe der Zeit teil- 
weise in Form struktureller Arbeitslosigkeit verfestigt. 
Diese Gefahr nimmt in einer modernen Wissensgesell- 
schaft, die durch einen beschleunigten strukturellen und 
technologischen Wandel geprägt ist, tendenziell zu. Die 
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Qualifikationen der Nicht-Beschäftigten verlieren darin 
mit zunehmender Geschwindigkeit an Wert auf den 
Arbeitsmärkten. Die durch das Zusammenspiel mit Struk- 
turreformen verbesserte Effektivität gesamtwirtschaft- 
licher Maßnahmen reduziert daher nicht nur die konjunk- 
turelle Arbeitslosigkeit, sondern verhindert auch die 
Entstehung einer zunehmenden und sich verhärtenden 
strukturellen Arbeitslosigkeit. Um die Flexibilität der 
deutschen Volkswirtschaft weiter zu erhöhen, wird die 
Bundesregierung weitere Reformen - insbesondere im 
Bereich der Arbeitsmärkte und der Gesundheitspolitik - 
in die Wege leiten. 

Der vorliegende Aktionsplan gibt Auskunft darüber, wie 
die beschäftigungspolitischen Leitlinien durch einen inte- 
grierten beschäftigungspolitischen Ansatz im Einklang 
mit den „Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaft“ umgesetzt werden. 
Auf dem Weg zur Verbesserung der Wachstums- und be- 
schäftigungspolitischen Rahmenbedingungen in Deutsch- 
land hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
eine Reihe wichtiger Reformen auf den Weg gebracht: 

- Sie hat im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wett- 
bewerbsfähigkeit“ einen breiten gesellschaftlichen 
Dialog initiiert, der u. a. im Hinblick auf eine be- 
schäftigungsorientierte Tarilpolitik hilfreich war. 

- Sie hat die quantitative und qualitative Konsolidie- 
rung des Bundeshaushalts eingeleitet, um einerseits 
ihren Beitrag für ein konfliktfreies makroökono- 
misches Zusammenwirken von Lohn-, Geld- und 
Finanzpolitik zu leisten und andererseits die Ausga- 
benstrukturen des Haushalts in Richtung Finanzierung 
von Zukunftsausgaben zu verbessern. 

- Sie hat zugunsten von Investoren und Verbrauchern, 
Arbeitnehmern und Unternehmern umfangreiche 
Steuerreformmaßnahmen umgesetzt, die bis zum 
Jahre 2005 zu Entlastungen gegenüber dem Jahr 1998 
in Höhe von über 56 Mrd. € fuhren. 

- Sie hat die gesetzliche Rentenversicherung reformiert 
und den Einstieg in eine staatlich geförderte kapital- 
gedeckte Altersvorsorge beschlossen, um damit die 
sozialen Sicherungssysteme auf die demographische 
Entwicklung einzustellen und eine faire Lastenvertei- 
lung zwischen den Generationen zu gewährleisten. 

- Sie hat die Liberalisierung insbesondere des Telekom- 
munikationssektors, der Postdienstleistungen und der 
Strom- und Gasmärkte vorangetrieben, um die Flexi- 
bilität und Funktionsfähigkeit der Güter- und Dienst- 
leistungsmärkte zu erhöhen. 

- Sie hat die Integration und Modernisierung der Kapi- 
tal- und Finanzmärkte - insbesondere durch das Vierte 
Finanzmarktförderungsgesetz - vorangetrieben, um 
die Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplatzes Deutsch- 
land zu stärken. 

- Sie hat die Förderung von beruflicher Aufstiegsfort- 
bildung grundlegend verbessert, um Beschäftigung zu 


sichern, den langfristigen Bedarf an hoch qualifizier- 
ten Fachkräften zu decken sowie die Aufnahme einer 
selbstständigen Tätigkeit und die damit verbundene 
Schaffung von neuen Arbeits- und Ausbildungsplät- 
zen in neu gegründeten Unternehmen zu stimulieren. 

- Sie hat die finanzielle Unterstützung des wirtschaftli- 
chen Aufbauprozesses in den neuen Ländern auf eine 
solide Basis gestellt. Mit dem Solidarpakt 11 im Volu- 
men von rund 156 Mrd. € erhalten die neuen Länder 
nach dem Auslaufen des Solidarpakts 1 Ende des Jah- 
res 2004 eine verlässliche finanzielle Planungsgrund- 
lage zum abschließenden Abbau teilungsbedingter 
Rückstände bis zum Jahre 2019. 

- Sie hat mit umfangreichen Investitionen in die Ver- 
kehrswege und die Zukunft der Städte die Infrastruk- 
tur deutlich verbessert und - einschließlich der aus- 
gelösten Investitionen von Ländern, Kommunen und 
Unternehmen - damit in den letzten vier Jahren rund 
2,3 Mio. Arbeitsplätze geschaffen oder gesichert. 

- Und sie hat mit dem Job-AQTIV-Gesetz einen wichti- 
gen Schritt getan, um die Arbeitsmarktpolitik im 
Sinne eines „Fördems und Fordems“ umzugestalten 
und damit die Funktionsfähigkeit der Arbeitsmärkte 
zu verbessern. 

Die auf Vertrauensstabilisiemng zielende Strategie der 
Bundesregierung ist gleichzeitig auch nachhaltig, da die 
zukünftigen fiskalischen und demographischen Belastun- 
gen berücksichtigt werden. Daher hat die Bundesregie- 
mng zum einen mit ihren finanzpolitischen Leitplanken 
einen verlässlichen Orientierungsrahmen geschaffen, der 
über konjunkturelle Ausschläge hinweg Gültigkeit be- 
sitzt: Er sieht die schrittweise Rückfühmng der öffentli- 
chen Verschuldung ebenso vor, wie die Schaffung eines 
tragfähigen und gerechten Steuer- und Abgabensystems. 
Mit diesen Leitplanken wird die finanzielle Handlungs- 
fähigkeit des Staates auf Dauer sichergestellt und gleich- 
zeitig die finanzielle Belastung der zukünftigen Genera- 
tionen reduziert. 

Zum anderen wird sich Deutschland verstärkt den He- 
rausfordemngen des demographischen Wandels zu stellen 
haben. Wichtig ist es daher, vor allem Frauen und älteren 
Arbeitnehmern den Eintritt, Wiedereintritt und das Ver- 
bleiben im Erwerbsleben zu erleichtern. Schon jetzt zei- 
gen sich regionale und sektorale Engpässe am Arbeits- 
markt nicht nur in Bereichen der luK-Technologien. 
Darüber hinaus geht der Trend stetig in Richtung auf 
höherqualifizierte Arbeitsplätze. Deshalb muss das Qua- 
lifikationsniveau der vorhandenen Arbeitskräfte durch 
verstärkte Investitionen in Aus- und Weiterbildung ge- 
steigert werden. Nur über erfolgreiche Investitionen in 
Bildung bei gleichzeitig ständiger Emeuemng und Er- 
weiterung der Produktionskapazitäten ist es auf längere 
Sicht möglich, auf einen höheren Wachstumspfad zu ge- 
langen und damit die Voraussetzungen für einen nachhal- 
tigen Abbau der Arbeitslosigkeit und eine deutliche Er- 
höhung der Erwerbsquote zu schaffen. 
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B. Die Querschnittsziele 


1. Erhöhung der Beschäftigungsquote und 
Qualität der Arbeit 

1.1 Langfristige Beschäftigungsziele 

In dem Kontext der langfristig orientierten Beschäfti- 
gungsstrategie ist das Ziel einer höheren Erwerbsbeteili- 
gung von besonderer Bedeutung. Die bis zum Jahr 2010 
in der gesamten Union zu ereichende Beschäftigungs- 
quote (d. h. Erwerbstätigenquote) von 70 % und für weib- 
liche Erwerbstätige von 60 % sowie für ältere Erwerbs- 
tätige (zwischen 55 und 64 Jahre) von 50 % stellen für 
Deutschland ehrgeizige Ziele dar. 

Die Gesamtbeschäftigungsquote in Deutschland steigt 
seit 1997 an. Sie lag im Jahr 2000 bei 65,4 %. Auch die 
Beschäftigungsquote der Frauen steigt seit 1997 kontinu- 
ierlich an und betrug im Jahr 2000 57,7 %. Letztere liegt 
damit jetzt schon höher als das an visierte Zwischenziel 
für 2005, formuliert in den Schlussfolgerungen des Euro- 
päischen Rates von Stockholm. Es kommt nun darauf an, 
möglichst schnell die gesamtwirtschaftliche Wachstums- 
und Beschäftigungsdynamik im aktuellen konjunkturel- 
len Umfeld wiederzugewinnen, damit die für eine höhere 
Erwerbsbeteiligung erforderlichen zusätzlichen Arbeits- 
plätze auch bereitgestellt werden. 

Die Bundesregierung hat entsprechende gesetzliche Rah- 
menbedingungen geschaffen, damit Wachstum und Be- 
schäftigung sich entfalten können. Neben den Reformen 
zum Steuerrecht, Rentenrecht sowie der Reform der ar- 
beitsmarktpolitischen Instrumente (Job-AQTIV-Gesetz) 
werden hierzu auch das Gesetz zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit Schwerbehinderter, das Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, das Gesetz über 
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge sowie das 
Programm Frau und Beruf beitragen. Existenzgründun- 
gen und junge Unternehmen werden in Deutschland 
durch ein breites Spektrum von Förderprogrammen auf 
allen staatlichen Ebenen unterstützt. Auch der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz leistet hier einen wichtigen Bei- 
trag, indem er die Beschäftigungsfähigkeit insbesondere 
der älteren Beschäftigten erhält und fordert (siehe auch 
Ausführungen zu 1 .2 des Abschnitts B). 

Die Beschäftigungsentwicklung kann von den Regierun- 
gen nicht allein beeinflusst werden. Dazu ist das verant- 
wortliche Handeln der verschiedenen beteiligten Akteure 
erforderlich. Daher kommt dem „Bündnis für Arbeit, Aus- 
bildung und Wettbewerbsfähigkeit“, in dem sich Bundes- 
regierung sowie Spitzenvertreter von Wirtschaft und Ge- 
werkschaften dazu verpflichtet haben, gemeinsam auf 
einen Abbau der Arbeitslosigkeit hinzuarbeiten und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft nachhaltig zu stär- 
ken, eine herausragende Bedeutung zu. 


Eine besondere Herausforderung für Deufschland stellt 
das Erreichen der Beschäftigungsquote von 50 % für äl- 
tere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (55 bis 
64 Jahre) dar. Im Jahr 2000 lag die Beschäftigungsquote 
der 55- bis 64-Jährigen in Deutschland bei 37,4 % und 
entsprach damit etwa dem EU-Durchschnitt. Eine diffe- 
renzierte Betrachtung der Jahrgänge zeigt, dass die ei- 
gentliche Herausforderung bei der Beschäftigung der 60- 
bis 64-jährigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be- 
steht (siehe auch Leitlinie 3). 

Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Erfüllung der 
Zielvorgabe von Stockholm war der im März 2001 ge- 
fasste Beschluss des „Bündnisses für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit“. Er leitet einen Paradigmen- 
wechsel in der deutschen Arbeitsmarktpolitik hin zu ei- 
ner verstärkten Beschäftigung Älterer ein. Dem Be- 
schluss wurde bereits im Rahmen der Reform des 
Arbeitsfbrderungsrechts, die zum 1 . Januar 2002 in Kraft 
getreten ist, Rechnung getragen. Jetzt kommt es insge- 
samt verstärkt darauf an, den eingeleiteten Paradigmen- 
wechsel in der Gesellschaft und in der Arbeitswelt zu 
verankern. Einen wichtigen Beitrag hierzu leistet die von 
der Bundesanstalt für Arbeit initiierte Informations- und 
Vermittlungskampagne „50 plus-die können es“, die be- 
reits seit dem Jahr 2000 erfolgreich Arbeitgeber zur Ein- 
stellung Älterer motiviert. Die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände hat zu diesem Thema im 
Jahr 2001 eine große öffentliche Informationsveranstal- 
tung durchgeführt. Alle relevanten Gruppen setzten ihre 
Kampagnen im Jahr 2002 mit unverminderten Engage- 
ment fort. 

1.2 Erhaltung und Verbesserung der Qualität 
der Arbeit 

Der Strategische Gesamtansatz 

Die Europäischen Räte von Lissabon und Stockholm ha- 
ben das strategische Ziel nicht nur mehr, sondern auch 
bessere Arbeitsplätze zu schaffen, betont. Das daraus ab- 
geleitete Konzept für Investifionen in die „Qualifät der 
Arbeif“ ist für die Bundesregierung ein zentraler Be- 
standteil für die Umsetzung einer Beschäftigungsstrate- 
gie, die zur Verbesserung der Lebensqualität der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer und der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft führt. Dieses Kon- 
zept soll deshalb unter Verwendung bestehender Verfah- 
ren schlüssig in die Beschäftigungs- und Sozialpolitik in- 
tegriert werden. 

Eine strategische Bedeutung kommt der Qualität der Ar- 
beit u. a. in den Bereichen der Mitwirkung der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer, der Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit, 
der Aus- und Weiterbildung mit den damit verbundenen 
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Aufstiegschancen sowie dem Zugang zu Arbeitsmärkten 
zu. Ein wichtiges Ziel ist dabei auch, den Zugang von 
Frauen zu zukunftsträchtigen Berufen zu verbessern. Die 
konkrete Umsetzung der weiteren Verbesserung der 
Chancengleichheit zwischen Mann und Frau ist der Bun- 
desregierung ein wichtiges Anliegen, denn Qualität der 
Arbeit beinhaltet die Teilhabe aller Menschen an der wis- 
sensbasierten Gesellschaft mit den gleichen Zugangs- 
chancen. 

Zu den einzelnen strategischen Handlungsfeldern 

Den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern ist eine we- 
sentliche Voraussetzung, um die Beschäftigungsquoten 
weiter anzuheben (Querschnittsziel A). Hier sind alle 
Gruppen von Personen einzubeziehen, insbesondere ne- 
ben den Frauen auch die älteren Arbeitnehmer. Zum hier 
eingeleiteten Paradigmenwechsel der besseren berufli- 
chen Integration älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer, gibt der vorliegende Aktionsplan ausführlich 
Auskunft und benennt die konkreten Maßnahmen hierzu 
(siehe Querschnittsziel A, Stellungnahme zur Empfeh- 
lung 2 und Leitlinie 3). Gleiche Zugangschancen bedeu- 
tet auch, allen ausbildungswilligen Menschen Zugang zu 
einer beruflichen Ausbildung zu ermöglichen. Sozialpart- 
ner, Bundesregierung und die Länder leisten hier erhebli- 
che Anstrengungen, damit Jugendliche in die Berufs- und 
Arbeitswelt erfolgreich integriert werden. Die berufliche 
Erstausbildung ist in der Arbeitspraxis traditionell stark 
verankert, ferner helfen flankierende Programme von 
Bund und Ländern, Ausbildungslücken zu schließen und 
Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen (siehe hierzu aus- 
führlich Leitlinie 1). Die Verhinderung und Bekämpfung 
von Langzeitarbeitslosigkeit ist ein Schwerpunkt der ak- 
tiven Arbeitsmarktpolitik in Deutschland (siehe Leit- 
linien 1 und 2). 

Lebenslanges Lernen ist nicht nur notwendig zur sozialen 
und beruflichen Integration, sondern wird auch zuneh- 
mend zu einem wichtigen Wettbewerbsfaktor. Der Wirt- 
schaft und den Sozialpartnern kommt bei der wichtigen 
Aufgabe, die Qualifikation durch Weiterbildung zu ver- 
bessern, eine wesentliche Rolle zu. Gegenwärtig inves- 
tiert die Wirtschaft jährlich rund 18 Mrd. € in die beruf- 
liche Weiterbildung (siehe Leitlinie 4). Im Mittelpunkt der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik von Bund und Bundesanstalt 
für Arbeit für Arbeitslose stehen die Vermittlung von Qua- 
lifikationen und der Abbau von Qualifikationsdefiziten. 
Für die berufliche Weiterbildung setzt die Bundesanstalt 
für Arbeit Mittel in Höhe von 6,5 Mrd. € ein (siehe Leit- 
linien 2 und 4). 

Für Schwerbehinderte sowie Migranten, Aussiedler und 
Ausländer sind besondere Anstrengungen nötig, um die- 
sen Gruppen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleich- 
tern und die Qualität ihrer Beschäftigung zu erhöhen. Die 
Bundesregierung ist dem erklärten Ziel, die Zahl der ar- 
beitslosen schwerbehinderten Menschen bis zum Okto- 
ber 2002 um 25 % zu verringern, deutlich näher gekom- 
men (siehe Leitlinie 7). Zur Verbesserung der beruflichen 
Integration von Ausländerinnen und Ausländem haben 
die Bündnispartner im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung 


und Wettbewerbsfähigkeit“ ein Aktionsprogramm „Ver- 
besserung der Bildungschancen von Migrantinnen und 
Migranten“ beschlossen, in dem besonders betont wird, 
dass eine bessere bemfliche Eingliederang von Migran- 
ten nur durch die Bündelung von Anstrengungen aller 
Beteiligten und durch die Bildung von lokalen und re- 
gionalen Netzwerken erreicht werden kann und einer 
frühzeitigen Beratung entscheidende Bedeutung zu- 
kommt. Die vorhandenen Förderinstmmente in den Be- 
reichen Bemfs-/Ausbildungsvorbereitung, ausbildungs- 
begleitende Hilfen und außerbetriebliche Ausbildung 
werden besser auf den Bedarf der unterschiedlichen Ziel- 
gmppen ausgerichtet. 

Ein ausgewogenes Verhältnis von Flexibilität und sozia- 
ler Sicherheit am Arbeitsplatz ist notwendig um Produk- 
tivität und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu 
gewährleisten und zugleich eine menschengerechte Ge- 
staltung der Arbeitswelt zu ermöglichen. Die Gestaltung 
der Arbeitsorganisation ist ein zentrales Element der Qua- 
lität der Arbeit. Hierbei kommt dem Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz eine herausragende Bedeutung zu. Ent- 
sprechend der europäischen Zielsetzung wird Deutsch- 
land mit einer eigenen Initiative „Neue Qualität der Ar- 
beit“ seinen nationalen Beitrag hierzu leisten. Dies ist 
gemeinsam mit den Sozialpartnern, den Bundesländern, 
den Unfall- und anderen Sozialversicherangsträgem und 
der Wirtschaft vorgesehen (siehe Leitlinie 14). 

Dem Ausgleich zwischen Flexibilitätsinteressen der Un- 
ternehmen und dem Sicherheitsbedürfnis der Arbeitneh- 
mer soll auch das Teilzeit- und Befristungsgesetz, das am 
1. Januar 2001 in Kraft getreten ist, dienen (siehe Leitli- 
nie 14). Das Gesetz schafft flexible Regelungen für Teil- 
zeitarbeit und für befristete Arbeitsverträge und verfolgt 
neben der arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung auch fami- 
lien- und gleichstellungspolitische Ziele (siehe Leit- 
linie 18). 

Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes ist es 
gelungen, die betriebliche Mitbestimmung in Deutsch- 
land auf eine zukunftsfähige Basis zu stellen. Die Bil- 
dung von Betriebsräten wurde erleichtert, ihre Arbeits- 
bedingungen und der Schutz ihrer Mitglieder verbessert 
und die Teilhabe von Frauen in der betrieblichen Mit- 
bestimmung unter anderem durch eine Quotierung der 
Betriebsratssitze gefordert. Zur Förderung und Siche- 
rung der Beschäftigung hat der Betriebsrat ein Mit- 
bestimmungsrecht in Fragen der Qualifizierung erhal- 
ten. Des Weiteren wurden dem Betriebsrat geeignete 
Mittel zur Bekämpfung von Rassismus und Fremden- 
feindlichkeit an die Hand gegeben (siehe Leitlinien 7, 
14, 15 und 17). 

Qualität der Arbeit als Querschnittsaufgabe berührt auch 
die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter. 
Der vorliegende Aktionsplan zeigt die vielfältigen An- 
satzpunkte in Deutschland auf So leistet das Job-AQTIV- 
Gesetz einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern auf dem Ar- 
beitsmarkt (siehe Leitlinien 16 und 17 sowie Anhang 2). 
ln der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 
den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft vom 
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2. Juli 2001 bekennen sich die Spitzenverbände dazu, für 
die Chancengleichheit von Frauen im Beruf und die Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf einzutreten (siehe Leit- 
linie 17 und 18). Aufgrund des konzertierten Vorgehens 
von Bundesregierung, Wirtschaft und anderen Akteuren 
konnte die Zahl der Frauen in Ausbildungen in IT- und 
Medienberufen und für ein Informatikstudium deutlich 
gesteigert werden (siehe Leitlinie 17 und Anhang 1, Ta- 
belle 18 und 19). 

2. Die weiteren Querschnittszieie 
2.1 Lebenslanges Lernen 

Auf Bundes- und Landesebene wurden 2001 Aktionspro- 
gramme aufgelegt, die konkrete Handlungsfelder und ent- 
sprechende Maßnahmen für den Weg in eine „Lernende 
Gesellschaft“ bündeln. Mit diesen Aktionen soll - auch 
auf regionaler Ebene - zu einer nachhaltigen Förderung 
lebensbegleitenden Lernens aller Menschen und einer zu- 
kunftsorientierten Veränderung der Bildungsstrukturen 
beigetragen werden. 

In dem Aktionsprogramm „Lebensbegleitendes Lernen 
für alle“ des Bundes sind die Forschungs-, Entwicklungs- 
und Erprobungsmaßnahmen des Bundes in den einzelnen 
Bildungsbereichen, die der Förderung lebensbegleitenden 
Lernens dienen, zusammenfassend dargestellt. Der 
Schwerpunkt der Maßnahmen liegt auf Programmen, die 
die bildungsbereichsübergreifende Kooperation fordern, 
sowie im Weiterbildungsbereich. 

Die Bundesregierung setzt auf Förderung und Anreize 
und nicht nur auf Vorgaben in Gesetzen. So sollen mithilfe 
des Programms „Lernende Regionen - Förderung von 
Netzwerken“ Bildungsanbieter und Bildungsnachfragen- 
de sowie andere regionale Akteure enger als bisher zu- 
sammengeführt werden (siehe auch Anhang 5). Weitere 
Handlungsfelder, die mithilfe verschiedener Programme 
und Projekte realisiert werden, sind: 

- Qualitätssicherung, 

- Zertifizierung und Vergleichbarkeit von Abschlüssen, 

- Verbesserung der Beratung und Motivierung, 

- Förderung neuer Lehr- und Lemkulturen, 

- Schaffung eines lemförderlichen Umfeldes für Men- 
schen in speziellen Lebenslagen, 

- Intensivierung des Austausches und der internationa- 
len Zusammenarbeit. 

Bildungsbereichsübergreifende Reformen können auf- 
grund der Kompetenzverteilung nur gelingen, wenn alle 
Beteiligten - Bund, Länder, Sozialpartner, Verbände und 
Träger - enger zusammen arbeiten. Zur Durchführung der 
beabsichtigten Strategie wurde daher die Zusammenar- 
beit mit den Ländern mit dem Ziel der Weiterentwicklung 
des Aktionsprogramms intensiviert. Auch die Empfehlun- 
gen des „Forum Bildung“ und die Beratungen im „Bünd- 
nis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“, 
die Dialoge mit der Konzertierten Aktion Weiterbildung 


und die Debatte über den „Aufbau eines europäischen 
Raums des lebenslangen Lernens“ sollen zur Weiterent- 
wicklung im Sinne einer kohärenten Strategie genutzt 
werden. 

Weiter sollen handlungsorientierte Empfehlungen der 
Expertenkommission „Finanzierung lebenslangen Ler- 
nens“ einbezogen werden, die bis Ende 2003 Vor- 
schläge zur Erreichung der Ziele Erhöhung der Bil- 
dungsbeteiligung, Schaffung von Anreizen für 
Lebenslanges Lernen und Förderung aller Begabungen 
auf der Grundlage von Szenarien und Modellrechnun- 
gen erarbeiten wird. 

Um die Beschäftigungs- und Aufstiegschancen der 
Frauen zu verbessern, sollen ihre Möglichkeiten zur be- 
ruflichen Weiterbildung - auch in Phasen familien- 
bedingter Berufsunterbrechung oder Teilzeitbeschäfti- 
gung - ausgebaut werden. 

Die Beiträge der Länder in diesem Zusammenhang wer- 
den ausführlich im Anhang 4 dargestellt. 

2.2 Der Beitrag der Sozialpartner zur 
Unterstützung des Luxemburg- 
Prozesses 

Die Bundesregierung sowie die Repräsentanten der 
Wirtschaftsverbände und der Gewerkschaften haben 
sich bei ihrem ersten Spitzengespräch am 7. Dezember 
1998 darauf verständigt, in einem auf Dauer angelegten 
„Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit“ zusammenzuwirken, um gemeinsam spür- 
bare Beschäftigungserfolge zu erzielen. Diese konstruk- 
tive Form der Zusammenarbeit wurde auch 2001 
fortgesetzt. 

Zu den wichtigsten Bündnisvereinbarungen des vergan- 
genen Jahres zählen: 

- Die Bündnispartner haben vereinbart, alle Möglich- 
keiten für Neueinstellungen und langfristigen Be- 
schäftigungsaufbau in den Betrieben zu nutzen. Sie 
setzen sich dafür ein, dass die in einigen Bereichen 
hohe Zahl von regelmäßig geleisteten Überstunden 
zugunsten zusätzlicher Beschäftigung reduziert wer- 
den muss. Dabei sollen alle vorhandenen Instrumente 
genutzt werden, z. B. Neueinstellungen, eine flexibili- 
sierte Arbeitszeitpolitik, der verstärkte Einsatz von 
Teilzeitbeschäftigten und gezielte Nutzung befristeter 
Arbeitsverträge. 

- Die Bündnispartner haben eine Qualifizierungsoffen- 
sive beschlossen, mit der dem zunehmenden Arbeits- 
kräftemangel in einigen Bereichen entgegengewirkt 
wird. Neben einer Fortsetzung des erfolgreichen Aus- 
bildungskonsenses sind hierbei zahlreiche Vereinba- 
rungen zur Verbesserung der beruflichen Weiterbil- 
dung erzielt worden. Die Tarifvertragsparteien haben 
sich verpflichtet, die Rahmenbedingungen für Weiter- 
bildung im Sinne eines lebenslangen Lernens zu ver- 
einbaren und streben im Zusammenhang mit der 
Nutzung von Langzeitarbeitskonten und anderen ar- 
beitszeitpolitischen Maßnahmen an, dass Arbeitszeit 
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mit dem Einsatz von Zeitguthaben für Weiterbildung 
investiert wird. 

- Darüber hinaus hat das Bündnis einen Paradigmen- 
wechsel in der Frage der Beschäftigung älterer Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer eingeleitet (siehe 
u. a. Leitlinie 3 und Aktionsplan 2001) und sich in ei- 
nem Beschluss für die Verbesserung der Chancen- 
gleichheit von Frauen auf dem Arbeitsmarkt ausge- 
sprochen (siehe Leitlinie 17). 

- Ein weiterer wichtiger Erfolg ist die Verabredung, 
dass die Vermittlungsanstrengungen bei der Einglie- 
derung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt weiter 
verstärkt werden. Zur Erreichung dieses Ziels wurden 
die arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Rahmen 
des Job-AQTIV-Gesetzes modernisiert. Auch die vom 
„Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit“ verabredeten zusätzlichen Instrumente zur 
Wiedereingliederung Arbeitsloser durch Jobrotation 
und zur Qualifizierung Älterer werden durch das Job- 
AQTIV-Gesetz umgesetzt. 

- Flinsichtlich der neuen gesetzlichen Möglichkeiten 
zur zusätzlichen Altersvorsorge wurde die Erwartung 
der Bündnispartner, dass die Tarifpartner Vorschläge 
für eine Fortentwicklung der tarifvertraglichen und 
betrieblichen Möglichkeiten zur Altersvorsorge und 
Vermögensbildung unter Einbeziehung der neuen 
Förderung vorlegen, mittlerweile in vielen Branchen 
umgesetzt. Inzwischen haben die Tarifpartner in der 
Metall- und Chemieindustrie sogar gemeinsame Ein- 
richtungen zur überbetrieblichen Altersvorsorge ge- 
gründet. 

Das „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit“ wird auch im Jahr 2002 einen wichtigen Bei- 
trag zur Förderung von Wachstum und Beschäftigung 
leisten. Dies gilt ebenso für die zahlreichen regionalen 
Bündnisse und Bündnisse auf Landesebene (siehe An- 
hang 3). 

2.3 Der Gesamtansatz und die regionale 
Dimension 

Die Querschnittsziele und die Leitlinien der vier Säulen 
sind ein integraler Bestandteil der ausgewogenen natio- 
nalen Beschäftigungsstrategie. Dabei wurde darauf ge- 
achtet, dass alle vier Aktionsschwerpunkte mit gleichem 
Gewicht Eingang in den beschäftigungspolitischen An- 
satz finden. 

Besondere Bedeutung kommt dabei aufgrund der födera- 
len Struktur der regionalen Dimension zu. Arbeitsmarkt- 
und Bildungspolitik sind generell wichtige Handlungs- 
felder regionaler Anstrengungen und Initiativen. Im Jahr 
200 1 unterstützten die Länder mit eigenen arbeitsmarkt- 


politischen Programmen die aktive Arbeitsmarktpolitik 
von Bund und Bundesanstalt für Arbeit und wendeten 
hierfür rund 1,84 Mrd. € auf. (siehe auch Leitlinie 2). Im 
Mittelpunkt der aktiven Arbeitsmarktpolitik der Länder 
stehen Vermittlung von Qualifikationen und der Abbau 
von Qualifikationsdefiziten. Die vielschichtigen Ansätze 
der einzelnen Bundesländer sind ausführlich dem Anhang 
3 zu entnehmen. 

Ein Schwerpunkt liegt hierbei nach wie vor in der Flan- 
kierung des strukturellen Wandels in den neuen Ländern. 
Im Bereich der ArbeitsfÖrderung enthält bereits die in- 
stitutionelle Ausgestaltung eine solidarische und aus- 
gleichende Dimension. Seit Jahren werden die neuen 
Länder überproportional mit Mitteln zur Durchführung 
von Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus- 
gestattet. Im Jahr 2002 wird ihr Anteil nahezu 45 % be- 
tragen. 

Über die selbstverwaltete Bundesanstalt für Arbeit sind 
die Arbeitgeber, Arbeitnehmer sowie die Länder und 
Kommunen neben dem Bund in die konkrete Durch- 
führung der Arbeitsmarktpolitik eingebunden. 

Die mit dem Job-AQTIV-Gesetz eingeführte „Beschäf- 
tigung schaffende InfrastrukturfÖrderung“ spricht ins- 
besondere die Kommunen an, weil die Arbeitsför- 
derung mit der regionalen Infrastrukturpolitik ver- 
zahnt wird (siehe Anhang 2). Die Förderung zielt we- 
gen des großen Nachholbedarfs besonders auf die 
neuen Länder. 

Regionaler Fachkräftemangel soll insbesondere durch 
Qualifizierung vor Ort beseitigt werden. Das trifft beson- 
ders auf Bildungsmaßnahmen zur Qualifizierung in den 
neuen Ländern zu, wo der Schwerpunkt der gemeinsa- 
men Anstrengungen von Bund und Ländern in der Bil- 
dung von regionalen Kooperationen unter Beteiligung 
aller regionalen Akteure einschließlich der Sozialpartner 
liegt. 

Die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) ist das Hauptin- 
strument der regionalen Wirtschaftsforderung in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Neben Maßnahmen der ge- 
werblichen Wirtschaft und der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur werden mit Mitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe in KMU auch nicht-investive Maßnahmen wie Be- 
ratung und Schulung, Humankapitalbildung sowie ange- 
wandte Forschung und Entwicklung gefordert. Darüber 
hinaus unterstützt die Gemeinschaftsaufgabe die Ent- 
wicklung und Umsetzung von Regionalmanagementkon- 
zepten, die dazu beitragen sollen, regionale Entwick- 
lungsmöglichkeiten vor Ort zu identifizieren und neue 
Arbeitsplatzpotenziale zu erschließen (siehe auch Leitli- 
nie 11). 
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C. Stellungnahme zu den Empfehlungen des Rates 


Der positive Trend der letzten Jahre bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit setzte sich 2000 fort. Die Gesamtbe- 
schäftigungsquote übertrifft mit 65,3 % zwar den EU-Durchschnitt, liegt damit jedoch 5 % unter den Zielvorgaben 
von Lissabon. Auf dem deutschen Arbeitsmarkt bestehen hauptsächlich folgende Probleme: 

Die Langzeitarbeitslosigkeit geht nur langsam zurück: 4 % der Erwerbsbevölkerung sind davon betroffen. Es be- 
stehen hartnäckige regionale Unterschiede bei den Arbeitslosenquoten; besonders Regionen in den neuen Bundes- 
ländern sind hier benachteiligt. Durch die aktive Arbeitsmarktpolitik konnten die Folgen der Veränderungen zwar 
gemildert werden, aber diese Politik zeigt im Ostteil des Landes nur begrenzt Wirkung. 

Die Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen; sie ging leicht zurück auf 37,3 % und liegt damit unter dem EU-Schnitt. 

Die Arbeitsorganisation muss modernisiert und das lebenslange Lernen muss intensiviert und zu einer festen Ein- 
richtung werden, soll es gelingen, Qualifikationsdefizite zu überwinden und das Qualifikationsniveau der Erwerbs- 
bevölkerung generell anzuheben. 

Ungeachtet laufender Reformen ist die Gesamtsteuerbelastung der Arbeit unverändert hoch. 

Nach den vorliegenden Daten gibt es ein hohes geschlechtsspezifisches Lohngefälle in der EU und bestehen relativ 
wenig Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Eine eingehende Analyse führt zu dem Ergebnis, dass die Bemühungen zur Umsetzung der beschäftigungspoliti- 
schen Leitlinien und der Empfehlungen in folgenden Bereichen zu verstärken sind: Präventive Maßnahmen; Er- 
werbsbeteiligung älterer Menschen; lebenslanges Lernen; Verringerung der steuerlichen Belastung der Arbeit und 
Chancengleichheit. 

Deutschland sollte deshalb 

1 . zur deutlichen Verminderung der Langzeitarbeitslosigkeit zusätzliche Anstrengungen unternehmen, um ein Ab- 
gleiten in die Langzeitarbeitslosigkeit, insbesondere im Ostteil des Landes und bei den ethnischen Minderhei- 
ten und den Zuwanderem, zu verhindern; die Effizienz der aktiven Arbeitsmarktpolitik steigern; 

2. Hindernisse und negative Faktoren, die einer Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer und anderer Risikogrup- 
pen entgegenstehen, weiter abbauen; bereits laufende beschlossene Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäf- 
tigungsfähigkeit der über 55-Jährigen überprüfen und über ihre Wirksamkeit berichten und weitere Maßnahmen 
in diesem Bereich beschließen; 

3. durch geeignete Maßnahmen, gegebenenfalls im Rahmen des Bündnisses für Arbeit, die Arbeitsverträge 
und die Arbeitsorganisation flexibler gesfalfen; die Qualifikationslücken auf dem Arbeitsmarkt schließen 
durch Umsetzung beschlossener Maßnahmen zur Verbesserung der Erstausbildung und Weiterbildung so- 
wie durch Weiterentwicklung einer umfassenden, durch qualitative and quantitative Zielvorgaben determi- 
nierten Strategie des lebenslangen Lernens; bewirken, dass die Sozialpartner und die Regierung in ihrem 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich stärker beitragen zur Anhebung der Qualitätsstandards in der Weiterbil- 
dung und zur Entwicklung von Systemen der Bescheinigung und Anerkennung des formalen und infor- 
mellen Lernens; 

4. die Bemühungen um eine Verringerung der Steuer- und Sozialabgabenbelastung am unteren Ende der Lohnskala 
fortführen, um den Grundsatz durchzusetzen, dass Arbeit lohnt, und damit angemessene Beschäftigungschancen 
zu eröffnen; über die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen Bericht erstatten; 

5. sich verstärkt um eine Verringerung des geschlechtsspezifischen Lohngefälles bemühen und die Auswirkungen 
des Steuer- und Sozialleistungssystems auf die Beschäftigung von Frauen prüfen; das Kinderbetreuungsangebot 
erweitern und es besser auf die Arbeits- und Schulunterrichtszeiten abstimmen; die Durchführung dieser Maß- 
nahmen, unfer Einbeziehung der relevanten Akteure auf allen Ebenen, mithilfe geeigneter verifizierbarer Indi- 
katoren und Zielvorgaben überwachen. 
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Zu Empfehlung 1 

Die Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente, ins- 
besondere die Intensivierung der Arbeitsvermittlung, 
wird die Effektivität und Effizienz der Arbeitsmarktpoli- 
tik erhöhen und zu einer Beschleunigung des Vermitt- 
lungsprozesses und damit verbunden zu einer Verkürzung 
der Dauer der Arbeitslosigkeit führen. 

Mit Inkrafttreten des Job-AQTIV-Gesetzes zum 1 . Januar 
2002 sind die Arbeitsämter verpflichtet, spätestens nach 
der Arbeitslosmeldung - als Teil einer intensiven Bera- 
tung - ein umfassendes Bewerberprofil und eine qualifi- 
zierte Chancenprognose (Profiling) mit dem Bewerber zu 
erarbeiten (siehe Anhang 2). Die Prognose zeigt die indi- 
viduellen Beschäftigungschancen und Beschäftigungsri- 
siken von Arbeitslosen auf Es geht insbesondere darum, 
das Risiko drohender Langzeitarbeitslosigkeit schnell zu 
erkennen. Können die Arbeitsämter nicht beurteilen, in 
welche Tätigkeit eine Vermittlung möglich ist oder ob 
eine Weiterqualifizierung erforderlich ist, wird dies un- 
verzüglich in einer Maßnahme der Eignungsfeststellung 
geklärt, die in der Regel durch Dritte durchzuführen ist. 
Die aus dem Profiling und ggf. dem Assessment- Verfah- 
ren abzuleitende individuelle Vermittlungsstrategie ist 
dann in einer Eingliederungsvereinbarung festzuhalten, 
die das Arbeitsamt zusammen mit den Arbeitslosen erar- 
beitet und die für beide Seiten verbindlich ist. Sie enthält 
im Sinne des „Fördems und Fordems“ die auf die indivi- 
duelle bemfliche und arbeitsmarktliche Situation zuge- 
schnittenen Schritte zur Wiedereingliederang in den Ar- 
beitsmarkt. Hiervon profitieren vor allem auch Grappen, 
die besondere Integrationsbemühungen der Arbeitsämter 
benötigen, wie beispielsweise Zuwanderer, die dem Ar- 
beitsmarkt zur Verfügung stehen. Die Eingliederungsver- 
einbamng ist spätestens nach sechsmonatiger Arbeits- 
losigkeit, bei arbeitslosen und ausbildungssuchenden 
Jugendlichen nach drei Monaten, zu überprüfen. Ferner 
ist - um Langzeitarbeitslosigkeit so weit wie möglich zu 
vermeiden - künftig der Einsatz aller arbeitsmarktpoliti- 
schen Instmmente ohne die Einhaltung von Wartezeiten 
möglich, wenn dies nach dem Ergebnis des Profilings er- 
forderlich ist. 

Zu Empfehlung 2 

Die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erreichte in Deutschland zu Beginn der 
90er-Jahre bei den 55- bis 60-Jährigen mit einer Erwerbs- 
tätigenquote von 49,6 % (1993) und bei den 60- bis 
65-Jährigen mit einer Erwerbstätigenquote von 17,6 % 
( 1 994) ihren Tiefpunkt. Seitdem ist in beiden Altersgrap- 
pen ein kontinuierlicher Anstieg der Erwerbstätigenquo- 
ten zu verzeichnen. Lediglich die Aggregation der beiden 
Altersgrappen führt zu einer leicht rückläufigen Erwerbs- 
tätigenquote seit 1997. Dieser Umstand ist darauf zurück- 
zuführen, dass die Zahl der 55- bis 60-Jährigen seit die- 
sem Zeitpunkt rückläufig ist, während die Zahl der 
60- bis 65-Jährigen kontinuierlich ansteigt. Nach den de- 
mographischen Prognosen wird sich diese Entwicklung 
jedoch nicht weiter fortsetzen, sodass zu erwarten ist, dass 
sich die beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen 


Maßnahmen in den kommenden Jahren auch in einer Er- 
höhung der aggregierten Erwerbstätigenquote nieder- 
schlagen (siehe auch Leitlinie 3). 

Dem vom Rat empfohlenen Abbau von Hindernissen, die 
einer Erwerbsbeteiligung Älterer entgegenstehen, dienen 
auch die im Teilzeit- und Befristungsgesetz getroffenen 
besonderen Erleichterungen für den Abschluss befristeter 
Arbeitsverträge mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern ab dem 58. Lebensjahr. Mit Arbeit Suchenden die- 
ser Altersgruppe, deren Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
besonders gering sind, können sachgrundlose befristete 
Arbeitsverträge ohne zeitliche Begrenzung und wieder- 
holt abgeschlossen werden. 

Zusätzliche Anreize für eine Erhöhung der Erwerbsbetei- 
ligung Älterer setzt auch das Rentenrecht. Die Alters- 
grenzen der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeit (60 Jahre), die Altersrente für langjährig 
Versicherte (63 Jahre) und die Altersrente für Frauen 
(60 Jahre) werden auf die Regelaltersgrenze 65 angeho- 
ben. Dieser Prozess wird Ende 2004 abgeschlossen sein. 
Ferner wird die Altersgrenze bei der Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen (60 Jahre) auf 63 Jahre an- 
gehoben. Machen Versicherte von der vorzeitigen Inan- 
spruchnahme einer Altersrente Gebrauch, so haben sie 
Rentenabschläge bis zu 18 % in Kauf zu nehmen. Sie gel- 
ten für die gesamte Zeit des Rentenbezugs einschließlich 
einer eventuellen Hinterbliebenenrente. Wenn die renten- 
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, führt eine Wei- 
terarbeit über das 65. Lebensjahr hinaus zu Rentenzu- 
schlägen in Höhe von 0,5 % des Rentenzahlbetrags je 
Monat, in dem die Rente nicht bezogen wird. Darüber hi- 
naus ist es für Versicherte mit einem Altersrentenanspruch 
möglich, diese Rente nicht in vollem Umfang in Anspruch 
zu nehmen (so genannte Vollrente), sondern auch zu ei- 
nem Anteil von einem Drittel, der Hälfte oder zwei Drit- 
teln als so genannte Teilrente. Neben der Teilrente kann 
eine auf deren Umfang abgestimmte Erwerbstätigkeit 
ausgeübt werden, d. h. die Hinzuverdienstgrenzen sind an 
die drei Teilrentenhöhen angepasst. Dies eröffnet für Ver- 
sicherte die Möglichkeit, den Vollrentenbezug hinauszu- 
schieben. 

Im Spitzengespräch des „Bündnisses für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit“ am 4. März 200 1 kamen 
die Bündnispartner darin überein, dass bei der Beurtei- 
lung der Beschäftigungsfähigkeit älterer Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer ein Paradigmenwechsel erforder- 
lich ist (siehe Leitlinie 3 und Aktionsplan 2001). Der 
Umsetzung dieses Ziels soll auch die 2001 begonnene 
Qualifizierungsoffensive zugunsten Älterer und die Än- 
derungen durch das Job-AQTIV-Gesetz (Weiterbildung, 
Eingliederungszuschüsse) dienen. 

Zu Empfehlung 3 

Die zu Leitlinie 14 beschriebenen Maßnahmen des Ge- 
setzgebers im Jahr 2001 zur Flexibilisierung des Arbeits- 
marktes dienen der Umsetzung der Empfehlung. Mit der 
Initiative „Neue Qualität der Arbeit“ wird Deutschland 
diesen Weg im Jahr 2002 fortsetzen. Das FuE-Programm 
„Innovative Arbeitsgestaltung“ der Bundesregierung 
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unterstützt die Sozialpartner bei der Gestaltung einer mo- 
dernen, lern- und gesundheitsförderliehen Arbeitsorgani- 
sation dureh die Erarbeitung wissensehaftlich fundierter, 
praxisbezogener Instrumente und Konzepte für Innovati- 
ons- und Wettbewerbsfähigkeit im Strukturwandel. 

Die Verwirkliehung lebenslangen Lernens für alle und die 
inhaltliche und strukturelle Weiterentwicklung berufli- 
cher Bildung mif den Komponenten Berufsausbildung 
und berufliche Weiterbildung sind zu zentralen Elemen- 
ten der Reformvorhaben in Deutschland geworden. Der 
Grundsatz des lebenslangen Lernens wird in allen Bil- 
dungsbereichen konsequent durchgesetzt. Zu Leitlinie 4 
sind der Stand der Umsetzung der Strategie lebenslangen 
Lernens qualitativ und quantitativ beschrieben sowie we- 
sentliche Maßnahmen für das Jahr 2002 genannt. Zur 
Anhebung der Qualitätsstandards in der beruflichen 
Weiterbildung wurden inzwischen z. B. Bildungstests 
durch unabhängige Einrichtungen, Zertifizierungstätig- 
keiten von Qualitätsgemeinschaften und Gütesiegelringe 
sowie Checklisten „Qualität beruflicher Weiterbildung“ 
durch gemeinsame Initiativen von Bund, Ländern und So- 
zialpartnern eingeführt. Zusätzlich wurden für sieben 
wichtige Bereiche Fortbildungsordnungen bundesweit 
neu geregelt. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die 
Verordnung über gemeinsame Anforderungen in der 
Meisterprüfung im Handwerk. Mit der Neuordnung der 
IT- Weiterbildung wurde begonnen. Sie wird im Jahr 2002 
abgeschlossen. 

Möglichkeiten der Bescheinigung und Anerkennung in- 
formellen Lernens werden gegenwärtig intensiv geprüft. 
So wird z. B. die Entwicklung von Nachweisen über in- 
formell - z. B. am Arbeitsplatz - erworbene Qualifikatio- 
nen erprobt werden. Außerdem sollen auf der Grundlage 
der bisherigen Erfahrungen die im Arbeitsprozess erwor- 
benen und nachgewiesene Qualifikationen verstärkt in 
Fortbildungsregelungen mit ganzheitlichem Ansatz be- 
rücksichtigt werden. 

Zu Empfehlung 4 

Mit der in Kraft gesetzten mehrstufigen Einkommen- und 
Untemehmenssteuerreform sind bis zum Jahr 2005 die 
Weichen zugunsten einer deutlichen Senkung der Steuer- 
belastung des Faktors Arbeit gestellt worden. Von beson- 
derer Bedeutung ist dabei zum einen die schrittweise Ab- 
senkung der Einkommensteuersätze, einschließlich des 
Eingangssteuersatzes und zum anderen die sukzessive Er- 
höhung des steuerlichen Grundfreibetrages, die der aus- 
drücklich geforderten Entlastung am unteren Ende der 
Lohnskala zugute kommt (siehe auch Leitlinie 12). 

Um den Faktor Arbeit nachhaltig zu entlasten, reicht es 
aber nicht aus, allein die Steuerbelastung zu senken. Auch 
im Bereich der Sozialversicherungsbeiträge besteht wei- 
ter Handlungsbedarf; Ziel bleibt es, den Gesamtbeitrag zu 
den sozialen Sicherungssystemen durch die Fortführung 
der Strukturreformen im Bereich der Sozialversiche- 
rungssysteme weiter zu senken. 

In Umsefzung eines Beschlusses des „Bündnisses für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ wurden 


im Rahmen des arbeitsmarktpolitischen Sonderpro- 
gramms „Chancen und Anreize zur Aufnahme sozial- 
versicherungspflichtiger Tätigkeiten“ (CAST) der Bun- 
desregierung seit einem Jahr das „Mainzer Modell“ 
sowie ein Vorschlag der „Saar-Gemeinschaftsinitiative“ 
im Modellversuch erprobt (siehe auch Aktionsplan 2001 
sowie Leitlinie 12). Seit 1. März 2002 ist die Erprobung 
des „Mainzer Modells“ auf das gesamte Bundesgebiet 
ausgeweitet (siehe Leitlinie 12). Die bisherige Eva- 
luierung ergab, dass neben einem hohen Anteil von rund 
65 % vormals Arbeitsloser an allen Bewilligungen (bis 
Ende Dezember 2001) rund 10 % vorher geringfügig be- 
schäftigt waren, weitere 8 % zur Stillen Reserve gehör- 
ten, 10 % Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkehrer 
waren. Dies deutet daraufhin, dass es gelungen ist, über 
die primären Zielgruppen der Arbeitsämter hinaus wei- 
tere Personengruppen anzusprechen. Einen ähnlichen 
Hinweis gibt der Anteil von 42 % von Personen, die vor 
der Förderung durch eines der beiden Modelle aus- 
schließlich Sozialhilfe bezogen haben und der Anteil 
von 18 % von Personen, die zuvor weder Sozialhilfe 
noch Arbeitslosenhilfe oder -geld noch sonstige Lohn- 
ersatzleistungen bezogen. Etwa 64% der Geförderten 
sind Frauen. 

Zu Empfehlung 5 

Lohugleichheit 

Der Grundsatz der Lohngleichheit ist schon lange im 
europäischen und auch im deutschen Recht eindeutig 
verankert. Dank eindeutiger Rechtslage geht es daher 
bei den dennoch verbleibenden Lohndifferenzen in- 
zwischen nicht mehr um direkte Lohndiskriminierun- 
gen von Frauen, sondern um viele oft sehr versteckte 
Ursachen. 

Obwohl die Bundesregierung keine unmittelbare Rege- 
lungsmöglichkeit in Lohnfragen hat - dies ist Sache der 
Tarifpartner -, hat sie es sich zur Aufgabe gemacht, den 
ihr möglichen Beitrag zum Abbau von Lohnungleichheit 
zwischen Frauen und Männern zu leisten. 

Zurzeit gibt es hierzu u. a. folgende Initiativen der Bun- 
desregierung: 

- Durchführung von drei mit EU-Mitteln geforderte 
Projekte im Rahmen des 4. und 5. Aktionsprogramms, 
die sich mit dem Thema „Gleicher Lohn für gleich- 
wertige Arbeit“ beschäftigen und dabei internationale 
Bezüge herstellen. 

- Als Teil des Programms „Frau und Beruf ‘ wird die 
Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode ei- 
nen umfassenden Bericht zur Lohngleichheit und zur 
ökonomischen Situation von Frauen vorlegen (siehe 
auch Leitlinie 17). 

- Das Eingruppierungssystem des Bundes-Angestell- 
tentarifvertrages (BAT) wird von den öffentlichen Ar- 
beitgebern im Dialog mit den Sozialpartnern auf mög- 
liche Diskriminierungspotenziale untersucht und in 
die Verhandlungen zur Modernisierung des Tarif- 
rechts eingebracht werden. 
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Steuer- und Sozialleistungssystem 

Die von der Bundesregierung eingeleitete Steuerreform 
setzt Meilensteine auf dem Weg zu einem gerechten und fa- 
milienfreundlichen Steuersystem. Dabei kommt insbeson- 
dere die Absenkung der Steuersätze und die Anhebung des 
Grundfreibetrages Familien mit geringem und mittlerem 
Einkommen zugute. Ein grundlegender Schritt wurde u. a. 
durch das Zweite Gesetz zur Familienforderung getan, mit 
dem die Betreuungskosten in begrenztem Umfang - unab- 
hängig vom Familienstand abziehbar gestaltet wurden. 

Sowohl bei der Rentenstrukturreform als auch bei der Re- 
form des Arbeitsforderungsrechts wurde ein besonderes 
Augenmerk darauf gerichtet, Nachteile, die Frauen durch 
die Erziehung von Kindern oder durch die Pflege von An- 
gehörigen entstehen, auszugleichen. 

Mit der Rentenstrukturreform wurde durch die neu einge- 
führte Höherbewertung der Rentenanwartschaften wäh- 
rend der Kinderberücksichtigungszeiten ein wichtiger zu- 
sätzlicher Anreiz geschaffen, spätestens nach dem Ablauf 
der dreijährigen Kindererziehungszeit ins Erwerbsleben 
zurückzukehren. Mit diesem neuen Instrument wird für 
Frauen, die Familie und Erwerbsarbeit miteinander ver- 
binden, ein Ausgleich in der Rente geschaffen. 

Kinderbetreuung 

Nicht nur aus kinder- und familienpolitischen Erwägun- 
gen, sondern auch aus arbeitsmarktpolitischen Gesichts- 
punkten, ist ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in 
Tageseinrichtungen für Kinder vorzuhalten. Dabei geht es 
in den alten Bundesländern vor allem um den Ausbau von 
Ganztagsplätzen für alle Altersgruppen und in den neuen 
Bundesländern um die Sicherung des bestehenden Ange- 
bots. Chancengleichheit kann nur bei entsprechenden An- 
geboten erreicht werden. 

Die Länder und Kommunen werden durch Ausbaupro- 
gramme und Umstrukturierungen versuchen, das beste- 
hende Betreuungsdefizit abzubauen. Durch das Angebot 
flexibler Öffnungszeiten soll es Müttern und Vätern er- 
leichtert werden, Beruf und Familie besser zu vereinbaren. 

Die Spitzenverbände der Wirtschaft haben zugesagt, ihren 
Mitgliedern zu empfehlen, flexible Arbeitszeiten und Ar- 
beitsformen anzubieten, damit Betriebsangehörige mit 


Kindern die Familienphase besser gestalten können (im 
Einzelnen siehe Leitlinie 1 8). 

Eine Konferenz zum Thema „Standortfaktor Kinder: 
Ganztagsbetreuung jetzt“ am 6. und 7. Juni 2002 in Ber- 
lin hat das Ziel, Initiativen vor Ort in Gang zu bringen und 
damit entscheidend zum Ausbau der Ganztagsbetreuung 
beizutragen. 

Das Angebot von Betreuungsangeboten an Grundschulen 
sowie an Ganztagsschulen ist von den Ländern verstärkt 
worden (siehe Beispiele in Anhang 3). 

Zielvorgaben 

Die Bundesregierung hat mit den Spitzenverbänden der 
deutschen Wirtschaft eine Vereinbarung zur Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft abgeschlossen. Die Bundesregierung 
und die Wirtschaftsverbände stimmen in dem Ziel über- 
ein, durch aktive betriebliche Fördermaßnahmen sowohl 
die Ausbildungsperspektiven und die beruflichen Chan- 
cen der Frauen als auch die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf für Mütter und Väter nachhaltig zu verbessern. Da- 
mit soll eine deutliche Erhöhung des Beschäffigungsan- 
teils von Frauen erreicht werden, auch in den Bereichen, 
in denen sie bislang unterrepräsentiert sind. Dies sind ins- 
besondere Führungspositionen und zukunftsorientierte 
Berufe. Maßnahmen zur Verfolgung dieser Ziele werden 
auch zu einer Verringerung der Einkommensunterschiede 
zwischen Männern und Frauen beitragen. 

Die Spitzenverbände der Wirtschaft sagen zu, ihren Mit- 
gliedern betriebliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern sowie der 
Familienffeundlichkeit zu empfehlen. Die Spitzenver- 
bände werden Arbeitgeber und Unternehmen informie- 
ren, beraten und unterstützen. Sie werden Konzepte und 
Modelle zur Verwirklichung von Chancengleichheit und 
Familienffeundlichkeit als nachahmenswerte Beispiele 
(„best-practice“) präsentieren. Sie werden Chancen- 
gleichheit und Familienfreundlichkeit zum Thema ihrer 
Ausbildungs- und Betriebsberatung sowie ihrer Bildungs- 
veranstaltungen machen. 

Die Umsetzung der Vereinbarung soll erstmals Ende 2003 
bilanziert werden. 


D. Fortschrittsbericht zur Umsetzung der Leitiinien und neue initiativen 


Säule I: Verbesserung der Beschäftigungs- 

fähigkeit 

Schwerpunkte 

- Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik bleibt die Ver- 
besserung der Beschäftigungsfähigkeit vor allem 
durch eine weitere Optimierung der arbeitsmarktpoli- 
tischen Instrumente, durch die Fortsetzung der Strate- 
gien für das lebensbegleitende Lernen sowie durch 
Reformen im Steuer-Transfer-System: 


- Die Bundesregierung hat das geltende Arbeitsforde- 
rungsrecht mit dem Job-AQTIV-Gesetz (siehe An- 
hang 2) durch einen umfassenderen präventiven An- 
satz ersetzt. Damit wurde der schon in den letzten 
Jahren verfolgte Ansatz konsequent fortgeführt und 
systematisiert. 

- Mithilfe des Sofortprogramms zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit (JUMP), das das bestehende Regel- 
werk sinnvoll ergänzt, konnte die Arbeitslosenquote 
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der Jugendlichen weiter gesenkt werden. Die Ausbil- 
dungsplatzbilanz Ende des Vermittlungszeitraumes 
2001 ist positiv. Die Zahl der Ausbildungsverträge in 
den zukunftsträchtigen IT- und Medienberufen hat 
sieh weiter erhöht (Ende 2001 um rund 28 500 auf 
rund 70 000). 

- Die Zahl der Langzeitarbeitslosen war aueh im letzten 
Jahr weiter rückläufig. Mit dem Job-AQTIV-Gesetz 
werden sich die Voraussetzungen zur weiteren Redu- 
zierung des Bestandes und des Zugangs zu Langzeit- 
arbeitslosigkeit weiter verbessern. 

- Die Erwerbstätigenquote Älterer hat sieh in den ver- 
gangenen Jahren in allen Altersgruppen weiter erhöht 
und die Zahl der arbeitslosen Älteren ist zurückgegan- 
gen. Dieser Trend wird weiter unterstützt, in dem das 
Ziel, die Beschäftigung Älterer zu fordern, Eingang in 
die Neuregelung des ArbeitsfÖrderungsreehtes und in 
das Teilzeif- und Beffisfungsgesetz gefunden hat. 

- Die aktive Arbeitsmarktpolitik leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung des beschäftigungspolitisehen 
Ansatzes der Bundesregierung. Im Mitfelpunkf der 
Arbeitsmarktpolifik stehen dabei die Vermittlung von 
Qualifikationen und der Abbau von Qualifikationsde- 
fiziten um Engpässe auf den neuen Arbeitsmärkten zu 
verhindern. Um die Effektivität und Effizienz des ge- 
samten arbeitsmarktpolitisehen Instrumentariums 
weiter zu erhöhen, wird die Wirkungsforschung inten- 
siviert. Zudem hat die Bundesregierung einen Zwei- 
stufenplan zur Reform der Bundesanstalt für Arbeit 
beschlossen, um die Arbeitsverwaltung und insbeson- 
dere die Arbeitsvermittlung zu modernisieren. 

- Mit der umfassenden Reform der Einkommen- und 
Untemehmensbesteuerung wurden die Rahmenbedin- 


gungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze deutlich ver- 
bessert. Die Überlegungen zur beschäftigungsfreundli- 
ehen Ausgestaltung des Steuer-Transfer-Systems wer- 
den weiter fortgeführt, um die Beschäftigungsanreize 
zu stärken und Besehäftigungshemmnisse abzubauen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt in der nächsten Le- 
gislaturperiode die Arbeitslosen- und Sozialhilfe für 
die erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger und Arbeits- 
losenhilfebezieher zusammenzuführen. 

- Im Rahmen des arbeitsmarkfpolitischen Sonderpro- 
gramms „Chaneen und Anreize zur Aufnahme sozial- 
versieherungspflichtiger Tätigkeiten“ (CAST), bei 
dem die Beschäftigungsehaneen im unteren Einkom- 
mensbereich verbessert werden sollen, hat die Bun- 
desregierung die Erprobung des „Mainzer Modells“ 
zum 1 . März 2002 auf das gesamte Bundesgebiet aus- 
geweitet. 

- Einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Be- 
sehäftigungsfähigkeit und zur Prävention vor Arbeits- 
losigkeit und sozialer Ausgrenzung leisten Bund und 
Länder im Rahmen der Förderung lebenslangen 
Lernens auf allen Ebenen des Bildungssystems, ins- 
besondere im Rahmen der berufliehen Aus- und Wei- 
terbildung. Dies findet aueh in der Erhöhung des 
Bildungs- und Forschungsetats des Bundes seinen 
Ausdruck. 

Leitlinie 1: Bekämpfung der Jugend- und 
Langzeitarbeitslosigkeit 

Präventiver Ansatz vollständig umgesetzt 

- Mit dem zum 1 . Januar 2002 in Kraft getretenen Job- 
AQTIV-Gesetz (siehe Anhang 2) werden die Arbeits- 
marktpolitik modernisiert und die präventive Ausrich- 
tung weiter gestärkt. 


Text der Leitlinie 1 

Zur Bekämpfung der Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit werden sieh die Mitgliedstaaten verstärkt bemühen, 
präventive Strategien auszuarbeiten, die auf eine frühzeitige Ermittlung der individuellen Bedürfnisse und auf die 
Verbesserung der Beschäftigungsfahigkeit abzielen. Binnen eines Jahres - bei einer möglichen Fristverlängerung 
für Mitgliedstaaten mit besonders hoher Arbeitslosigkeit und unbeschadet der im Jahr 2002 vorzunehmenden Über- 
prüfung der Leitlinien - werden die Mitgliedstaaten sicherstellen, 

1 . 

- dass allen arbeitslosen Jugendlichen innerhalb von seehs Monaten und allen arbeitslosen Erwaehsenen inner- 
halb von zwölf Monaten nach Eintritt der Arbeitslosigkeit ein Neuanfang in Form einer Ausbildung, einer Um- 
schulung, eines Erwerbs von Berufserfahrung, eines Arbeitsplatzes oder einer anderen die Beschäftigungs- 
fähigkeit fördernden Maßnahme ermöglieht wird; dies schließt aueh individuelle Berufsberatung und 
Berufsorientierung im Hinbliek auf die effektive Eingliederung in den Arbeitsmarkt ein. 

- Diese präventiven, auf die Förderung der Besehäftigungsfähigkeit abstellenden Maßnahmen sollten mit Maß- 
nahmen zur Reduzierung des Bestands an Langzeitarbeitslosen, d. h. ihrer Wiedereingliederung in den Arbeits- 
markt, verknüpft werden. 

- In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten die Modernisierung ihrer öffentlichen Arbeitsverwaltun- 
gen vorantreiben, insbesondere durch Überwachung der Fortschritte, Setzen klarer Zeitziele und geeignete Um- 
schulungsangebote. Die Mitgliedstaaten sollten die Zusammenarbeit mit anderen Dienstleistungsanbietem för- 
dern, um so die Strategie der Prävention und Aktivierung effektiver zu gestalten. 
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- Schon in den letzten Jahren wurde der präventive An- 
satz in der Arbeitsforderung gestärkt (siehe Aktions- 
pläne 1999 bis 2001). So fallen auch die Werte zu den 
Input- und Outputindikatoren zur Leitlinie 1 im dies- 
jährigen Aktionsplan (siehe Anhang 1, Tabellen 4 und 
5) im Vergleich zum Aktionsplan 2001 besser aus (mit 
Ausnahme des Zugangs in Langzeitarbeitslosigkeit 
bei den Erwachsenen). 

- Mit dem Job-AQTIV-Gesetz wird die vollständige 
Umsetzung der ersten beschäftigungspolitischen Leit- 
linie sichergestellt. Profiling und Eingliederungsver- 
einbarung sowie deren zeitige Überprüfung und Fort- 
schreibung und der - wenn nötig - frühzeitige Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente sind nun konsti- 
tuierende Merkmale des deutschen Eingliederungs- 
pfades in der Arbeitsforderung. Eine detaillierte Be- 
schreibung hierzu findet sich in der Stellungnahme zu 
Empfehlung 1 und im Anhang 2. Zur Unterstützung 
der Vermittlungsintensivierung wurde mit Beginn des 
Jahres 2002 das Vermittlungspersonal der Bundesan- 
stalt für Arbeit um 2 000 Kräfte (1 000 mit befristetem 
Arbeitsvertrag und 1 000 durch interne Umschich- 
tung) erhöht. Zusätzlich werden 1 000 Arbeitskräfte 
bei Dritten mit Vermittlungsaufgaben beauftragt. 

Geschäftspolitische Schwerpunkte der Bundesanstalt 

für Arbeit 

- Auch für das Jahr 2002 waren für die Entwicklung ge- 
schäftspolitischer Schwerpunkte der Bundesanstalt 
für Arbeit die beschäftigungspolitischen Leitlinien 
und der nationale Aktionsplan eine wesentliche 
Grundlage. Die geschäftspolitischen Schwerpunkte 
sind mittelfristig ausgerichtet und strukturieren das 
übergeordnete geschäftspolitische Ziel „individuelle 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden und zu beenden“ (zu 
den geschäftspolitischen Zielen 2002 siehe An- 
hang 4). 

Modernisierung der Arbeitsverwaltung 

- Zur Verbesserung der Effizienz bei der Arbeitsverwal- 
tung, insbesondere bei der Arbeitsvermittlung, hat die 
Bundesregierung einen Zweistufenplan zur Reform 
der Bundesanstalt für Arbeit beschlossen. 

- Die erste Stufe beinhaltet u. a. folgende Sofortmaß- 
nahmen: 

- Die Bundesanstalt für Arbeit wird aus einer Behörden- 
organisation in einen Dienstleister mit privatwirt- 
schaftlichen Führungsstrukturen überführt (moderne 
Leitungsstruktur mit einem hauptamtlichen Vorstand 
und einem deutlich verkleinerten Verwaltungsrat als 
Kontrollorgan); 

- um einen echten Wettbewerb zwischen Bundesanstalt 
und privaten Vermittlern herzustellen, erhalten private 
Vermittler freien Marktzugang (u. a. Aufhebung der 
Erlaubnispflicht für private Vermittler); 

- die im Job-AQTIV-Gesetz beschlossene Kooperation 
mit Dritten wird gestärkt; 


- die Qualität der Arbeitsvermittlung wird nachhaltig 
und spürbar verbessert (Konzentration auf die Ver- 
mittlungsoffensive durch weitere Personalumschich- 
tung innerhalb der Bundesanstalt und verstärkte Ak- 
quisition von Stellen in den Betrieben). 

- Um weitere gesetzliche Schritte für eine zweite Re- 
formstufe vorzubereiten, beruft die Bundesregierung 
eine Kommission „Moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt“, die bis zum Ende der Legislaturperiode 
Vorschläge für eine wirkungsvollere Umsefzung der 
Arbeifsförderung, eine neue Organisationssfruktur der 
Bundesanstalt für Arbeit und ein Durchführungskon- 
zept entwickeln soll, ln der Bundesanstalt für Arbeit 
soll die Gewichtung der Aufgaben untereinander zu- 
gunsten der operativen Dienstleistungen Vermittlung 
und Beratung verschoben werden. Aufgabe der Kom- 
mission wird es auch sein, zu prüfen, ob die Bundes- 
anstalt z. B. bei der Auszahlung von Kindergeld oder 
der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung entlastet 
und damit auf ihre Kemaufgaben auf dem Arbeits- 
markt zurückgeführt werden kann. 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslo- 
sigkeit hatte die Jugendarbeitslosigkeit bereits in sei- 
nem ersten Jahr (1999) deutlich reduziert. Im Jahr 
2001 konnte die Arbeitslosenquote gegenüber dem 
Vorjahr um 0,4 %-Punkte auf 9,1 % weiter leicht ge- 
senkt werden. Im Vergleich zum Jahr 1998 ist dies ein 
Rückgang um 2,7 %-Punkte, wobei sich die positive 
wirtschaftliche Entwicklung im Jahr 1999 und 2000 
auch auf die Beschäftigungssituation der Jugendli- 
chen positiv ausgewirkt hat. Auch trugen Aktivitäten 
der Bundesländer zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit bei. Allerdings ist die regionale Entwicklung wei- 
terhin unterschiedlich, ln den alten Ländern sank im 
Jahre 200 1 die Arbeitslosenquote nur leicht von 7,7 % 
auf 7,4 %, in den neuen Ländern deutlicher von 
16,6% auf 15,8%. 

- Trotz des Rückgangs der Arbeitslosenquoten infolge 
verstärkter Beschäftigung Jugendlicher ist die abso- 
lute Zahl arbeitsloser Jugendlicher im Jahre 2001 
leicht angestiegen, da Jugendliche von der konjunktu- 
rellen Abschwächung als erste und am stärksten be- 
troffen sind. Im Jahre 2001 stieg die Zahl arbeitsloser 
Jugendlicher um 15 600 auf 443 900, wobei nach wie 
vor das Niveau des Jahres 1998 um 27 800 unter- 
schritten wurde. Der Anteil der arbeitslosen Frauen 
ging nochmals zurück und lag 2001 bei 38,8 % aller 
arbeitslosen Jugendlichen. 

- Das Sofortprogramm ergänzt die jugendspezifischen 
und sonstigen Leistungen der Arbeitsforderung. Im 
Jahre 2001 wurden durch die Leisfungen des SGB 111 
im Jahresdurchschnitt 419 000 Jugendliche (Frau- 
enanteil: 39,5 %) gefordert, 1,1% mehr als im Vorjahr. 
Seit 1999 wurden ergänzend durch das Sofort- 
programm rund 406 000 Jugendliche gefordert. Im 
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Jahresdurchschnitt 2001 waren 42,3 % der Teilnehmer 
Frauen. Mit dem Sofortprogramm können Jugendli- 
che, die noch keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
gefunden haben, durch verschiedene zusätzliche Akti- 
vitäten in eine Ausbildung oder Arbeit vermittelt oder 
auch qualifiziert werden. Die Arbeitsämter sind auf- 
gefordert, aktiv darauf hinzuwirken, dass junge 
Frauen auch in Berufstätigkeiten vermittelt werden 
können, in denen sie bisher unterrepräsentiert sind. 

- Berufsausbildung ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die erfolgreiche Integration von Jugendlichen in die 
Berufs- und Arbeitswelt. Im Jahr 2001 wurden insge- 
samt rund 1,7 Mio. Jugendliche (Frauenanteil 40,5 %) 
im dualen System, dem dominierenden beruflichen 
Bildungsweg für junge Menschen in Deutschland, aus- 
gebildet (siehe auch Leitlinie 4). Die Ausbildungs- 
platzbilanz Ende des Vermittlungszeitraumes 200 1 ist 
positiv. Am 30. September 2001 waren bundesweit 
noch rund 3 % (20 500, Frauenanteil 48,6 %) der 
634000 Stellensuchenden ohne Ausbildungsvertrag 
und rund 4 % (24 500) der 638 000 gemeldeten Aus- 
bildungsplätze unbesetzt. 1998 war der Anteil der Ju- 
gendlichen ohne Lehrstelle zum gleichen Zeitpunkt 
mit fast 6 % (35 700, Frauenanteil 53,2 %) beinahe 
doppelt so hoch. Die Ausbildung in den neuen IT- und 
Medienberufen hat sich weiter positiv entwickelt. Mit 
rund 28 600 neuen Ausbildungsverträgen in diesem 
Bereich wurde das Jahr 2000 um gut 10 % übertroffen. 
Wie im Vorjahr überstieg zum Beginn des Ausbil- 
dungsjahres die Zahl der noch offenen Ausbildungs- 
plätze die Zahl der unvermittelten Bewerberinnen und 
Bewerber. Insgesamt wurde damit auch im Jahr 2001, 
trotz der schwierigen konjunkturellen Entwicklung, 
die vom „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ im Rahmen des Ausbildungskonsen- 
ses von Wirtschaft, Gewerkschaften und Bundesregie- 
rung getroffene Zusage eingelöst, allen Jugendlichen, 
die können und wollen, ein Angebot zu machen. 

- Flankierende Maßnahmen von Bund und Ländern so- 
wie den Sozialpartnern haben das Ausbildungsplatz- 
angebot weiter gestärkt. Wegen der immer noch be- 
stehenden regionalen Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland haben Bundesregierung und die 
neuen Länder im Jahr 200 1 wiederum zusammen Aus- 
bildungsplatzsonderprogramme für insgesamt 1 6 000 
Jugendliche mit insgesamt rund 106 Mio. € gefordert. 

Ziele und Initiativen 

- Mit dem Job-AQTIV-Gesetz wird der präventive An- 
satz in der Arbeitsmarktpolitik weiter intensiviert und 
systematisiert (siehe Stellungnahme zur Empfehlung 
1 und Anhang 2). Hiervon profitieren insbesondere 
auch die arbeitslosen Jugendlichen, deren Eingliede- 
rungsvereinbarung spätestens nach drei Monaten er- 
neut zu überprüfen ist. 

- Das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslo- 
sigkeit wurde bis zum Jahr 2003 verlängert. Im Jahr 
2002 stehen erneut 1 ,02 Mrd. € im Haushalt der Bun- 
desanstalt für Arbeit zur Verfügung. Die Bundesregie- 


rung trägt der unterschiedlichen regionalen Entwick- 
lung der Jugendarbeitslosigkeit Rechnung, indem die 
Hälfte der Mittel für die neuen Länder vorgesehen ist. 
Erfolgreiche Elemente des Sofortprogramms werden 
ab dem Jahre 2004 in das Arbeitsforderungsrecht 
übernommen. 

- Für das Jahr 2002 wird wiederum eine ausgeglichene 
Ausbildungsplatzbilanz zwischen angebotenen be- 
trieblichen Plätzen und jugendlichen Nachfragern an- 
gestrebt. Insbesondere sollen die nach wie vor beste- 
henden großen regionalen Unterschiede zwischen den 
alten und neuen Ländern abgebaut werden. 

- Bund und Länder werden 2002 zusätzlich wiederum 

14 000 Ausbildungsstellen in den neuen Ländern för- 
dern. Die Wirtschaftsverbände werden sich mit Unter- 
stützung von Bund, Ländern und Gewerkschaften 
nachhaltig für eine weitere Steigerung des betriebli- 
chen Ausbildungsangebotes einsetzen. 

Verhütung von Langzeitarbeitslosigkeit 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Langzeitarbeitslosigkeit ist seit 1998 in Deutsch- 
land rückläufig. Im Jahresdurchschnitt 2001 waren 
1,285 Mio. Menschen langzeitarbeitslos, rund 90 000 
weniger als 2000. Dies entspricht einem Rückgang 
von rund 6,5 % gegenüber dem Jahr 2000 und gegen- 
über dem Jahr 1998 sogar einem Rückgang von 
15,7 %. Der Anteil der Frauen an den Langzeitarbeits- 
losen betrug 51,2 % im Jahr 2001. Allerdings besteht 
bei der Langzeitarbeitslosigkeit zwischen Ost- und 
Westdeutschland ein deutlicher Unterschied. So war 
diese in Westdeutschland gegenüber dem Jahr 2000 
deutlich rückläufig (- 11,8 %), währenddessen sie in 
Ostdeutschland stieg (+ 4 %). Auch vor diesem Hin- 
tergrund werden die Mittel der aktiven Arbeitsmarkt- 
politik überproportional in den neuen Ländern einge- 
setzt (siehe Leitlinie 2). 

- Mit dem durch das Job-AQTIV-Gesetz umgesetzten 
präventiven Ansatz im Sinne der ersten Leitlinie sind 
die Voraussetzungen dafür geschaffen worden, um 
Bestand und Zugang in Langzeitarbeitslosigkeit wei- 
ter zu vermindern. Der präventive Ansatz wird ver- 
bunden mit Maßnahmen zur Reduzierung des Be- 
stands an Langzeitarbeitslosen durch Förderung ihrer 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Die Band- 
breite der arbeitsmarktpolitischen Instrumente steht 
jetzt allen Arbeitslosen offen, unabhängig von der 
Dauer ihrer Arbeitslosigkeit. Zusätzlich wurden mit 
dem Sonderprogramm zur Wiedereingliederung 
Langzeitarbeitsloser im Jahresdurchschnitt 2001 rund 
33 500 Personen gefordert wurden (darunter rund 

15 000 Frauen). 

Ziele und Initiativen 

- Durch das Job-AQTIV-Gesetz wird der präventive 
Ansatz in der Arbeitsmarktpolitik mit dem Ziel, den 
Zugang in Langzeitarbeitslosigkeit signifikant zu re- 
duzieren, entscheidend weiter intensiviert und syste- 
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matisiert. Damit wird allen Arbeitslosen ein systema- 
tischer Neuanfang im Sinne der Leitlinie angeboten. 

- Die Arbeitsämter wurden aufgefordert, zur Überwin- 
dung der Arbeitslosigkeit von Leistungsbeziehem 
nach dem SGB 111 und dem Bundessozialhilfegesetz, 
also vor allem Langzeitarbeitslosen, Kooperationsver- 
einbarungen mit den Trägem der Sozialhilfe abzu- 
schließen und gemeinsame Anlaufstellen einzurich- 
ten. Bis Ende November 2001 wurden bundesweit 
190 Kooperationsvereinbamngen abgeschlossen und 
57 gemeinsame Anlaufstellen eingerichtet. Um diesen 
Ansatz weiter zu forcieren, sind weitere Kooperati- 
onsvereinbamngen und die Einrichtung weiterer An- 
laufstellen auch im Jahre 2002 vorgesehen. 

Leitlinie 2: Ein beschäftigungsfreundlicher Ansatz: 
Sozialleistungen, Steuern und 
Ausbildungssysteme 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Bundesregiemng hat mit der schrittweisen Sen- 
kung der Steuerbelastung durch die umfassende Ein- 
kommen- und Untemehmenssteuerreform wichtige 
Voraussetzungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
geschaffen und Arbeitsanreize erhöht (siehe im Ein- 
zelnen Leitlinie 12). 

- Darüber hinaus wurden im Jahresdurchschnitt 2001 
mnd 1,36 Mio. Personen durch den Bund und die Bun- 
desanstalt für Arbeit mit Maßnahmen der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik gefördert (siehe Anhang 1, Tabelle 8). 


Angesichts der nach wie vor schwierigen Situation in 
den neuen Ländern wurden die Mittel der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik weiterhin weit überproportional dort 
eingesetzt. Während der Anteil der ostdeutschen Ar- 
beitslosen 35,7 % an allen Arbeitslosen betmg, umfas- 
ste der Anteil der Bundesanstalt für Arbeit für akfive Ar- 
beifsmarktpolitik in den neuen Ländern 44,7 %. 

- Im Mittelpunkt der aktiven Arbeitsmarktpolitik von 
Bund und Bundesanstalt für Arbeit stehen die Ver- 
mittlung von Qualifikationen und der Abbau von 
Qualifikationsdefiziten. Im Jahr 2001 lag die Teilneh- 
merzahl für Bildungsmaßnahmen (Aus- und Weiter- 
bildung) jahresdurchschniftlich bei 770 000 Personen 
(einschließlich Jugendsofortprogramm). Insgesamt 
wurden für alle Maßnahmen der akfiven Arbeits- 
marktpolitik von Bund und der Bundesanstalt für Ar- 
beif im Jahr 2001 21,9 Mrd. € ausgegeben, dies sind 
0,2 Mrd. € mehr als im Jahr 2000. 

- An Weiterbildungsmaßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeif, die auf eine Beschäftigung in den IT- und Me- 
dienberufen vorbereiten, haben im Jahresdurchschnitt 
2001 48 000 Personen teilgenommen (Steigerung ge- 
genüber dem Vorjahr um 4,3 %); Ende des Jahres 2001 
sind hierfür über 1 Mrd. € ausgegeben worden (rund 
1,9 Mrd. DM im Jahr 2000). 

- Hinzu kommen die arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men der Programme der Länder (siehe Anhang 1 , Ta- 
belle 9), die 2001 mit rund 1,84 Mrd. € im Jahres- 
durchschnitt rund 656 000 Personen gefördert haben. 
Durch Bund, Bundesanstalt für Arbeit und die Länder 


Text der Leitlinie 2 

Sozialleistungs-, Steuer- und Ausbildungssysteme sind - soweit erforderlich - zu überprüfen und so anzupassen, 
dass sie aktiv zur Förderung der Beschäftigungsfahigkeit der Arbeitslosen beitragen. Überdies sollten diese Systeme 
in ihrem Zusammenwirken die Rückkehr nichterwerbstätiger Personen ins Erwerbsleben fördern, die bereit und in 
der Lage sind, eine Beschäftigung aufzunehmen. Insbesondere sollte angestrebt werden, Arbeitslosen und Nicht- 
erwerbstätigen mehr Anreize zu bieten, sich um Arbeit zu bemühen und entsprechende Angebote wahrzunehmen, 
und Maßnahmen zur Qualifizierung und zur Verbesserung der Beschäftigungsaussichten insbesondere derjenigen 
zu forcieren, die sich mit den größten Schwierigkeiten konfrontiert sehen. 

2. Jeder Mitgliedstaat wird 

- sein Sozialleistungs- und Steuersystem überprüfen und gegebenenfalls reformieren, um Armutsfallen zu besei- 
tigen und Arbeitslosen und Nichterwerbstätigen Anreize zu bieten, sich um Arbeit oder Maßnahmen zur Ver- 
besserung ihrer Beschäftigungsfahigkeit zu bemühen und entsprechende Angebote wahrzunehmen, und den Ar- 
beitgebern Anreize zu bieten, neue Arbeitsplätze zu schaffen; 

- sich bemühen, den Anteil der Arbeitslosen und Nichterwerbstätigen, bei denen aktive Maßnahmen zur Förde- 
rung der Beschäftigungsfahigkeit zur Anwendung gelangen, spürbar zu erhöhen - wobei eine effektive Einglie- 
derung in den Arbeitsmarkt anzustreben ist -, und die Ergebnisse, den Nutzeffekt und die Kosteneffizienz die- 
ser Maßnahmen verbessern; 

- Maßnahmen fördern, die darauf abstellen, Arbeitslosen und Nichterwerbstätigen Qualifikationen - unter ande- 
rem in den Bereichen Informationstechnologie und Kommunikation - zu vermitteln bzw. vorhandene Qualifi- 
kationen zu verbessern, ihnen damit den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern und einen Beitrag zum Abbau 
von Qualifikationslücken zu leisten. Zu diesem Zweck legt jeder Mitgliedstaat hinsichtlich der den Arbeitslosen 
angebotenen aktiven Maßnahmen - einschließlich Bildungs-, Weiterbildungs- oder ähnliche Maßnahmen - eine 
Zielvorgabe fest, wobei eine schrittweise Annäherung an den Durchschnitt der drei in dieser Hinsicht am wei- 
testen fortgeschrittenen Mitgliedstaaten, mindestens aber ein Anteil von 20 % anzustreben ist. 
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haben somit rund 2 Mio. Personen an Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik teilgenommen. Bezogen 
auf einen jahresdurchschnittlichen Bestand von 3,85 
Mio. Arbeitslosen entspricht dies einer Aktivierungs- 
quote von 34,2 % (Berechnung erfolgt nach der neuen 
auf europäischer Ebene vereinbarten Berechnungsme- 
thode, nach der alten Berechnungsmethode ergibt sich 
eine Aktivierungsquote von 50 %). 

- Ziel ist es eine effektive Eingliederung der Arbeits- 
losen in den Arbeitsmarkt zu gewährleisten. Ein wich- 
tiges Instrument zur Beurteilung der Effektivität der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente sind die Ver- 
bleibsquoten (siehe Anhang 1, Tabelle 7). Der Erfolg 
von Weiterbildungsmaßnahmen zeigt sich vor allem 
bei Maßnahmen, die auf eine Beschäftigung in den 
IT- und Medienberufen vorbereiten. Die Eingliede- 
rungsquote der Teilnehmer liegt regelmäßig über 
70 %; in den Bereichen Software-Entwicklung und 
Netzwerk-Administration sind sogar Eingliederungs- 
quoten von über 90 % keine Seltenheit. 

- Auch das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) ist durch 
die Betonung des Vorrangs aktiver vor passiven Hilfen 
darauf ausgerichtet, die Integration von Hilfeempfän- 
gem in den Arbeitsmarkt zu fördern (siehe Leitli- 
nie 1 1). Zu diesem Zweck stellt das BSHG für die So- 
zialhilfeträger ein breit gefächertes und auf die 
individuellen Anforderungen zugeschnittenes Maß- 
nahmen-Instrumentarium zur Verfügung (siehe Akti- 
onsplan 2001). So können z. B. Arbeitnehmerzu- 
schüsse in Höhe des monatlichen Regelsatzes eines 
Haushaltsvorstandes (Durchschnittswert alte Länder 
rund 286 €, neue Länder rund 276 €) und bis zur Dauer 
von 12 Monaten gewährt werden. Im Rahmen einer 
derzeit noch bis zum 3 1 . Dezember 2002 befristeten 
gesetzlichen Experimentierklausel, die bis zum 
31. Dezember 2004 verlängert werden soll, können 
auch weiter gehende Hilfen angeboten werden. 

- Die wissenschaftliche Begleitung und Bewertung der 
Modellvorhaben zur Verbesserung der Zusammenar- 
beit von Arbeitsämtern und Trägem der Sozialhilfe 
(MoZArT) soll außerdem Schlussfolgemngen für die 
geplante Zusammenführang von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige und 
Arbeitslosenhilfebezieher ermöglichen. Seit Anfang 
2001 werden insgesamt 30 innovative Modellvorha- 
ben gefördert (siehe Aktionsplan 2001). 

- Zum Sonderprogramm „Chancen und Anreize zur 
Aufnahme sozialversichemngspflichtiger Tätigkeiten 
(CAST) und zur flächendeckenden Ausweitung des 
„Mainzer Modells“ siehe Leitlinie 12. 

Ziele und Initiativen 

- Das Haushaltsvolumen der aktiven Arbeitsmarktpoli- 
tik von Bund und Bundesanstalt für Arbeit liegt 2002 
mit 22,44 Mrd. € leicht über dem Stand des Vorjahres, 
sodass die finanziellen Voraussetzungen für eine Akti- 
viemngsquote auf hohem Niveau gegeben sind. 


- Mit dem zum 1 . Januar 2002 in Kraft getretenen Job- 
AQTIV-Gesetz wurde die grenzüberschreitende Ar- 
beitsfördemng innerhalb der EU im Bereich der be- 
ruflichen Aus- und Weiterbildung und bei den 
Maßnahmen zur Fördemng der Mobilität verbessert, 
um die Beschäftigungschancen und die bemfliche 
Wiedereingliederang der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer zu erhöhen. 

- Zielgenauigkeit, Anreizwirkungen, Qualität und so- 
ziale Gerechtigkeit von Sozialleistungen sind auch 
weiterhin zu berücksichtigen. Dazu werden die Über- 
legungen zur beschäftigungsfreundlichen Ausgestal- 
tung des Steuer-Transfer- Systems fortgeführt. Dabei 
ist u. a. zu beachten, dass Beschäftigungsanreize ge- 
stärkt und bestehende Hemmnisse abgebaut werden. 

Leitlinie 3: Entwicklung einer Politik zur 
Förderung des aktiven Alterns 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Im März 2001 hat das „Bündnis für Arbeif, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit“ einen Paradigmen- 
wechsel in der Arbeitsmarktpolitik in Bezug auf 
ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen eingelei- 
tet. Anstelle einer vorzeitigen Ausgliederung aus dem 
Erwerbsleben sollen künftig die verstärkte Beschäfti- 
gung, die vorbeugende Verhinderung von Arbeits- 
losigkeit und die Wiedereingliederung bereits Ar- 
beitsloser vorrangiges Ziel arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen sein. Auch Änderungen bei den Arbeits- 
bedingungen, der Arbeitsorganisation und den so- 
zialrechtlichen Rahmenbedingungen leisten einen 
wichtigen Beitrag, damit ältere Menschen länger er- 
werbstätig bleiben. Die von den Bündnispartnern 
empfohlenen gesetzlichen Maßnahmen wurden bei 
der Neuregelung des Arbeitsförderungsrechts berück- 
sichtigt und sind zum 1. Januar 2002 in Kraft ge- 
treten. 

- Die bereits seit 1 999 laufenden Informations- und Ver- 
mittlungskampagnen der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Förderung der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen wurden auch im Jahr 2001 
fortgesetzt. 

- Unterstützt wird die Wiedereingliederung älterer Ar- 
beitsloser auch durch den Einsatz der arbeitsmarkt- 
politischen Instrumente. Im Jahresdurchschnitt 2001 
betrug der Anteil der über 50-Jährigen an den geför- 
derten Personen 22,6 %. Im Vergleich zum Vorjahr 
stieg die Beteiligung Älterer sowohl bei den Einglie- 
derungszuschüssen (-1- 7,6 %-Punkte) als auch bei den 
Strukturanpassungsmaßnahmen (-1- 7,4 %-Punkte) und 
den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (+3,1 Prozent- 
punkte) deutlich. Ihr Anteil stieg aber auch an den 
Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung (+ 0,5 Prozentpunkte) und den Trainingsmaß- 
nahmen (+ 1,7 %). 

- Erleichtert wird der Wiedereinstieg Älterer in das Er- 
werbsleben zusätzlich durch die Neuregelungen des 
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Text der Leitlinie 3 

Tief greifende Veränderungen der vorherrschenden gesellschaftlichen Einstellungen gegenüber älteren Arbeitskräf- 
ten sowie eine Überprüfung der Steuer- und Sozialleistungssysteme sind erforderlich, will man Vollbeschäftigung 
erreichen, die Erfahrung älterer Arbeitskräfte optimal nutzen und dazu beitragen, dass langfristig Gerechtigkeit und 
Tragfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme gewährleistet sind. Die Förderung der Qualität der Arbeit sollte als 
ein wichtiger Faktor in den Bemühungen angesehen werden, das Arbeitsleben älterer Arbeitskräfte zu verlängern. 

3. 

- Die Mitgliedstaaten werden daher - gegebenenfalls mit den Sozialpartnern - Politiken zur Förderung des akti- 
ven Altems erarbeiten mit dem Ziel, ältere Arbeitskräfte in den Stand zu versetzen, möglichst lange im Er- 
werbsleben zu bleiben, und entsprechende Anreize für sie zu schaffen. Die Mitgliedstaaten werden insbesondere 

- positive Maßnahmen beschließen, die darauf abstellen, auf dem heutigen wissensbasierten Arbeitsmarkt die Ar- 
beitsfähigkeit und Qualifikationen älterer Arbeitskräfte zu erhalten, vor allem durch ausreichenden Zugang zur 
allgemeinen und bemflichen Bildung, flexible Arbeitsmodelle einzuführen, damnter beispielsweise Teilzeitar- 
beit - falls Arbeitnehmer sich dafür entscheiden - und Arbeitgeber für das Potenzial älterer Arbeitskräfte zu sen- 
sibilisieren; 

- die Steuer- und Sozialleistungssysteme mit dem Ziel überprüfen, negative Anreize abzubauen und es für ältere 
Arbeitskräfte attraktiver zu machen, weiterhin am Arbeitsmarkt teilzunehmen. 


Teilzeit- und Befristungsgesetzes, das am 1. Januar 
2001 in BCraft getreten ist und das die Möglichkeiten 
der Beschäftigung älterer Arbeitsloser in befristeten 
Arbeitsverhältnissen verbessert. 

- Die beiden im Jahr 2000 in Kraft getretenen Gesetze 
zur Fortentwicklung der Altersteilzeit haben die At- 
traktivität dieser Form der Vereinbarkeit von Alter und 
Bemf weiter erhöht. Am 3 1 . Oktober 200 1 lag die An- 
zahl der geförderten und bewilligten Altersteilzeitfalle 
kumuliert bei 110 000. Einen Beitrag zur Attraktivität 
der Altersteilzeit leisten auch zahlreiche Tarifverträge. 
Derzeit sind über 670 Tarifverträge zur Altersteilzeit 
bekannt. Dem Geltungsbereich dieser Tarifverträge 
unterfallen mnd 16,2 Mio. Beschäftigte. 

- Die Erwerbstätigenquoten älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer lagen im Jahr 2000 in Deutschland 
sowohl in der Altersgruppe der 50 bis 54- Jährigen 
(74,3 %) als auch bei den 55-59-Jährigen (56,4 %) 
über dem EU-Durchschnitt (50 bis 54: 70,0 %; 55-59: 
51,9 %). Lediglich bei den 60 bis 64- Jährigen weist 
Deutschland (19,6 %) eine unter dem EU-Durch- 
schnitt (22,6 %) liegende Erwerbstätigenquote auf. Im 
Vergleich zum Vorjahr haben sich die Erwerbstätigen- 
quoten Älterer in Deutschland in allen Altersgruppen 
erhöht. Lediglich bei der Aggregation der Altersgrup- 
pen 55 bis 59 und 60 bis 64 ist eine leicht rückläufige 
Erwerbstätigenquote zu verzeichnen, was auf Ver- 
schiebungen in der Altersstruktur der Bevölkerung 
Zurückzufuhren ist (siehe Empfehlung 2). Große Un- 
terschiede bestehen allerdings nach wie vor zwischen 
der Erwerbsbeteiligung von älteren Frauen und Män- 
nern. Während die Erwerbstätigenquote der 55- bis 
64-jährigen Männer im Jahr 2000 (46,3 %) schon fast 
der Zielvorgabe von Stockholm entsprach, lag die ent- 
sprechende Frauenerwerbstätigenquote (28,7 %) noch 
deutlich darunter. 


- Im Jahr 2001 hat sich der bereits im Jahr 2000 zu ver- 
zeichnende überproportionale Rückgang der Arbeits- 
losenzahlen Älterer weiter fortgesetzt. Während die 
Gesamtzahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 
2001 leicht sank (- 1 %), sank die Zahl der über 
55-jährigen Arbeitslosen deutlich um 16,0 % bei den 
Männern und 14,2 % bei den Frauen. Dieser Rück- 
gang von insgesamt 15,2 % verteilte sich relativ 
gleichmäßig auf das Bundesgebiet Ost (- 14,6 %) und 
das Bundesgebiet West (- 15,5 %). Im Jahresdurch- 
schnitt 2001 sank der Anteil der über 5 5 -jährigen 
Arbeitslosen an allen Arbeitslosen damit im Bundes- 
gebiet Ost auf 16,1 % (- 2,9 %-Punkte) und im Bun- 
desgebiet West auf 19,9 % (- 3,2 %-Punkte). 

- Vergleicht man die Verbleibsquoten (siehe Leitlinie 2 
und Anhang 1, Erläuterung zu Tabelle 7) der über 
50- Jährigen mit denen aller Maßnahmeteilnehmerin- 
nen und -teilnehmer, zeigt sich, dass ältere Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer nach der Teilnahme an 
einer arbeitsmarkpolitischen Maßnahme mit Aus- 
nahme von Maßnahmen zur Förderung der berufli- 
chen Weiterbildung genauso abschneiden, wie andere 
Altersgruppen. 

Ziele und Initiativen 

- Mit Inkrafttreten des Job-AQTIV-Gesetzes wurden 
die bereits vorhandenen arbeitsmarktpolitischen In- 
strumente für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer weiter verbessert und erweitert (siehe An- 
hang 2). 

- Im Rahmen des FuE-Programms „Innovative Arbeits- 
gestaltung“ werden die Bündnisbeschlüsse durch 
Entwicklung von Konzepten für eine betriebliche 
Qualifikations- und Personalentwicklung in altersge- 
mischten Belegschaften unterstützt. 
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Leitlinie 4: Qualifizierung für den neuen 
Arbeitsmarkt im Kontext des 
lebenslangen Lernens 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Alle Bildungsbereiche orientieren sich inzwischen bei ih- 
rer inhaltlichen und strukturellen Weiterentwicklung an 
den Zielen lebensbegleitenden Lernens für alle. Das 
schließt auch selbst gesteuertes und informelles Lernen 
außerhalb der klassischen Bildungsinstitutionen ein. 

- Die staatlich geregelte Schulpflicht garantiert 100 % 
Beteiligung der Kinder und Jugendlichen an der neun- 


bzw. zehnjährigen allgemeinen Schulbildung. Rund 
5 % der Schulen werden als Ganztagsschulen geführt. 
Rund 91 % der Schülerinnen und Schüler verlassen 
die Schule mit einem staatlichen Abschluss. Weitere 
4 bis 5 % erwerben diesen Abschluss durch an- 
schließende Bildungsgänge. Im Sinne lebensbeglei- 
tenden Lernens werden die Schüler durch die Schulen 
und Berufsberatungseinrichtungen der Bundesanstalt 
für Arbeit über ihren weiteren Bildungsweg systema- 
tisch beraten. 

Die Fortsetzung des Bildungsprozesses im Sekundar- 
bereich II erfolgt für die Jugendlichen entsprechend 


Text der Leitlinien 4 und 5 

Leistungsfähige Bildungs- und Ausbildungssysteme, die auf den Bedarf des Arbeitsmarktes reagieren, sind der 
Schlüssel zur Entwicklung einer wissensbasierten Wirtschaft, zur Anhebung des Beschäftigungsniveaus wie auch 
zur qualitativen Verbesserung der Beschäftigung. Sie sind der Grundstein für das lebenslange Lernen, ermöglichen 
einen reibungslosen Übergang von der Schule ins Erwerbsleben, legen das Fundament für produktive, über Schlüs- 
sel- und Fachqualifikationen verfügende Humanressourcen und ermöglichen den Menschen eine Anpassung an den 
wirtschaftlichen und sozialen Wandel. Die Heranbildung einer beschäftigungsfähigen Erwerbsbevölkerung erfor- 
dert darüber hinaus, dass die Menschen befähigt werden, sich Zugang zur wissensbasierten Gesellschaft zu ver- 
schaffen und sich deren Vorteile zunutze zu machen, dass Qualifikationslücken beseitigt werden und dass während 
des ganzen Lebens ein Qualifikationsverlust aufgrund von Arbeitslosigkeit, Nichtbeteiligung und Ausgrenzung 
vermieden wird. Ein effektiver Zugang erwachsener Erwerbstätiger oder Erwerbssuchender zur beruflichen Wei- 
terbildung sollte von den Mitgliedstaaten durch die Entwicklung - im Benehmen mit den Sozialpartnern - eines ge- 
eigneten Rahmens gefördert werden. 

4. 

- Die Mitgliedstaaten werden daher aufgefordert, die Qualität ihrer Bildungs- und Ausbildungssysteme und die 
einschlägigen Lehrpläne zu verbessern - was die Bereitstellung geeigneter Beratungsangebote im Rahmen der 
Erstausbildung und des lebenslangen Lernens, die Modernisierung und Steigerung der Effizienz der Lehrlings- 
ausbildungssysteme und der Fortbildung am Arbeitsplatz beinhaltet - sowie den Aufbau multifunktionaler, 
lokaler Lemzentren zu fördern, 

- um jungen Menschen die grundlegenden Qualifikationen zu vermitteln, die auf dem Arbeitsmarkt verlangt wer- 
den und für eine Teilnahme am lebenslangen Lernen erforderlich sind; 

- um dem Analphabetentum bei Jugendlichen und Erwachsenen entgegenzuwirken und die Zahl der Schulabbre- 
cher spürbar zu verringern; besondere Aufmerksamkeit sollte dabei Lern- und Erziehungsschwierigkeiten gel- 
ten; die Mitgliedstaaten werden in diesem Zusammenhang Maßnahmen konzipieren, die darauf abzielen, die 
Zahl der 1 8- bis 24- Jährigen, die lediglich über einen Abschluss der Sekundarstufe I verfügen und keine wei- 
terführende Schul- oder Berufsausbildung durchlaufen, bis zum Jahr 2010 zu halbieren; 

- um günstigere Bedingungen zu schaffen für einen besseren Zugang Erwachsener - einschließlich der im Rahmen 
atypischer Arbeitsverträge Beschäftigten - zum lebenslangen Lernen und den Anteil der erwachsenen Bevölke- 
rung im erwerbsfähigen Alter (also der 25- bis 64-Jährigen), die zu einem bestimmten Zeitpunkt an allgemein- und 
berufsbildenden Maßnahmen teilnehmen, anzuheben; die Mitgliedstaaten sollten sich diesbezüglich Ziele setzen; 

- um Mobilität und lebenslanges Lernen zu fördern, wobei Faktoren wie Fremdsprachenausbildung und der ver- 
besserten Anerkennung von Befähigungsnachweisen, Kenntnissen und Fähigkeiten, die im Rahmen von Bil- 
dung, Ausbildung und Berufserfahrung erworben wurden, Bedeutung zukommt. 

5. 

- Die Mitgliedstaaten werden darauf hinarbeiten, dass das elektronische Lernen für alle Bürgerinnen und Bürger 
vorangetrieben wird. Sie werden insbesondere ihre Anstrengungen fortsetzen, um sicherzustellen, dass alle 
Schulen Zugang zum Internet und zu Multimedia-Material haben und dass bis Ende 2002 alle hierfür erforder- 
lichen Lehrer im Umgang mit diesen Technologien geschult sind, damit allen Schülern eine umfassende digitale 
Kompetenz vermittelt werden kann. 
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ihrer Leistungsfähigkeit und Neigung entweder im 
Gymnasium (Abitur-Abschluss), in der dualen, alter- 
nierenden Ausbildung (bundesweit anerkannter Be- 
rufsabschluss) oder mit einer schulischen Berufsaus- 
bildung (Berufsabschluss nach Länderregelung. 

- Um allen Jugendlichen (EU-Kategorie: 1 8- bis 24-Jäh- 
rige) Chancen für eine an die Schulzeit anschließende 
berufliche Ausbildung oder weiterflihrende Schulaus- 
bildung als Grundlage für Chancengleichheit am Ar- 
beitsmarkt zu öffnen, bieten die Länder an Schulen 
und die Bundesanstalt für Arbeit bei Bildungsträgem 
zusätzlich berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
in wachsendem Umfang an. Rund 1 1 0 000 Jugend- 
liche (davon mnd 47 000 Frauen) absolvieren jährlich 
eine solche Maßnahme der Bundesanstalt für Arbeit. 
Die finanziellen Aufwendungen dafür liegen bei 
510 Mio. €. An Schulen befinden sich jährlich mnd 
70000 Jugendliche im Bemfsvorbereitungsjahr und 
40 000 Jugendliche in anderen bemfsbildenden Ange- 
boten. 

- Jugendliche mit schulischen Defiziten und/oder sozia- 
len Problemen erhalten für die Aufnahme, Fortsetzung 
und den erfolgreichen Abschluss einer Berafsausbil- 
dung sowie einen erfolgreichen Übergang in Beschäf- 
tigung besondere Unterstützungsmaßnahmen im Rah- 
men des SGB 111. Im Jahr 2000 erhielten mnd 120 000 
die Bemfsausbildung neu beginnende Jugendliche 
ausbildungsbegleitende Hilfen oder außerbetriebliche 
Ausbildung oder Hilfen zur Beschäftigungsaufnahme. 
Davon waren 32 % weibliche Jugendliche, 11,8 % 
ausländische Jugendliche. Dafür wurden im Jahre 
2000 mnd 950 Mio. € bereitgestellt, ln den letzten Jah- 
ren wurden die Ausgaben für diesen Schwerpunktbe- 
reich um jährlich mnd 55 Mio. € erhöht. 

- Neben der BenachteiligtenfÖrdemng hat auch die 
Begabtenfordemng bemfliche Bildung einen beson- 
deren Stellenwert in Deutschland. Derzeit werden 
durch Bundesmittel von jährlich 14,6 Mio. € mnd 
14 000 junge Erwachsene (45 % Frauen) gefördert. 
Um insbesondere auch junge Frauen zu fördern, wur- 
den 16 Fachbemfe des Gesundheitswesens neu in die 
Fördersystematik aufgenommen. 

- Gemeinsam mit den Sozialpartnern und den Ländern 
wurde die Modemisiemng der dualen Bemfsausbil- 
dung fortgesetzt und neue Bemfe in wichtigen Zu- 
kunftsbranchen in höherem Tempo entwickelt. Allein 
in den letzten drei Jahren wurden 44 Ausbildungsord- 
nungen auf die neuen Anfordemngen ausgerichtet und 
10 neue Bemfe geschaffen. 

- Eine zusätzliche Chance für Beschäffigfe, einen Be- 
rufsabschluss zu erwerben, bietet die Extemenprüfung 
nach Bemfsbildungsgesetz und Handwerksordnung. 
Dazu muss eine mehrjährige Tätigkeit in dem zu prü- 
fenden Bemf nachgewiesen werden, was einer Aner- 
kennung von „non-formalem“ bzw. informellem Er- 
werb entsprechender Kompetenzen (Erfahmngen) 
entspricht. Rund 3 1 000 junge Erwachsene absolvier- 
ten im Jahr 2000 eine solche Prüfüng. 


- Bemfliche Weiterbildung zur Sichemng der Beschäf- 
tigungsfähigkeit ist in Deutschland zu einem festen 
Bestandteil lebensbegleitendem Lernens geworden 
(siehe auch Leitlinie 15). Gegenwärtig investiert die 
Wirtschaft jährlich mnd 18 Mrd. € in die berufliche 
Weiterbildung. Die Bundesanstalt für Arbeit setzt für 
diese Maßnahmen Mitfel in Höhe von 6,5 Mrd. € ein. 
Hinzu kommen schätzungsweise 5 Mrd. € aus indivi- 
dueller Finanziemng. 

- Im Jahr 2001 traten mnd 450 000 Erwachsene eine ge- 
förderte bemfliche Weiterbildung an. Der Anteil der 
Frauen betmg 48,5 %. Rund 20 % der Maßnahmen 
dienten einer Umschulung in einen neuen Bemf An 
Weiterbildungsprüfüngen nahmen im Jahr 2000 mnd 
131 200 Erwachsene teil. 

Ziele und Initiativen 

- Die Bundesregiemng erhöht den Bildungs- und For- 
schungsetat im Jahr 2002 auf mnd 8,4 Mrd. €. Damit 
erhöhen sich die finanziellen Mittel das vierte Jahr in 
Folge (insgesamt eine Steigemng von 15,5 %). 

- Die im FORUM Bildung zwischen Bund und Ländern 
unter Einbeziehung von Sozialpartnern und gesell- 
schaftlichen Gmppen formulierten 12 umfassenden 
Empfehlungen sollen 2002 beginnend schrittweise 
umgesetzt werden. Die Empfehlungen beziehen sich 
im Sinne lebenslangen Lernens auf alle Bildungsbe- 
reiche. 

- Die Kooperation zwischen Schulen, Unternehmen 
und Hochschulen, die besondere Förderung benach- 
teiligter Gmppen, die Stärkung des Interesses für 
mafhematisch-naturwissenschaftliche Fächer, insbe- 
sondere auch für Mädchen, sowie die Auseinanderset- 
zung mit den neuen Medien unter dem Aspekt der Be- 
mfswahlentscheidung stehen im Mittelpunkt der 
Maßnahmen im Bereich der Schulen. 

- Die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss soll ge- 
senkt, die Zahl der Ganztagsschulen erhöht werden. 
Insbesondere sozial benachteiligten Jugendlichen und 
Migrantenkindem soll mehr Hilfe bei der Verbesse- 
mng ihrer Schulleistungen gegeben werden. 

- ln den neuen Ländern mit überdurchschnittlich hoher 
Jugendarbeitslosigkeit werden Bund und Länder mit 
jeweils über 94,8 Mio. € 14 000 zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze bereitstellen. 

- Fortsetzung des Bundesprogramms „Bemfliche Qua- 
lifiziemng für Zielgmppen mit besonderem Förderbe- 
darf ‘ (bis 2005 mnd 55 Mio. €). ln allen 16 Ländern 
werden regional spezifisch ergänzende Maßnahmen 
durchgeführt. 

- Als Beitrag der bemflichen Weiterbildung zum Abbau 
des IT-Fachkräftemangels wird der Aufbau eines 
IT-spezifischen Weiterbildungssysfems abgeschlos- 
sen. Die IT-Fortbildung gliederf sich fortan in drei auf- 
einander aufbauende Ebenen (Bemfliche Qualifizie- 
mng sowie Aufstiegsfortbildung zu „operativen und 
strategischen Professionals“). 
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- Die Maßnahmen zur besseren Verwertbarkeit von Qua- 
lifikationen am Arbeitsmarkt und für lebensbegleitendes 
Lernen werden forciert. Durch Modellprojekte fördern 
Bund und Länder gemeinsam Vorhaben zu unterschied- 
lichen Aspekten lebensbegleitenden Lernens. 

- Konkrete Handlungsfelder und entsprechende Pro- 
gramme und Maßnahmen für eine naehhaltige Förde- 
rung lebensbegleitenden Lernens und eine zukunfts- 
orientierte Veränderung der Bildungsstrukturen enthält 
das bereits Anfang 2001 von der Bundesregierung vor- 
gelegte Aktionsprogramm „Lebensbegleitendes Ler- 
nen für alle“. Zur Weiterentwicklung des Aktionspro- 
gramms wurde inzwischen eine Ad-hoe- Arbeitsgruppe 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung eingesetzt, die ihren Bericht 
bis Mitte 2002 vorlegen soll. 

- Eine unabhängige Expertenkommission „Finanzie- 
rung Lebenslangen Lernens“ wird grundsätzliche Fra- 
gen zur individuellen Förderung und Finanzierung le- 
benslangen Lernen bearbeiten. 

- Der Frauenanteil in den neuen IT- Ausbildungsberufen 
soll weiter erhöht werden. Neue Förderschwerpunkte 
und Projekte tragen dazu bei, Frauen an der Gestal- 
tung und Anwendung der Zukunftstechnologien stär- 
ker zu beteiligen. Angestrebt wird eine Steigerung des 
Frauenanteils an IT- Ausbildungen auf 40 % bis 2005. 

- In den meisten Ländern gibt es Regelungen für be- 
zahlten Bildungsurlaub für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

- Die Beiträge der Länder in diesem Zusammenhang 
werden ausführlich in Anhang 3 dargestellt. 

Leitlinie 5: Stärkung der digitalen Kompetenz 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Stärkung von Bildung und Forschung, insbeson- 
dere auch im Bereich der neuen Medien, gehört dabei 
zu den vorrangigen Zielen der Bundesregierung. 
Hierzu gehören gezielte Maßnahmen zur Integration 
der neuen Medien in alle Bildungsbereiehe sowie eine 
konzertierte Aktion gemeinsam mit Wirtsehaft, Sozi- 
alpartnern und Ländern zur Beseitigung des Mangels 
an qualifizierten Faehkräften im Bereieh Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologien. 

- Grundlage ist das Handlungskonzept „IT in der Bil- 
dung - Ansehluss statt Aussehluss“, für das die Bundes- 
regierung im Zeitraum 2000 bis 2004 ca. 706 Mio. € 
bereitstellt. Es leistet einen Beitrag zur Umsetzung der 
Ziele des Aktionsprogramms „Innovation und 
Arbeitsplätze in der Informationsgesellsehaft des 
21. Jahrhunderts“, das die Bundesregierung im Sep- 
tember 1999 beschlossen hat. Die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen bei der Gestaltung der Informati- 
onsgesellschaft ist im Rahmen dieses Programms ein 
wichtiges Ziel. 

- Im Rahmen des Handlungskonzepts von besonderer 
Bedeutung ist das Förderprogramm „Neue Medien in 


der Bildung“, mit dem die Entwicklung und breite 
Nutzung didaktiseh hochwertiger und flexibel ein- 
setzbarer Lehr- und Lernsoftware in allen Bildungs- 
bereiehen gefördert wird. Es wurde im März 2000 ge- 
startet und besteht aus den Bereichen Schule, 
berufliehe Bildung und Hochsehule. Mittlerweile sind 
Projekte im Umfang von rund 209 Mio. € bewilligt. In 
einem Begleitprojekt wird auf die Umsetzung von 
Gleichstellungsaspekten besonders geachtet, da das 
Programm eine Musterinitiative zur Verankerung des 
„Gender-Mainstreaming- Ansatzes“ bei Förderakti- 
vitäten darstellt. Im Bereich Hochschule sind die Uni- 
versitäten und Fachhochsehulen die Adressaten der 
Förderung, im Bereich der Sehule die Verlage und 
Medienanbieter. Im Bereich berufliche Bildung wer- 
den Projekte auf die spezifischen Bedingungen in den 
einzelnen Branchen angepasst und mit den Sozialpart- 
nern gemeinsam definiert. 

- Im Förderprogramm „Neue Medien in der Hochsehul- 
lehre“ werden aueh Informatik- Studiengänge multi- 
medial aufbereitet. Die Hoehschulen erhalten damit 
die Chance, die Qualität ihrer Informatik-Lehrange- 
bote zu verbessern. 

- Flankiert wird dies durch die Ausweitung einer För- 
derung der Erstellung von Lehrinhalten bei dem Ver- 
ein „Sehulen ans Netz e. V“. Dort wird das Portal 
„Lehrer-Online“ gegenwärtig in den Bereichen Pri- 
marstufe, berufliehe Bildung und Rechtsfragen deut- 
lieh ausgebaut und um zahlreiehe Lehrmaterialien aus 
der Schulpraxis für die Sehulpraxis ergänzt. 

- Weiterbildung hat bei den Projekten des Förderbe- 
reiehs berufliehe Bildung im Förderprogramm „Neue 
Medien in der Bildung“ einen sehr hohen Stellenwert. 
Besonders hervorzuheben ist die Entwieklung von 
Currieula und multimedialen Bildungsinhalten paral- 
lel zur Neuordnung der IT- Weiterbildung. 

- Was den Zugang der Schulen zum Internet betrifft, ist 
festzustellen, dass am 15. Oktober 2001 die letzte 
Schule in Deutschland ans Internet angeschlossen 
wurde. Ein Meilenstein der Initiative „Schulen ans 
Netz“ (siehe Aktionsplan 2001) wurde damit bereits 
im Herbst letzten Jahres erreieht. 

- Die Intemetbeteiligung von Frauen konnte u. a. durch 
die Initiative „Frauen ans Netz“ von ca. 30 % im Jahr 
1998 auf inzwischen 43 % erhöht werden. 

Ziele und Initiativen 

- Die bereits begonnenen Maßnahmen werden fortge- 
setzt, insbesondere „IT in der Bildung - Anschluss 
statt Ausschluss“, „Neue Medien in der Bildung“ und 
„Neue Medien in der Hoehschullehre“. 

Leitlinie 6: Verhinderung von Engpässen auf den 
neuen Arbeitsmärkten 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Trotz der nach wie vor großen Zahl von Arbeitslosen 
treten in einzelnen Bereiehen Verknappungen beim 
Arbeitskräfteangebot, so z. B. im IT-Bereich auf. Um 
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Text der Leitlinie 6 

Aktive Politiken zur besseren Abstimmung zwischen Angebot und Nachfrage und zur frühzeitigen Behebung von 
Engpässen auf den neuen europäischen Arbeitsmärkten 

ln allen Mitgliedstaaten gibt es zum einen Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt, zum anderen aber 
auch einen Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren, Berufen und Regionen. Im Zuge der Verbesserung der Be- 
schäftigungslage und des immer rascheren technologischen Wandels entstehen immer mehr solche Engpässe. Ge- 
lingt es nicht, den sich abzeichnenden Arbeitskräftemangel abzuwenden, dann leidet die Wettbewerbsfähigkeit, er- 
höht sich der Inflationsdruck und bleibt die strukturelle Arbeitslosigkeit auf einem hohen Stand. Die Mobilität der 
Arbeitskräfte sollte erleichtert und gefördert werden, damit das Potenzial offener und zugänglicher europäischer Ar- 
beitsmärkte voll ausgeschöpft werden kann. 

6. Die Mitgliedstaaten werden 

- - gegebenenfalls gemeinsam mit den Sozialpartnern - verstärkte Anstrengungen unternehmen, um sich ab- 
zeichnende Engpässe zu ermitteln und ihnen frühzeitig entgegenzuwirken, indem sie insbesondere 

- die Möglichkeiten der Arbeitsverwaltungen im Bereich der Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt verbessern; 

- Politiken zur Vermeidung von Qualifikationsdefiziten konzipieren; 

- berufliche und geografische Mobilität innerhalb jedes Mitgliedstaats und innerhalb der EU fördern; 

- für ein besseres Funktionieren der Arbeitsmärkte sorgen durch Verbesserung der Datenbanken mit Stellenange- 
boten und Aus- und Weiterbildungsangeboten sowie für deren europaweite Verknüpfung unter Nutzung moder- 
ner Informationstechnologien und der auf europäischer Ebene bereits gewonnenen Erfahrung. 


die nachhaltige Verfügbarkeit von Fachkräften im IT- 
Bereich zu gewährleisten, hat die Bundesregierung 
schon frühzeitig die „Offensive zum Abbau des IT- 
Fachkräftemangels“, das „Sofortprogramm der Bun- 
desregierung und IT-Wirtschaft zur Deckung des IT- 
Fachkräftebedarfs in Deutschland“ und zahlreiche 
andere Maßnahmen im Rahmen des Flandlungskon- 
zepts „Anschluss statt Ausschluss - IT in der Bildung“ 
aufgelegt, durch die bis zum Jahr 2005 ein Gesamt- 
wachstum des Fachkräfteangebots für qualifizierte IT- 
Fachaufgaben von 250 000 Personen erreicht werden 
soll. Im Rahmen dieser Programme hatte die IT-Wirt- 
schaft zugesagt, die Zahl der Ausbildungsplätze in den 
IT- und Medienberufen bis zum Jahr 2003 auf 60 000 
zu erhöhen. Dieses Ziel ist bereits mit Beginn des Aus- 
bildungsjahres 2001/2002 erreicht worden. 

Ein wesentliches arbeitsmarktpolitisches Instrument 
zur Verhinderung von Engpässen ist die Weiterbil- 
dungsförderung von Arbeitslosen durch die Vermitt- 
lung zusätzlicher beruflicher Qualifikationen. Die 
bereits im Aktionsplan 200 1 angesprochenen beson- 
deren Anstrengungen im Bereich der IT-Berufe zur 
Deckung des Fachkräftemangels sind im vergangenen 
Jahr fortgesetzt worden. So befanden sich im Jahres- 
durchschnitt 2001 rund 52 000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in entsprechenden, von der Arbeitsver- 
waltung geförderten, Qualifizierungsmaßnahmen. In- 
nerhalb von zwölf Monaten beendeten rund 15 000 In- 
genieurinnen und Ingenieure der verschiedensten 
Fachrichtungen ihre Arbeitslosigkeit durch den Ein- 
tritt in berufliche Weiterbildungsmaßnahmen, davon 
schätzungsweise gut 6 000 in Maßnahmen, die auf 
eine Beschäftigung in der IT-Branche vorbereiten. 


- Dabei sind Qualifizierungsmaßnahmen nicht auf IT- 
Berufe begrenzt, sondern grundsätzlich für alle Be- 
rufszweige möglich. Enfscheidend sind die individu- 
ellen Voraussetzungen und Lage und Entwicklung des 
in Betracht kommenden Arbeitsmarktes. 

- Dem Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt dient vor allem auch das Selbstin- 
formationsangebot der Bundesanstalt für Arbeit im In- 
ternet. Dazu gehören das Stellen-lnformations-Ser- 
vice (SIS) mit rund 400 000 Stellenangeboten, das 
Ausbildungs-Stellen-lnformationsservice (ASIS) mit 
etwa 200 000 betrieblichen Ausbildungsplätzen und 
der Arbeitgeber-lnformations-Service (AIS) mit etwa 
1 ,6 Mio. Bewerberangeboten (Stand Dezember 200 1 ). 
Daneben gibt es spezielle Intemetbörsen beispiels- 
weise für IT-Fachkräfte, Ingenieure, Führungskräfte 
der Wirtschaft, Hotel- und Gaststättenpersonal, aber 
auch für Firmennachfolgen, Kooperafionen und Exis- 
tenzgründungen. Stellen- und Bewerberangebote, die 
in der internen computerunterstützen Arbeitsvermitt- 
lung (coArb) nur regional gespeichert sind, können 
auch in AIS, SIS oder ASIS bundesweit veröffentlicht 
werden. Bei der Vermittlung von Arbeitslosen ins Aus- 
land kommt dem europäischen Netz zur EU-weiten 
Übermittlung von Stellenangeboten EURES und den 
EURES-Beratem in den Arbeitsämtern eine wesent- 
liche Rolle zu. 

- Das Arbeitsförderungsrecht sieht für Arbeitslose und 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitssuchende viel- 
fältige Hilfen vor, um die regionale Mobilität finan- 
ziell zu fördern. So können diesem Personenkreis 
u. a. Reisekosten zu Vorstellungsgesprächen sowie 
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Mobilitätshilfen bei Aufnahme einer Beschäftigung 
gewährt werden. Seit Anfang des Jahres können für 
Arbeitslosengeld und -hilfebezieher auch Mobilitäts- 
hilfen bei Aufnahme einer Beschäftigung im Ausland 
gewährt werden. Im Jahr 2001 wurden in rund 
356 300 Fällen Reisekosten zu Vorstellungen und in 
rund 136 500 Fällen Mobilitätshilfen gewährt. Seit 
1998 ist die Inanspruchnahme dieser Leistungen sig- 
nifikant gestiegen. 

Ziele und Initiativen 

- Die genannten Anstrengungen und Koordinierungs- 
mechanismen zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs 
aus dem Bestand im Inland werden weiter geführt. 

- Im Entwurf eines Zuwanderungsgesetzes, der sich 
zurzeit in der parlamentarischen Beratung befindet, ist 
vorgesehen, den heute geltenden Anwerbestopp für 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
durch ein vielschichtiges Instrumentarium zu erset- 
zen, damit künftig auf gewandelte Verhältnisse ange- 
messen reagiert werden kann. 

Leitlinie 7: Bekämpfung von Diskriminierungen 

und Förderung der sozialen Integration 

A. Behinderte Menschen 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Von rund 6,63 Mio. schwerbehinderten Menschen 
(darunter 3,136 Mio. Frauen) stehen rund 1 Mio. dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt zur Verfügung, können also 
eine Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes ausüben. Im Jahres- 
durchschnitt 2001 waren rund 171 000 schwerbehin- 
derte Menschen arbeitslos. Die Arbeitslosigkeit 
schwerbehinderter Menschen hat damit nach wie vor 
einen überdurchschnittlich hohen Stand: Im Jahres- 
durchschnitt 2001 waren im Westen 15,1 % (allge- 


meine Arbeitslosenquote 7,4 %) und im Osten 24,0 % 
(allgemeine Arbeitslosenquote 17,5 %) der dem Ar- 
beitsmarkt zur Verfügung sfehenden schwerbehinder- 
ten Menschen arbeitslos. 

- Menschen mit Behinderungen sind in besonderem 
Maße auf den Schutz und die Solidarität der Gesell- 
schaft angewiesen. Ihre Eingliederung in Arbeit und 
Ausbildung ist wesentlicher Ausdruck und gleichzei- 
tig Voraussetzung für eine gleichberechfigfe Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. Deshalb sieht die Koali- 
tionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 vor, durch 
Verbesserung und Weiterentwicklung der spezifischen 
Instrumente zur Eingliederung Behinderter dem im 
Grundgesetz verankerten Benachteiligungsverbot für 
Behinderfe Geltung zu verschaffen. 

- Am 1 . Oktober 2000 ist in Umsetzung der Koalitions- 
vereinbarung das „Gesetz zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeif Schwerbehinderfer“ in BCraft getreten. 
Diese Regelungen, deren Ziel es ist, die Chancen- 
gleichheit schwerbehinderter Menschen im Arbeits- 
und Berufsleben zu fördern, sind in Teil 2 des Sozial- 
gesetzbuchs - Neuntes Buch (SGB IX) mit Wirkung 
ab 1. Juli 2001 unverändert übernommen worden. Er- 
klärtes Ziel ist, die Zahl der arbeitslosen schwerbehin- 
derten Menschen bis zum Oktober 2002 um 25 % zu 
verringern. 

- Das Ziel, die im Oktober 1999 zugrundegelegte Aus- 
gangszahl von rund 189 800 um 25 % auf rund 
142 300 zu verringern, ist bis zum November 2001, 
1 1 Monate vor dem Ziel-Monat, mit einem Abbau von 
27216 zu ca. 60 % erreicht. Der Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit schwerbehinderter Menschen im Ver- 
gleich zur allgemeinen Arbeitslosigkeit ist überdurch- 
schnittlich: Während die allgemeine Arbeitslosigkeit 
im Oktober 1999 9,9 % und im Oktober 2001 9,0 % 
betrug, hat sich die spezifische Arbeitslosenquote 
schwerbehinderter Menschen im zurückliegenden 


Text der Leitlinie 7 

Zahlreichen gesellschaftlichen Gruppen und Einzelpersonen bereitet es besondere Schwierigkeiten, geeignete Qua- 
lifikationen zu erwerben, Zugang zum Arbeitsmarkt zu finden und sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten. Die Ge- 
fahr einer Ausgrenzung kann dadurch größer werden. Hier ist ein kohärentes Bündel aufeinander abgestimmter 
Maßnahmen erforderlich, um die soziale Integration durch Eingliederung benachteiligter Gruppen und Einzelper- 
sonen in die Arbeitswelt zu fördern und die Qualität ihrer Beschäftigung anzuheben. Diskriminierungen auf dem 
Arbeitsmarkt wie auch beim Zugang zum Arbeitsmarkt sollten beseitigt werden. 

7. Jeder Mitgliedstaat wird 

- alle Formen der Diskriminierung beim Zugang zum Arbeitsmarkt und zur allgemeinen und beruflichen Bildung 
ermitteln und bekämpfen; 

- auf wirksame präventive und aktive Maßnahmen setzende Konzepte zur Förderung der Eingliederung gefähr- 
deter oder benachteiligter Personengruppen oder Einzelpersonen in den Arbeitsmarkt entwickeln, um Margina- 
lisierung, die Entstehung von Armut trotz Arbeit und ein Abdriften in die Ausgrenzung zu vermeiden; 

- geeignete Maßnahmen treffen, um den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen, Angehörigen ethnischer 
Minderheiten und Wanderarbeitnehmem im Hinblick auf ihre Integration in den Arbeitsmarkt gerecht zu wer- 
den, und zu diesem Zweck gegebenenfalls nationale Zielvorgaben festlegen. 
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Zeitraum von 17,7 % im Oktober 1999 auf 15,8 % im 
Oktober 2001 verbessert. 

- Die Regelungen zur Rehabilitation und Teilhabe be- 
hinderter Menschen wurden mit Wirkung seit 1 . Juli 
2001 im Sozialgesetzbuch IX zusammengefasst und 
neu geordnet. Durch die notwendigen Sozialleistun- 
gen sollen behinderte Menschen die Hilfen erhalten, 
die sie benötigen, um am Leben der Gesellschaft und 
insbesondere am Arbeitsleben teilnehmen zu können. 
Da für die Leistungen zur Teilhabe behinderter Men- 
schen oft mehrere Rehabilitationsträger zuständig 
sind, sichert und effektiviert das Sozialgesetzbuch IX 
die Zusammenarbeit aller Rehabilitationsträger mit 
dieser Zielsetzung; die neuen Regelungen werden 
nunmehr mit Nachdruck umgesetzt. 

- Das Rehabilitationsrecht im Sozialgesetzbuch IX 
berücksichtigt dabei auch den besonderen Ansatz über 
die Chancengleichheit von Frauen und Männern. So 
werden insbesondere in der beruflichen Zielsetzung 
geeignete, wohnortnahe und in Teilzeit nutzbare An- 
gebote in der Rehabilitation bereit gestellt, um insbe- 
sondere behinderten Frauen gleiche Chancen im Er- 
werbsleben zu sichern. Den besonderen Bedürfnissen 
behinderter Mütter und Väter bei der Erfüllung ihres 
Erziehungsauftrages wird bei der Entscheidung über 
die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben Rechnung getragen. 

Ziele und Initiativen 

- Die Bundesregierung ist dem Ziel, die Arbeitslosig- 
keit schwerbehinderter Menschen nachhaltig zu 
senken, deutlich näher gekommen. Trotz des insge- 
samt positiven Zwischenstandes ist die Arbeitslo- 
sigkeit schwerbehinderter Menschen noch immer 
zu hoch. Es bestehen aber gute Chancen, dass das 
Ziel erreicht wird und bis Oktober 2002 die Ar- 
beitslosigkeit schwerbehinderter Menschen um 
50000 verringert wird. Dazu gehört auch, die Ver- 
besserung der Information über die gesetzlichen 
Regelungen und insbesondere die Möglichkeiten 
zur Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen. 

B. Ausländische Frauen und Männer 

Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer an der 
Gesamtbevölkerung von 8,9 % ist seit Jahren relativ 
konstant. Im Juni 2000 waren rund 1,96 Mio. Auslände- 
rinnen und Ausländer sozialversicherungspflichtig be- 
schäftigt. Der Anteil an den Gesamtbeschäftigten betrug 
rund 7,1 %.Von den im Juni 2000 beschäftigten Auslän- 
dem waren 34,6 % Frauen. Zwar verringerte sich die 
durchschnittliche Arbeitslosigkeit bei Ausländerinnen 
und Ausländem von rund 548 000 im Jahr 1 997 auf mnd 
465 000 im Jahr 2001. Dennoch lag die durchschnitt- 
liche Arbeitslosenquote der Ausländerinnen und Aus- 
länder im Jahr 2001 mit 17,4 % weiterhin höher als die 
aller Arbeitslosen (10,3 % bezogen auf die abhängigen 
zivilen Erwerbspersonen, siehe auch Anhang 1, Ta- 
belle 12). 


Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die bemfliche Integration sozial benachteiligter und 
lernbeeinträchtigter junger Menschen, zu denen 
auch viele ausländische Jugendliche gehören, wird 
beim Übergang von der Schule in die Arbeits- 
welt gezielt mit individuell zugeschnittenen För- 
dermaßnahmen unterstützt. Die Maßnahmen nach 
dem ArbeitsfÖrdemngsrecht umfassen berafsvor- 
bereitende Bildungsmaßnahmen, ausbildungs- und 
beschäftigungsbegleitende Hilfen, sozialpädago- 
gisch begleitete außerbetriebliche Ausbildungsmaß- 
nahmen. 

- 2001 wurden vom Bund zusätzlich zu den allgemei- 
nen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, die auch 
Ausländerinnen und Ausländem zugute kommen, 
mehr als 50 Mio. € speziell für die sprachliche, bemf- 
liche und soziale Integration ausländischer Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer und ihrer Familienan- 
gehörigen zur Verfügung gestellt. 

- Mit dem am 28. Juli 2001 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes gehört 
neben der Förderang der Integration ausländischer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Betrieb 
die Möglichkeit, Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb zu 
beantragen, zu den neuen Aufgaben des Betriebsra- 
tes. Weiterhin hat der Betriebsrat das Recht erhalten, 
die Zustimmung zur Einstellung eines Arbeitneh- 
mers bei rassistischer oder fremdenfeindlicher 
Betätigung zu verweigern bzw. dessen Entfernung 
aus dem Betrieb zu verlangen. Der Arbeitgeber hat 
die Pflicht, in der Betriebsversammlung regelmäßig 
über den Stand der Integration der im Betrieb 
beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer zu be- 
richten. 

- Verbessert wurde der Arbeitsmarktzugang für Asylbe- 
werberinnen und -bewerber und geduldete Flücht- 
linge. Seit der 1 . Änderangsverordnung der Arbeits- 
genehmigungsverordnung im Dezember 2000 können 
Asylbewerberinnen und -bewerber sowie geduldete 
Flüchtlinge nach einer einjährigen Wartezeit eine Be- 
schäftigung aufnehmen, wenn dafür entsprechend 
dem gesetzlichen Vermittlungs- und Beschäftigungs- 
vorrang des Arbeitsförderungsrechts keine deutschen 
Arbeit Suchenden und diesen gleichgestellte Auslän- 
der zur Verfügung stehen. 

- Trotz der Teilnahme der Ausländerinnen und Auslän- 
der an der positiven Beschäftigungsentwicklung der 
letzten Jahre sind sie nach wie vor überproportional 
von Arbeitslosigkeit betroffen. Hauptursache der an- 
haltend hohen Ausländerarbeitslosigkeit ist die gegen- 
über Deutschen wesentlich ungünstigere Qualifikati- 
onsstmktur ausländischer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Ziele und Initiativen 

- Da die Nachqualifizierang an- oder ungelernter Be- 
schäftigter häufig auf Hemmnisse stößt, wenn das 
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Arbeitsverhältnis für die Weiterbildung aufgegeben 
werden muss, werden mit dem Job-AQTIV-Gesetz be- 
sondere Anreize geschaffen, diese Naehqualifizierung 
in einem bestehenden Arbeitsverhältnis zu ermögli- 
chen. Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer ohne Berufsabschluss für ihre Nachqualifizie- 
rung in einem bestehenden Arbeitsverhältnis 
freisteilen, können Zuschüsse zu den Lohnkosten für 
weiterbildungsbedingte Zeiten ohne Arbeitsleistung 
im Betrieb erhalten. Von diesem neuen Gesetz werden 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
besonders profitieren. 

- Neben dem allgemeinen arbeitsmarktpolitischen In- 
strumentarium für Benachteiligte werden auf Bundes- 
ebene ergänzende Maßnahmen zur sprachlichen, be- 
ruflichen und sozialen Integration ausländischer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihrer Fa- 
milienangehörigen fortgesetzt. 

- Gegenwärtig findet im Zusammenhang mit der Zu- 
wanderungsdebatte eine umfangreiche Diskussion 
über Integration statt. Fragen der Integration sind auch 
Gegenstand des geplanten Zuwanderungsgesetzes. 
Dazu zählt insbesondere auch die künftige gesetzliche 
Ausgestaltung der SprachfÖrderung von Zuwande- 
rem. Das Gesetz soll zum 1 . Januar 2003 in Kraft tre- 
ten. Da das parlamentarische Verfahren noch nicht ab- 
geschlossen ist, sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
abschließende Entscheidungen zum Umfang und zur 
Zielgruppe des künftigen Integrationsangebots für Zu- 
wanderer seitens des Bundes und zur Regelung der 
Zuständigkeiten zwischen Bund, Ländern und Kom- 
munen noch nicht gefallen. 

Säule II: Entwicklung des Unternehmergeistes 

und Schaffung von Arbeitsplätzen 

Schwerpunkte 

- Die mit der Steuerreform 2000 verbundene spürbare 
Entlastung des Mittelstandes wird durch eine weitere 
Stärkung im Rahmen des Gesetzes zur Fortentwick- 
lung des Untemehmenssteuerrechts fortgesetzt. 

- Die Förderbanken des Bundes unterstützen die Grün- 
dung und Entwicklung von Unternehmen durch ein 
breites Spektrum an Instrumentarien. So sind im ver- 
gangenen Jahr aus dem ERP-Sondervermögen des 
Bundes insgesamt rund 5,5 Mrd. € für zinsgünstige 
Kredite zur Verfügung gestellt worden, die durch die 
Eigenprogramme der Deutschen Ausgleichsbank und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau um zusätzliche 
10 Mrd. € aufgestockt werden. 

- Zur beschäftigungsfreundlichen Gestaltung des 
Steuer- und Abgabensystems senkt die Bundesregie- 
rung die Steuer- und Abgabenbelastung schrittweise 
weiter. Der Eingangssteuersatz der Einkommensteuer 
wurde seit 1998 um 6 Prozentpunkte auf 19,9 % und 
der Spitzensteuersatz im gleichen Zeitraum um 
4,5 Prozentpunkte auf 48,5 % gesenkt, der Grundfrei- 
betrag wurde um 913 € auf 7 235 € angehoben. Die 


Bundesregierung hat damit die Beschäftigungschan- 
cen und -anreize weiter verbessert und gleichzeitig aus 
steuerlicher Sicht die Investitionskraft vor allem der 
beschäftigungsintensiven mittelständischen Unter- 
nehmen gestärkt. 

- Der Anteil des Dienstleistungssektors an der gesamten 
Erwerbstätigkeit ist auch im vergangenen Jahr weiter 
gestiegen. Besonders dynamisch entwickelte sich da- 
bei die luK-Branche. 

- Die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) stellt 
nach wie vor das Keminstrument der Regionalforde- 
rung dar und unterstützt Investitionsvorhaben in struk- 
turschwachen Gebieten, um dort wettbewerbsfähige 
Dauerarbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten. Um 
den regionalen Unterschieden besser gerecht werden 
zu können, wurde auch mit dem Job-AQTIV-Gesetz 
die regionale Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik 
weiter verbessert. 

- Die Maßnahmen zum Abbau bürokratischer Hemm- 
nisse auf allen Ebenen der öffentlichen Verwaltung 
werden weiter fortgesetzt. Die Projektgruppe „Büro- 
kratieabbau“ der Bundesregierung hat einen umfang- 
reichen Zwischenbericht mit über 80 Maßnahmen 
zum Abbau administrativer Hemmnisse für Existenz- 
gründungen und mittelständische Unternehmen vor- 
gelegt. Auch auf Länderebene sind vielfältige Maß- 
nahmen zum Abbau bürokratischer Hemmnisse 
ergriffen worden. 

- Die mit der Bekämpfung nicht angemeldeter Er- 
werbstätigkeit befassten Behörden, insbesondere die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit, die Haupt- 
zollämter und die von den Ländern für die Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit zuständig erklärten Landes- 
behörden haben im Jahr 2001 die Ermittlung, 
Verfolgung und Ahndung der illegalen Beschäftigung 
weiter verstärkt. Mit dem „Gesetz zur Eindämmung il- 
legaler Betätigung im Baugewerbe“ wird Schwarzar- 
beit im Baubereich weiter erschwert. 

Leitlinie 8: Verringerung der Gemeinkosten und 
des Verwaltungsaufwands für 
die Unternehmen 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Projektgruppe „Bürokratieabbau“ der Bundesre- 
gierung hat im Frühjahr 2001 einen umfangreichen 
Zwischenbericht mit über 80 Maßnahmen zum Abbau 
administrativer Hemmnisse für Existenzgründungen 
und mittelständische Unternehmen vorgelegt, u. a. 
wurde der Arbeitsaufwand beim Datenaustausch mit 
den Krankenkassen gesenkt (siehe auch Cardiff-Be- 
richt 2001). Eine Reihe von Deregulierungsmaßnah- 
men zum Abbau statistischer Berichtspflichten sind 
vorgesehen und befinden sich in der parlamentari- 
schen Beratung. 

- Das 2001 durchgeführte Forschungsvorhaben „Good 
Practice an der Schnittstelle zwischen Unternehmen 
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Text der Leitlinien 8 und 9 

Die Gründung neuer Unternehmen im Allgemeinen und die Förderung des Wachstums kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen (KMU) im Besonderen sind wesentliche Voraussetzungen für die Schaffung von Arbeitsplätzen und mehr 
Ausbildungsmöglichkeiten für junge Menschen. Zur Unterstützung dieses Prozesses muss man in allen Teilen der 
Gesellschaft - und auch im Rahmen der Lehrpläne - das Verständnis für unternehmerische Tätigkeit fördern, für 
klare, dauerhafte und verlässliche Vorschriften und Regelungen sorgen und die Bedingungen für die Entwicklung 
der Risikokapitalmärkte und den Zugang zu diesen Märkten verbessern. Außerdem sollten die Mitgliedstaaten den 
Verwaltungsaufwand und die Steuer- und Abgabenbelastung der KMU vereinfachen bzw. reduzieren. Nichtange- 
meldete Erwerbstätigkeit sollte durch entsprechende Maßnahmen stärker bekämpft werden. 

8 . 

- Die Mitgliedstaaten werden einer spürbaren Verringerung der Gemeinkosten und des Verwaltungsaufwands der 
Unternehmen, insbesondere bei Untemehmensgründungen und bei der Einstellung zusätzlichen Personals, spe- 
zielle Aufmerksamkeit widmen. Auch sollten die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung neuer Regelungen deren 
mögliche Auswirkungen auf Gemeinkosten und Verwaltungsaufwand der Unternehmen im Auge behalten. 

9. Die Mitgliedstaaten werden günstigere Voraussetzungen für die Aufnahme einer unternehmerischen Tätigkeit 
schaffen, 

- indem sie prüfen, welche Hindernisse - insbesondere in den Steuer- und Sozialversicherungssystemen - der 
Aufnahme einer selbstständigen Erwerbstätigkeit und der Gründung von Kleinuntemehmen möglicherweise im 
Wege stehen und wie diese Hindernisse abgebaut werden können; 

- indem sie unternehmerisches Denken und die Bereitschaft zur Ausübung einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
sowie gezielte Unterstützungsangebote und Schulungsmaßnahmen für Unternehmer und angehende Unterneh- 
mer fördern; 

- indem sie nichtangemeldete Erwerbstätigkeit bekämpfen und die Umwandlung entsprechender Arbeitsverhält- 
nisse in reguläre Beschäftigungsverhältnisse fördern - unter Einsatz aller zweckdienlichen Mittel, einschließ- 
lich Einführung geeigneter Rechtsvorschriften, Anreizmaßnahmen und Reform der Steuer- und Sozialleistungs- 
systeme, und in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern. 


und Kommunen“ im Auftrag der Bundesregierung 
zeigt knapp 150 gute Beispiele für unternehmer- 
freundliche Maßnahmen von Kommunen, insbeson- 
dere im Bereich der Existenzgründungen. Im Rahmen 
von Veranstaltungen werden diese Beispiele der Öf- 
fentlichkeit präsentiert und sollen zur Nachahmung 
anregen. 

- Auf Länderebene sind vielfältige Maßnahmen zum 
Abbau bürokratischer Hemmnisse, zur Neuordnung 
von Verwaltungsstrukturen (u. a. Bayern und Rhein- 
land-Pfalz), zur Aufhebung zahlreicher Rechtsvor- 
schriften oder deren Vereinfachung (z. B. Bauverord- 
nung in Hessen) und zur Bündelung von 
Servicefunktionen innerhalb der Verwaltungen (u. a. 
Baden- Württemberg, Bremen, Berlin, Thüringen) er- 
griffen worden. Auch der Einsatz von Internet-Platt- 
formen zur Errichtung virtueller Anlaufstellen für 
Gründer kommt dabei zunehmend zur Geltung (z. B. 
Bayern, Mecklenburg- Vorpommern, Berlin, Hessen, 
Hamburg, Rheinland-Pfalz). 

- Die Gespräche zwischen der Deutschen Ausgleichs- 
bank und den Landesförderinstituten zur Entwicklung 
einheitlicher Förderprogramme sind fortgesetzt wor- 
den. So besteht seit Juli 2001 eine entsprechende Ver- 
einbarung mit Thüringen. Um die Übersichtlichkeit 
des Förderangebots weiter zu erhöhen, sind Pro- 


grammbereinigungen vorgenommen worden, wie 
z. B. die Zusammenführung der regionalen Förder- 
programme des ERP-Sondervermögens. 

- Die Beantragung von Förderdarlehen über die Haus- 
banken wird durch den Einsatz des Internets erleichtert. 

Ziele und Initiativen 

- Um die bestehende Nummemvielfalt zu ersetzen, Ver- 
waltungsabläufe zu vereinfachen, Unternehmen von 
unnötigen Meldungen zu entlasten und die Kommuni- 
kation mit Behörden, Kammern und Sozialversiche- 
rungsträgem zu erleichtern, wird 2002 mit der die 
Erprobung einer bundeseinheitlichen Wirtschafts- 
nummer für Unternehmen begonnen. 

- Auf Initiative der Bundesregierang ist ein „Vorschrif- 
ten- und Verfahrens-Informationssystem“ entwickelt 
worden, das die Gründerinnen und Gründer zukünftig 
per Internet über Verfahrensschritte, Zuständigkeiten 
und den für die angestrebte Tätigkeit geltenden 
Rechtsrahmen informiert. Das System geht Anfang 
2002 ans Netz. 

- Fortführung des Projekts „Good Practice an der 
Schnittstelle zwischen Unternehmen und Kommunen“. 

- Vereinfachung des Gewerberechts (siehe Cardiff-Be- 
richt 2001). 
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Leitlinie 9: Förderung der Entwicklung 

selbstständiger Erwerbstätigkeit 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die mit der Steuerreform 2000 verbundene spürbare 
Entlastung des Mittelstandes findet ihre Fortsetzung 
durch eine weitere Stärkung im Rahmen des Gesetzes 
zur Fortentwicklung des Untemehmenssteuerrechts. 
Durch diese Reformen mit deutlichen investitions- 
und innovationsfreundlichen Nettoentlastungen für 
KMUs wird die Attraktivität der Aufnahme einer 
selbstständigen Tätigkeit und der Gründung von 
Kleinuntemehmen gestärkt. 

- Im Jahr 2001 sind aus dem ERP-Sondervermögen des 
Bundes insgesamt rund 5,5 Mrd. € für zinsgünstige 
Kredite zur Verfügung gesfellt worden, die durch die 
Eigenprogramme der Deutschen Ausgleichsbank und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau um zusätzliche 
1 0 Mrd. € aufgestockt werden. Mit dem neu gestarte- 
ten Programm „BTU-Frühphase“ werden aussichts- 
reiche Gründungsvorhaben bereits in der frühen 
Entwicklungsphase durch Beteiligungskapital und 
Beratungsleistungen unterstützt. Als für Gründerinnen 
besonders hilfreich hat sich die Einführung des so ge- 
nannten Startgeld-Programms erwiesen, welches spe- 
ziell den Kapitalbedarf kleinerer Gründungsvorhaben 
(bis 50000 €) deckt. Spezielle Darlehensprogramme 
für Existenzgründerinnen gibt es u. a. auf Ländere- 
bene (z. B. Mecklenburg- Vorpommern). 

- Junge Menschen werden durch verschiedene Projekte 
an unternehmerische Fragestellungen herangeführt. 
Im Rahmen des Projekts „JUNIOR“ (siehe Aktions- 
plan 2001) nehmen im Schuljahr 2001/2002 bundes- 
weit ca. 220 Mini-Untemehmen mit 3 000 Schülerin- 
nen und Schüler teil. Gleichzeitig ist 2001 erstmalig 
ein „business camp“ für Miniuntemehmen durchge- 
führt worden, das der Förderung von Selbstständigkeit 
und Eigeninitiative bei Jugendlichen dient. Darüber 
hinaus gibt es zahlreiche weitere Schulinitiativen der 
Bundesländer. An den Hochschulen wurden auch im 
Jahr 2001 weitere Existenzgründerlehrstühle geschaf- 
fen. Die Förderung von bislang fünf regionalen Grün- 
dungsnetzwerken an Hochschulen im Rahmen von 
EXIST wurde im Jahr 2001 fortgeführt. Insgesamt 
sind schon über 350 Untemehmensgründungen aus 
EXIST hervorgegangen. Ein Teil dieser Gründungen 
wurde durch die Maßnahme EXIST-SEED finanziert. 
Mit EXIST-SEED wurden im letzten Jahr an den 
Hochschulen 27 Gründungsvorhaben in der Früh- 
phase gefordert. 

- Für die von der Bundesregierung betreute Beratungs- 
und Schulungsfbrderung von Gründerinnen und 
Gründern standen im Jahr 2001 rund 30 Mio. € bereit. 
Rund 200 000 Gründerinnen und Gründer sowie 
kleine Unternehmen wurden geschult und beraten. 

- Um das Thema der Untemehmensnachfolge verstärkt 
in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu bringen, hat 
die Bundesregierung im Mai 2001 die Imagekampa- 


gne „nexxt“ Initiative Untemehmensnachfolge gestar- 
tet, bei der vor allem potenzielle Übergeber und Über- 
nehmer informiert werden sollen. Die Deutsche Aus- 
gleichsbank unterhält in einer Gemeinschaftsaktion 
mit den Kammern das Projekt einer Intemet-Unter- 
nehmensbörse CHANGE/CHANCE, an dem bundes- 
weit über 700 Netzwerkpartner bei Kammern, Spar- 
kassen, Volks- und Raiffeisenbanken beteiligt sind. 
Aktuell befinden sich über 10 000 Inserate in der Un- 
temehmensbörse. 

- Auch auf Länderebene sind 200 1 vielfältige Maßnah- 
men zur Unterstützung von Existenzgründungen er- 
griffen worden. In Bremen ist das Projekt der Grün- 
dungspatenschaften ausgebaut worden. In Bayern ist 
2001 eine Femsehserie produziert worden, die die 
Existenzgründung im Verlauf von 80 Sendungen be- 
handelt. In Thüringen werden Gründerinnen und 
Gründer über einen „Existenzgründerpass“ auf der 
Grundlage eines individuellen Betreuungsplans geför- 
dert. Aufbauend auf dem „FrauenFinanzForum“ in 
Berlin wurde im Jahr 2001 ersfmals ein Untemehme- 
rinnentag durchgeführt. Die Wirtschaftsminister der 
Länder beabsichtigen darüber hinaus, im Interesse ei- 
ner verstärkten Orientierung an unternehmerischen 
Fragestellungen im Unterricht gemeinsam mit der 
Kultusministerkonferenz geeignete Lehrinhalte für 
Schulen zu enfwickeln. 

- Im Jahr 2001 konnten mithilfe des so genannten 
„Überbrückungsgeldes“ rund 95 700 zuvor Arbeits- 
lose den Weg in die Selbstständigkeit einschlagen. 
Hierfür wurden rund 804,6 Mio. € aufgewendef. Zu- 
sätzlich kann aus Mitteln des ESF-BA-Programms 
die Teilnahme an Maßnahmen zur Vorbereitung und 
Sicherung einer Existenzgründung gefördert werden. 

- Die mit der Bekämpfung nicht angemeldeter Er- 
werbstätigkeit befassten Behörden, insbesondere die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit, die Haupt- 
zollämter und die von den Ländern für die Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit zuständig erklärten Landes- 
behörden haben im Jahr 2001 die Ermittlung, 
Verfolgung und Ahndung der illegalen Beschäftigung 
verstärkt. So hat die Zollverwaltung ihren Arbeitsbe- 
reich zur Bekämpfüng der illegalen Beschäftigung auf 
2 500 Bedienstete aufgestockt. 

- In Umsetzung des Verhaltenskodex der EU für die 
Verbesserung der Zusammenarbeit der Behörden der 
Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des grenzüber- 
schreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungs- 
leistungen und -beiträgen und von nicht angemeldeter 
Erwerbstätigkeit sowie bei grenzüberschreitender 
Leiharbeit hat die Bundesrepublik Deutschland mit 
Frankreich eine bilaterale Vereinbarung geschlossen, 
die seit Juli 2001 in Kraft ist. 

- Eine von der Bundesregierung in Auftrag gegebene 
Studie „Gender-spezifische Aufbereitung der amtli- 
chen Statistik“ trägt dazu bei, die geschlechtsspezifi- 
sche Datenlage im Bereich der Existenzgründung zu 
verbessern. 
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Ziele und Initiativen 

- Nicht nur die staatliche Unterstützung im Hochschul- 
bereich (BAföG) wurde 2002 verbessert, auch die be- 
rufliche Aufstiegsförtbildungsförderung, das so ge- 
nannte Meister-BAföG, wurde zum 1. Januar 2002 
umfassend erneuert und ausgebaut: Es wurden nicht 
nur der Kreis der Förderberechtigten erweitert und die 
Leistungen verbessert, sondern auch die Familienför- 
derungs- und Existenzgründerkomponente verstärkt. 
Die Reform, für die bereits in diesem Jahr von Bund 
und Ländern rund 46 Millionen € zusätzlich bereitge- 
stellt werden, ist damit nicht nur ein wichtiger Beitrag 
zur Qualifizierung, sondern auch ein wichtiger Bei- 
trag zur Mittelstandsförderung und zur Gründung 
neuer Unternehmen, damit die „Kultur der Selbststän- 
digkeit“ in Deutschland weiter Einzug hält (zu Ein- 
zelheiten siehe Cardiff-Bericht 2001). 

- Weitere „business camps“ im Rahmen des JUNIOR- 
Projekts werden durchgeführt. 

- Die „nexxt“-lnitiative mit verschiedenen Veranstal- 
tungen und Seminaren zum Thema „Untemehmens- 
nachfolge“ wird fortgesetzt. 

- Im Rahmen des neuen Wettbewerbs „EXIST Trans- 
fer“ werden weitere regionale Gründungsnetzwerke 
zur Förderung ausgewählt, die auf bereits vorhande- 
nen Strukturen aufsetzen und die Erfahrungen aus den 
bisherigen EXIST-Regionen nutzen. 

- Das geplante Aktionsprogramm „Power für Gründe- 
rinnen“, das in diesem Jahr gestartet wird , soll dazu 
beitragen, durch gezielte Strukturmaßnahmen, Schaf- 
fung erforderlicher Rahmenbedingungen und Öffent- 
lichkeitskampagnen ein gründungsfreundliches Kli- 
ma für Frauen in Deutschland zu schaffen und Frauen 
für Untemehmensgründungen zu motivieren. 

- Zum 1 . Januar 2002 ist das „Gesetz zur Eindämmung il- 
legaler Betätigung im Baugewerbe“ in Kraft getreten. 
Danach haben Unternehmer i. S. § 2 UStG sowie juris- 
tische Personen des öffentlichen Rechts als Empfänger 
von Bauleistungen (Leistungsempfänger) im Inland ei- 
nen Steuerabzug von 15. v. H. der Gegenleistung für 


Rechnung des die Bauleistung erbringenden Unterneh- 
mens (Leistender) vorzunehmen, wenn nicht eine gül- 
tige, vom zuständigen Finanzamt des Leistenden aus- 
gestellte Freistellungsbescheinigung vorliegt oder 
bestimmte Freigrenzen nicht überschritten werden. 

- Für 2002 ist die Umsetzung des Verhaltenskodex der 
EU für die Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Behörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung 
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Sozial- 
versicherungsleistungen und -beitrügen und von nicht 
angemeldeter Erwerbstätigkeit mit den Niederlanden, 
Dänemark und der Tschechischen Republik geplant. 

Leitlinie 10: Beschäftigungsmöglichkeiten in der 
wissensbasierten Gesellschaft und 
im Dienstleistungssektor 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Der Anteil des Dienstleistungssektors an der gesamten 
Erwerbstätigkeit erhöhte sich 2000 gegenüber dem 
Vorjahr von 67,7 % auf 68,4 %. Die Zahl der Erwerbs- 
tätigen im Dienstleistungsbereich stieg im gleichen 
Zeitraum um rund 700 000. Im Jahre 2000 waren 
54,6 % der im Dienstleistungsbereich Erwerbstätigen 
Frauen. 

- Unternehmen der luK-Branche haben im Jahr 2000 in 
Deutschland 75 000 zusätzliche Arbeitsplätze ge- 
schaffen, womit die Gesamtbeschäftigung dort auf 
820 000 Stellen stieg. Dazu hat vor allem der Akti- 
onsplan „Innovation und Arbeitsplätze in der Infor- 
mationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts“ beigetra- 
gen. Zahlreiche weitere Maßnahmen wurden 
umgesetzt. Im Rahmen der „Initiative D 21“ wurden 
allein 1 000 Gründungen von Multimedia-Firmen an- 
gestoßen, mit denen 1 0 000 Arbeitsplätze entstanden. 
Die „Green-Card-lnitiative“ als wesentliches Element 
des oben genannten Sofortprogramms mobilisierte bis 
Oktober 2001 die ersten 10 000 ausländische IT-Fach- 
kräfte, sodass die nächste Tranche bereits eröffnet 
werden konnte. Im Umfeld jedes „Green-Card-lnha- 
bers“ wurden im Schnitt weitere 2 bis 3 zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen. 


Text der Leitlinie 10 

Wenn die Europäische Union das Beschäftigungsproblem in den Griff bekommen will, müssen alle Möglichkeiten 
der Schaffung von Arbeitsplätzen und die neuen Technologien effektiv genutzt werden. Innovative Unternehmen 
können wesentlich zur Mobilisierung des Potenzials der wissensbasierten Gesellschaft beitragen, Arbeitsplätze von 
hoher Qualität zu schaffen. Ein beträchtliches Potenzial für die Schaffung von Arbeitsplätzen liegt im Dienstleis- 
tungssektor. Im Umweltbereich kann sich eine Vielzahl von Möglichkeiten für den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
bieten. Darüber hinaus ist ein Potenzial für die Höherqualifizierung von Arbeitskräften durch raschere Einführung 
moderner Umwelttechnologien vorhanden. 

10. Die Mitgliedstaaten werden daher Hindernisse für die Erbringung von Dienstleistungen abbauen und Rah- 
menbedingungen herbeiführen, die es ermöglichen, das Beschäftigungspotenzial des gesamten Spektrums des 
Dienstleistungssektors voll zu nutzen, um mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen. Insbesondere sollte das 
Beschäftigungspotenzial der Wissensgesellschaft und des Umweltsektors erschlossen werden. 




Drucksache 14/8715 


-30- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- Mithilfe des Sonderprogramms für die Weiterent- 
wicklung des Informatikstudiums an Hochschulen 
wurde die Zahl der Informatik-Studienanfangerinnen 
und -anfänger von 17 000 (1997) auf 38 000 (WS 
2000/2001) gesteigert. Im gleichen Zeitraum stieg die 
Zahl der weiblichen Informatik-Studienanfänger von 
2 700 auf 7 400. 

- Durch die konsequenfe Umsefzung des Klimaschutz- 
programmes 2000 der Bundesregierung soll die Be- 
schäftigung in umweltorientierten Dienstleistungen 
gefordert werden. Nach Schätzungen können dadurch 
bis zum Jahr 2005 etwa 155 000 neue Arbeitsplätze 
entstehen. 

- Im Rahmen des Themendialogs „Umwelt und Arbeit“ 
des „Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ haben Wirtschaft, Gewerkschaften 
und Umweltverbände konstruktiv zusammengearbei- 
tet und eine Reihe von Vorschlägen für mehr Umwelt- 
schutz und die Schaffung von Arbeitsplätzen unter- 
breitet, die in den klimapolitischen Beschlüssen der 
Bundesregierung ihren Niederschlag gefunden haben. 

- Im Rahmen der FuE-Förderung „Wissensintensive 
Dienstleistungen“ werden etwa 100 Projekte gefor- 
dert, um IT-basierte Prototypen, Pilotlösungen, Me- 
thoden, Instrumente und Verfahren zur Erhöhung von 
Effizienz und Qualität der Dienstleistungsproduktion 
zu ermöglichen. 

- Zum 1 . August 200 1 wurden drei weitere vollkommen 
neue und acht modernisierte Dienstleistungsberufe in 
Kraft gesetzt. Die Flexibilisierung der Ausbildungsin- 
halte durch Wahlbausteine trägt den zukünftigen An- 
forderungen stärker Rechnung. Die Reform der Meis- 
terprüfungsordnung und Novelle des Gesetzes zur 
Aufstiegsfortbildungsforderung für Fachkräfte schafft 
mehr Anreiz zur Gründung eines Unternehmens. 

- Mit Novellierung des Gerätesicherheitengesetzes 
wurde der Prüfmarkt für überwachungsbedürftige An- 
lagen zugunsten weiterer Prüforganisationen von 
Sachverständigen geöffnet, sodass die Möglichkeiten 
für mehr Wettbewerb und Beschäftigung in diesem 
Bereich gestärkt wurden. 

- Die verstärkten Außenwirtschaftsaktivitäten bei Tech- 
nologiedienstleistungen wurden mit ca. 25 Veranstal- 
tungen 2001 fortgesetzt. Das Internet- Außenwirt- 
schaftsportal iXPOS ist seit Februar 2001 im Internet 
vertreten. Die Verbesserung der Außenwirtschaftsposi- 
tion verstärkt die Expansionsprozesse dieser Branche. 

Ziele und Initiativen 

- Auch 2002 wird die Bundesregierung zusammen mit 
den Sozialpartnern und der Initiative D 21 entschlos- 
sen an der Erfüllung der bis 2005 im Aktionspro- 
gramm „Innovation und Arbeitsplätze in der Informa- 
tionsgesellschaft des 21. Jahrhunderts“ gesetzten 
Benchmarks Weiterarbeiten. 

- Programmatische Weichenstellung für IT-Forschung 
in Deutschland durch das Förderprogramm „IT-For- 
schung 2006“ für den Zeifraum 2002 bis 2006. 


Schwerpunkte sind Nanoelektronik, Basistechnolo- 
gien für Kommunikationstechnik, Softwaresysteme 
und Internet. Die Bundesregierung stellt für die Lauf- 
zeit des Programms insgesamt 1,5 Mrd. € Projektför- 
dermittel und in gleicher Höhe Mittel für die institu- 
tionelle Förderung zur Verfügung. 

- Verbesserung des Zugangs von KMU zu Förderpro- 
grammen und Stärkung der Innovationstätigkeit in 
den neuen Ländern durch die Programme InnoRegio 
und Innovative regionale Wachstumskeme. 

- Verbesserung der Verwertung von Forschungsergeb- 
nissen zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät- 
zen durch den Aufbau einer flächendeckenden Ver- 
wertungsinfrastrukfur, durch die Schaffung einer 
bundesweiten Verwertungsplattform für Erfindungen 
aus der Forschung zur Erleichterung des Zugangs von 
Unternehmen und durch die Einführung des Instru- 
menfes der Verbundforschung auch bei der program- 
morientierten Förderung. 

- Bildung regionaler Netzwerke von KMU und wirt- 
schaftsnaher Forschungseinrichtungen in den neuen 
Bundesländern durch die neue Fördermaßnahme 
„Netzwerkmanagement-Ost“ (NEMO) zur Unterstüt- 
zung sachkompetenter technologischer und betriebs- 
wirtschaftlicher Managementleistungen. 

- Schaffung von Voraussetzungen für das Inkrafttrefen 
von 12 modemisierfen und 8 neuen Berufen ab 1. Au- 
gusf 2002. 

- Konsequente Fortsetzung der ökologischen Moderni- 
sierung zum Ausbau der Beschäftigung in umweltori- 
entierten Dienstleistungen. 

- Für Technologie-Dienstleistungen werden weitere 
neue Initiativen zur außenwirtschaftlichen Förderung 
konzipiert. 

Leitlinie 11: Regionale nnd lokale Beschäftignngs- 
initiativen 

Umsetznng nnd Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA), die das 
Keminstrument der Regionalförderung darstellf, un- 
terstützf Investifionsvorhaben in strukfurschwachen 
Gebieten, um dort wettbewerbsfähige Dauerarbeits- 
plätze zu schaffen und zu erhalten. Besonders hohe 
Fördersätze werden für solche Vorhaben gewähr!, 
durch die zum Beispiel Arbeitspläfze für Frauen oder 
Jugendliche enfstehen. 

- Mit der Unterstützung von Regionalmanagementvor- 
haben hat die GA ihr Förderangebot über die übliche 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft und von Maß- 
nahmen der wirtschaftsnahen Infrastruktur hinaus 
erweitert. 31 strukturschwache Gebiete nutzen bis- 
lang die Möglichkeit, ihr regionales Entwicklungs- 
potenzial verstärkt zu mobilisieren und regionale Ent- 
wicklungsaktivitäten zielgerichtet im Hinblick auf die 
Steigerung von Wachstum und Beschäftigung zu or- 
ganisieren. 
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Text der Leitlinie 1 1 

Sämtliche Akteure auf regionaler und lokaler Ebene - einschließlich der Sozialpartner - müssen für die Umsetzung 

der europäischen Beschäftigungsstrategie mobilisiert werden: sie müssen an der Ermittlung des Arbeitsplatzschaf- 
fungspotenzials auf lokaler Ebene und an der Stärkung der hierfür erforderlichen Partnerschaften mitwirken. 

1 1 . Die Mitgliedstaaten werden 

- in ihrer gesamten Beschäftigungspolitik erforderlichenfalls die regionale Entwicklungsdimension berücksich- 
tigen; 

- die lokalen und regionalen Behörden anhalten, Beschäftigungsstrategien zu entwerfen, um die bestehenden 
Möglichkeiten zur Schaffung von Arbeitsplätzen auf lokaler Ebene voll auszuschöpfen, und zu diesem Zweck 
Partnerschaften mit allen Akteuren - auch mit den Vertretern der Zivilgesellschaft - fordern; 

- Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und des Vermögens der Sozialwirtschaft, mehr und qua- 
litativ hochwertigere Arbeitsplätze zu schaffen - insbesondere das Anbieten von Waren und Dienstleistungen, 
durch die ein vom Markt noch nicht abgedeckter Bedarf befriedigt wird -, fördern und prüfen, welche Hin- 
dernisse dem entgegenstehen und wie diese Hindernisse abgebaut werden können; 

- die Rolle der öffentlichen Arbeitsverwaltungen - auf allen Ebenen - bei der Ermittlung lokaler Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten und der Verbesserung des Funktionierens der lokalen Arbeitsmärkte stärken. 


- Angesichts der erheblichen regionalen Unterschiede 
wird mit dem Job-AQTIV-Gesetz die regionale Aus- 
richtung der Arbeitsmarktpolitik weiter ausgebaut. Die 
Bundesanstalt für Arbeit ist mit 181 Arbeitsämtern und 
über 650 Geschäftsstellen in jeder Region vertreten, ln 
den Verwaltungsausschüssen sind die wichtigsten re- 
gionalen Akteure durch deren drittelparitätische Beset- 
zung mit Vertretern der Arbeitgeber, der Gewerkschaf- 
ten und der öffentlichen Hand vertreten. Auch gehen 
von den Arbeitsämtern flächendeckende Impulse in der 
regionalen Arbeitsmarktpolitik zur Verankerung des 
„Gender-Mainstreamings-Prinzips“ aus. Die entspre- 
chenden Neuerungen im Job-AQTIV-Gesetz werden 
flankiert durch die Geschäftspolitischen Ziele der Bun- 
desanstalt für Arbeit (siehe Anhang 2 und 4). 

- Die Pflege von Kontakten zu Betrieben, insbesondere 
KMUs, ist Bestandteil der Vermittlungsarbeit der 
Arbeitsämter. Dabei geht sie im Rahmen von Be- 
triebsbesuchen auch initiativ auf Betriebe zu, um 
potenzielle Beschäftigungsmöglichkeiten ausfindig 
zu machen und Arbeitgeber bei der Ermittlung ihres 
Personalbedarfs zu unterstützen. Im Rahmen des Or- 
ganisationskonzepts Arbeitsamt 2000 werden die 
Dienstleistungen für Arbeitgeber weiterentwickelt. 

- Die Bundesregierung fördert die Aktivierung der 
Selbsthilfekräfte, um Menschen unabhängig von der 
Sozialhilfe zu machen. Auch das Bundessozialhilfege- 
setz wird durch die stärkere Betonung des Vorrangs ak- 
tiver vor passiven Hilfen immer stärker darauf ausge- 
richtet, die Arbeitsmarktintegration von Hilfe 
Suchenden zu fördern. Seit 1994 (erstmalige statisti- 
sche Erfassung) haben sich die Ausgaben der Sozial- 
hilfeträger für Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit in den 
Kommimen mehr als verdoppelt und beliefen sich 

2000 auf rund 2,1 Mrd. DM (davon 85 % in den alten 
und 15 % in den neuen Bundesländern). Nach der letz- 
ten Umfrage des Deutschen Städtetags aus dem Jahr 

2001 wurden auf kommunaler Ebene in 2000 allein 


mehr als 400 000 Sozialhilfeempfangerinnen und 
-empfänger - etwa die Hälfte der arbeitsfähigen 
Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger - in Ar- 
beitsgelegenheiten beschäftigt, davon waren 50 % 
sozialversicherungspflichtig abgesichert, die übrigen 
erhielten zur Sozialhilfe Mehraufwandsentschädigun- 
gen. Knapp ein Viertel der Maßnahmen beinhalten eine 
arbeitsbegleitende Qualifizierung, die entweder mit ei- 
nem Abschluss nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
einem Trägerzertifikat abgeschlossen wurde. Damit 
hat sich die Zahl der so geförderten Hilfeempfängerin- 
nen und -empfänger gegenüber 1998 um ein Drittel er- 
höht und gegenüber 1 996 sogar mehr als verdoppelt. 

- Ein ständig wachsender Stellenwert kommt ferner 
dem Sozialsektor und damit dem Beschäftigungs- 
potenzial im Bereich der personenbezogenen Dienst- 
leistungen zu. Dies kommt besonders Frauen zugute. 
Eine bedeutende Rolle im sozialen Dienstleistungs- 
bereich haben hierbei die Wohlfahrtsverbände, die un- 
verzichtbare Aufgaben in der Gesellschaft und in den 
Regionen wahmehmen. 

- Die Zahl der im Sozialwesen sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten hat sich 2001 gegenüber dem 
Vorjahr um rund 2,9 % erhöht (Stichtag jeweils 
30. Juni). Das Wachstum dieses Beschäftigungsseg- 
ments setzt sich also unvermindert fort (siehe auch 
Aktionsplan 2001). 

Ziele und Initiativen 

- Regionalpolitik 

- Stärkere Verzahnung der Regionalförderung mit 
anderen Bereichen, insbesondere der Arbeits- 
marktpolitik, um regionale Beschäftigung noch ef- 
fizienter zu fördern. 

- Wissenschaftliche Begleitung der Regionalmana- 
gementvorhaben, vor allem Organisation und 
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Moderation des Erfahrungsaustausches sowie Ab- 
schätzung der regionalen Auswirkungen der je- 
weiligen Fördervorhaben. 

- Aktive Arbeitsmarktpolitik 

- Mit dem durch das Job-AQTIV-Gesetz eingeführ- 
ten Instrument der Beschäftigung schaffenden In- 
frastrukturforderung wird unmittelbar beschäfti- 
gungswirksam ein Beitrag zur Verbesserung und 
Erhaltung der regionalen Infrastruktur geleistet. 

- Weiter wird im Job-AQTIV-Gesetz als Ziel be- 
stimmt, dass die Leistungen der Arbeitsforderung 
zu einer Weiterentwicklung der regionalen Be- 
schäftigungs- und Infrastruktur beitragen sollen. 

- Schließlich hat die Arbeitsmarktforschung künftig 
auch die Wirkungen der Arbeitsforderung auf re- 
gionaler Ebene zu untersuchen (siehe auch An- 
hang 2). 

Leitlinie 12: Beschäftigungsfreundlichere Gestaltung 
der Steuer- und Abgabensysteme 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Bundesregierung senkt weiterhin schrittweise die 
Steuer- und Abgabenbelastung. Der Eingangssteuer- 
satz der Einkommensteuer wurde auf 19,9 % und der 
Spitzensteuersatz auf 48,5 % gesenkt, der Grundfrei- 
betrag wurde auf 7 235 € angehoben. Die Bundesre- 
gierung hat damit die Investitionskraft vor allem der 
beschäftigungsintensiven mittelständischen Unter- 
nehmen gestärkt und die Beschäftigungschancen und 
-anreize insbesondere für gering qualifizierfe Arbeits- 
lose verbessert. 

- Die Einnahmen aus der ökologischen Steuerreform 
tragen gezielt zur Entlastung des Faktors Arbeit durch 


Reduzierung des Beitragssatzes in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bei (Entlastungswirkung 2002: 
1,5 Beitragssatzpunkte). 

Mit der im vergangenem Jahr verabschiedeten Ren- 
tenreform wird die gesetzliche Rentenversicherung an 
die sich aus der demographischen Entwicklung erge- 
benden Konsequenzen angepasst und langfristig si- 
cher und bezahlbar gemacht. Im Ergebnis wird sicher- 
gestellt, dass die Rentenversicherungsbeiträge bis 
2020 höchstens auf 20 % und bis 2030 nicht über 22 % 
ansteigen werden. 

Zur Entlastung von Familien im Rahmen des Famili- 
enleistungsausgleichs hat die Bundesregierung ab 
2002 insbesondere das Kindergeld für das erste und 
zweite Kind deutlich auf 1 54 € erhöht; der Kinderfrei- 
betrag wird auf 3 648 € pro Kind angehoben und für 
die Befreuung, Erziehung oder Ausbildung jedes Kin- 
des wird ein Freibetrag von 2 160 € neu eingeführt. 
Der Familienleistungsausgleich und seine Verbesse- 
rungen stützen 2002 mit einem Finanzvolumen von 
geschätzt rund 35,5 Mrd. € die gesamtwirtschaftliche 
Binnennachfrage und entfalten damit auch eine posi- 
tive Beschäftigungswirkung. 

Die Steuerentlastungspolitik der Bundesregierung 
führt zu spürbaren Steigerungen des verfügbaren Ein- 
kommens. Ledigen Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmern mit einem Durchschnittseinkommen von 
rund 26 400 € verbleibt 2002 ein verfügbares Ein- 
kommen nach Steuern und Sozialabgaben von rund 
16 500 € (62,4 %; siehe Anhang 1, Tabelle 16). Bei 
verheirateten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
(Alleinverdienerhaushalt, 2 Kinder) mit Durchschnitts- 
einkommen (rund 26400 € in 2002) beträgt die Ge- 
samtabgabenbelastung einschließlich Sozialabgaben 


Text der Leitlinie 12 

Wichtig sind eine eingehendere Untersuchung der Auswirkungen der Steuerbelastung auf die Beschäftigung und 
eine beschäftigungsfreundlichere Gestaltung der Steuersysteme durch Umkehr des langfristigen Trends zu einer 
höheren Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeit. Die Auswirkungen der Steuersysteme auf die Beschäftigung soll- 
ten weiter untersucht werden. Steuerreformen müssen auch der Notwendigkeit Rechnung tragen, dass stärker in 
Menschen investiert werden muss - seitens der Wirtschaft, der Behörden und des Einzelnen -, will man auf längere 
Sicht Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit steigern. 

12. Jeder Mitgliedstaat wird 

- soweit erforderlich und unter Berücksichtigung des jeweiligen nationalen Steuer- und Abgabenniveaus - eine 
Zielvorgabe festlegen für eine schrittweise Senkung der Sfeuer- und Abgabenbelastung insgesamt und, wo an- 
gebracht, für eine schrittweise Senkung der Steuerbelastung der Arbeit, sowie der Lohnnebenkosten, insbe- 
sondere bei geringqualifizierter und schlecht bezahlter Arbeit; die öffentliche Haushalte oder die langfristige 
Tragfähigkeit der Sozialversicherungssysteme dürfen durch derartige Reformen nicht infrage gestellt werden; 

- Anreize für Investitionen in die Humanressourcen schaffen und steuerliche Hindernisse, die solchen Investi- 
tionen im Wege stehen, beseitigen; 

- unter Berücksichtigung der in mehreren Mitgliedstaaten gewonnenen Erfahrungen mit ökologischen Steuer- 
reformen prüfen, inwieweit es praktikabel ist und welche Möglichkeiten bestehen, alternative Steuerquellen 
zu nutzen, z. B. durch Erhebung einer Energiesteuer oder einer Steuer auf Schadstoffemissionen. 
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- unter Berücksichtigung des Kindergeldes - lediglich 
rund 11,7 % (siehe Anhang 1, Tabelle 17). 

- Gesamtwirtschaftlich wird im Jahr 2002 die Abgaben- 
quote 42 % des BIP betragen. Die Bundesregierung 
wird ihre Bemühungen fortsetzen, die Abgabenquote 
weiter zurückzuführen. 

- Durch das arbeitsmarktpolitische Sonderprogramm 
„Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialver- 
sicherungspflichtiger Tätigkeiten“ (CAST) wurde die 
Beschäftigungswirkung einer Verringerung der 
Lohnzusatzkosten durch Zuschüsse zu den Sozialver- 
sicherungsbeiträgen an Arbeitgeber sowie einer Ver- 
besserung der Nettoeinkommensposition der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen von zwei 
verschiedenen Modellen erprobt (siehe Stellung- 
nahme zu Empfehlung 4). 

Ziele und Initiativen 

- Die bereits umgesetzten Maßnahmen zur Steuerent- 
lastung haben ein Gesamtvolumen von jährlich über 
56 Mrd. € ab dem Jahr 2005 gegenüber 1998. Im Jahr 
2002 beträgt das Entlastungsvolumen gegenüber 1998 
rund 26 Mrd. €. 

- Durch die Einkommen- und Untemehmenssteuerre- 
form (Steuerreform 2000) wird der Eingangs Steuer- 
satz der Einkommensteuer bis zum Jahr 2005 auf 1 5 % 
und der Spitzensteuersatz auf 42 % gesenkt; der 
Grundfreibetrag wird auf 7 664 € angehoben. Mit dem 
zu Beginn des Jahres 2002 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
wird eine weitere Stärkung insbesondere mittelständi- 
scher Unternehmen erreicht. 

- Als Fortsetzung des arbeitsmarktpolitischen Sonder- 
programms „CAST“ der Bundesregierung wurde zum 
1 . März 2002 die Erprobung des „Mainzer Modells“ 
auf das gesamte Bundesgebiet ausgeweitet. Bei Auf- 
nahme einer Beschäftigung erhalten Geringverdie- 
nende einen degressiven Zuschuss zu den Sozialversi- 
cherungsbeiträgen und Kleinverdiener-Familien und 
Alleinerziehende zusätzlich einen Zuschlag zum Kin- 
dergeld. 

Säule III: Förderung der Anpassungsfähigkeit der 
Unternehmen und ihrer Beschäftigten 

Schwerpunkte 

- Die Tarifvertragsparteien haben zahlreiche bran- 
chenspezifische, flexible und differenzierte Regelun- 
gen, insbesondere zur betrieblichen Altersvorsorge im 
Rahmen der sich bietenden Möglichkeiten in Folge 
der Rentenreform, zur Nachwuchs- und Beschäfti- 
gungssicherung sowie zur Arbeitszeit vereinbart. Die 
Sozialpartner werden auch weiterhin die Modernisie- 
rung der Arbeitsorganisation vorantreiben. 

- Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 
wurde es ermöglicht, die Strukturen der betrieblichen 
Mitbestimmung den modernen Untemehmensstruktu- 


ren anzupassen. Die Rahmenbedingungen für Teil- 
zeitarbeit und befristete Arbeitsverträge sind durch 
das Teilzeit- und Befristungsgesetz neu geregelt wor- 
den. Das Gesetz soll Teilzeitarbeit fördern und befris- 
tete Arbeitsverhältnisse auf eine sichere Rechtsgrund- 
lage stellen. 

- Die Zielvorgabe, j eder Arbeitnehmerin und j edem Ar- 
beitnehmer die Möglichkeit zu geben, sich die in der 
Informationsgesellschaft verlangten Kenntnisse und 
Fähigkeiten anzueignen, wird sowohl durch die be- 
triebliche Ausbildung im Rahmen des dualen Systems 
als auch durch die berufliche und betriebliche Weiter- 
bildung sowie eine Reihe von speziellen Programmen 
günstig beeinflusst. Die Qualifizierungsoffensive von 
Bund, Ländern und Sozialpartnern im „Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ wird 
insbesondere durch Maßnahmen im Bereich der be- 
ruflichen Weiterbildung die Anpassungsqualifizie- 
rung in den Unternehmen unterstützen. 

- Die Sozialpartner haben sich bereit erklärt, tariflichen 
Rahmenbedingungen für Weiterbildung im Sinne ei- 
nes lebensbegleitenden Lernens zu vereinbaren. Lang- 
zeitarbeitskonten sollen in diesem Zusammenhang 
stärker zur Weiterbildung genutzt werden. 

Leitlinie 13: Beitrag der Sozialpartner 
znr Modernisiernng der 
Arbeitsorganisation 

Umsetznng nnd Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Von den rund 27,8 Millionen sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern in Deutschland sind rund 25 Millionen in 
den Geltungsbereichen der Tarifverträge beschäftigt. 
Verbandstarifverträge bestehen für rund 1 100 ver- 
schiedene Wirtschaftszweige und Regionen. Außer- 
dem bestehen für rund 6 800 Unternehmen eigene 
Firmentarifverträge. Im Jahr 2001 wurden rund 
7 000 neue Tarifverträge abgeschlossen. 

- Die Tarifvertragsparteien haben branchenspezifische, 
flexible und differenzierte Regelungen vereinbart, ins- 
besondere zur Arbeitszeit. Arbeitszeitfiexibilisierung 
ist in Deutschland in hohem Umfang möglich. Die So- 
zialpartner haben ein großes Interesse, diese Möglich- 
keiten weiter auszubauen. So wurde im Rahmen des 
„Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ am 4. März 2001 bekräftigt, dass die 
Sozialpartner sich für eine flexibilisierte Arbeits- 
zeitpolitik in Richtung auf die verstärkte Nutzung 
langfristiger Arbeitszeitguthaben - vor allem durch ta- 
rifliche Vereinbarung von Arbeitszeitkorridoren, Jah- 
resarbeitszeiten und die Schaffung von Jahres-, Lang- 
zeit- und Lebensarbeitszeitkonten - einsetzen. Diese 
können und sollen auch als Instrumente zum Abbau 
von Überstunden genutzt werden. Außerdem können 
Arbeitszeitkonten beschäftigungsstabilisierend wir- 
ken. Für die Akzeptanz von längerfristigen Arbeits- 
zeitmodellen ist nach Auffassung der Sozialpartner 
die Sicherung der Wertguthaben gegen die Insolvenz 
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Text der Leitlinien 13 und 14 

Um die Modernisierung der Arbeitsorganisation und Arbeitsformen zu fördern, die unter anderem zu einer Erhöhung 

der Qualität der Arbeit beitragen, sollte eine starke Partnersehaft auf allen relevanten Ebenen (europäische, natio- 
nale, sektorale, lokale und Untemehmensebene) aufgebaut werden. 

13. Die Sozialpartner werden aufgefordert, 

- auf allen Ebenen Vereinbarungen zur Modernisierung der Arbeitsorganisation - auch Modelle zur Flexibili- 
sierung der Arbeit - auszuhandeln und umzusetzen, um Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit sowie die Fähig- 
keit der Unternehmen zur Anpassung an den industriellen Wandel zu steigern, ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Flexibilität und Sicherheit zu gewährleisten und die Qualität der Arbeitsplätze zu erhöhen; Gegen- 
stand entsprechender Vereinbarungen könnten z. B. die Einführung neuer Technologien, neue Arbeitsformen 
und Arbeitszeitregelungen sein, wie die Einführung einer Jahresarbeitszeit, Arbeitszeitverkürzungen, der Ab- 
bau von Überstunden, der Ausbau von Teilzeitarbeit, Möglichkeiten einer Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
und damit zusammenhängende Fragen der Arbeitsplatzsicherheit; 

- im Rahmen des Luxemburg-Prozesses jährlich darüber zu berichten, welche Aspekte der Modernisierung der 
Arbeitsorganisation Gegenstand von Verhandlungen waren, wie weit die Umsetzung gediehen ist und welche 
Auswirkungen dies auf Beschäftigung und Funktionieren des Arbeitsmarktes hat. 

14. Die Mitgliedstaaten werden - wo angemessen, gemeinsam mit den Sozialpartnern oder auf der Basis von zwi- 
schen den Sozialpartnern getroffenen Vereinbarungen - 

- den bestehenden Regelungsrahmen sowie Vorschläge für neue Vorschriften und Anreizmaßnahmen daraufhin 
prüfen, ob sie dazu beitragen, Beschäftigungshemmnisse zu verringern, eine Modernisierung der Arbeitsorga- 
nisation zu begünstigen und die Fähigkeit des Arbeitsmarktes zur Anpassung an den Strukturwandel der Wirt- 
schaft zu verbessern; 

- angesichts der zunehmenden Vielfalt der Beschäftigungsformen gleichzeitig prüfen, ob es möglich ist, in ihren 
nationalen Rechtsvorschriften flexiblere Formen von Arbeitsverträgen vorzusehen, und sicherstellen, dass für 
Personen, die im Rahmen neuer, flexibler Verträge beschäftigt sind, eine ausreichende Sicherheit und ein bes- 
serer beruflicher Status erreicht wird, wobei gleichermaßen den Erfordernissen der Unternehmen und der Ar- 
beitnehmer Rechnung zu tragen ist; 

- eine konsequentere Anwendung der Gesundheits- und Arbeitsschutzvorschriften anstreben, indem sie für eine 
bessere Durchsetzung der Vorschriften sorgen, die Unternehmen, insbesondere KMU, beraten und bei der Ein- 
haltung der Vorschriften unterstützen, indem sie für eine bessere Schulung in Fragen der Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz sorgen und Maßnahmen zur Reduzierung von Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten in den Hochrisikosektoren fördern. 


des Arbeitgebers eine wesentliche Voraussetzung. 
Zahlreiche Tarifverträge sehen einen solchen Insol- 
venzschutz bereits vor, wobei dessen Ausgestaltung 
den einzelnen Betrieben obliegt. 

- Eine Reihe von Vereinbarungen können als Beleg für 
die betriebliche Umsetzung getroffener Vereinbarun- 
gen im Bündnis durch hochflexible Arbeitszeit- 
modelle angeführt werden. Neben Branchentarifver- 
trägen sind hier auch Tarifverträge zu nennen, wie 
beispielsweise der Tarifvertrag mit der Volkswagen 
AG zum Projekt 5000 x 5000 vom 28. August 2001: 
Die wöchentliche Regelarbeitszeit beträgt 35 Stunden 
im Jahresdurchschnitt. Hinzu kommen drei Stunden 
pro Woche für die Qualifizierung, von denen die 
Hälfte vergütet wird. Die Arbeitszeit kann flexibel ge- 
staltet werden. Die tägliche Schichtzeit soll sieben 
Stunden betragen, die Arbeitszeit kann auf alle Werk- 
tage der Woche verteilt werden und beträgt maximal 
42 Stunden. Auf den Arbeitszeitkonten können bis zu 
200 Guthabenstunden angesammelt werden, bevor 
diese in Freizeit ausgeglichen werden müssen. 


- In der Tarifrunde des Jahres 2001 wurden - neben mo- 
deraten Entgelterhöhungen - die bereits seit einigen 
Jahren bestehenden Regelungen zur Nachwuchs- und 
Beschäftigungssicherung in ihrer Geltungsdauer ver- 
längert und teilweise ausgebaut. Hauptsächlich zu 
nennen sind die rund 690 Tarifverträge zur Altersteil- 
zeitarbeit zum Jahresende 200 1 , in den von diesen Ta- 
rifverträgen abgedeckten Bereichen mehr als 
16,2 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
beschäftigt sind und die Tarifverträge zur Beschäfti- 
gungssicherung, zur Schaffung neuer Ausbildungs- 
plätze und zur Übernahme der Ausgebildeten. Zudem 
wurden Einstiegslöhne für neu eingestellte Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer und Langzeitarbeitslose 
sowie Kleinbetriebs-, Öffnungs- und Härteklauseln 
vereinbart. 

- Seit dem Jahr 2000 wurden zunehmend tarifvertrag- 
liche Vereinbarungen zur freiwilligen, betrieblichen 
Altersvorsorge abgeschlossen. Dieser Trend ver- 
stärkte sich noch einmal im Jahr 2001. Die Tarifver- 
tragsparteien setzten mit der dadurch eingeleiteten 
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Stärkung der betrieblichen Altersversorgung das 
Kernelement der von Bundestag und Bundesrat ver- 
abschiedeten Rentenreform in die Praxis um, nämlich 
den Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten Al- 
tersvorsorge. Die Tarifverträge nutzen insbesondere 
das Instrument der Entgeltumwandlung. Dadurch 
wird den Beschäftigten die Möglichkeit eingeräumt, 
bestimmte Entgeltbestandteile zum Aufbau einer zu- 
sätzlichen Altersvorsorge einzusetzen, dafür die neue 
staatliche Förderung zu erhalten und dabei steuerli- 
che Vergünstigungen in Anspruch zu nehmen. Insge- 
samt sind etwa 14,6 Mio. Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer in Bereichen beschäftigt, in denen es in 
irgendeiner Form tarifvertragliche Regelungen über 
eine zusätzliche Versorgung im Alter bzw. über Ent- 
geltumwandlung zu diesem Zweck gibt. Das sind 
mehr als 58 % der rund 25 Millionen Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer in den Geltungsbereichen 
aller Tarifverträge. 

- Die mit der Rentenreform umgesetzten Maßnahmen 
im Bereich der betrieblichen Altersvorsorge haben 
auch zu einer Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die arbeitgeber- und arbeitnehmerfinanzierte be- 
triebliche Altersversorgung geführt. So verbessert bei- 
spielsweise die Verkürzung der Unverfallbarkeitsfris- 
ten die Mobilität der Beschäftigten und kann damit 
einen Beitrag zur Flexibilisierung der Arbeit leisten. 
Aus Sicht der Sozialpartner ist zur Förderung der 
Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und ihrer 
Beschäftigten jedoch eine kontinuierliche Weiterent- 
wicklung der betrieblichen Altersversorgung zur Nut- 
zung der neuen Möglichkeiten, die mit der Renten- 
reform geschaffen wurden, notwendig. 

Ziele und Initiativen für 2002 

- Die Sozialpartner werden weiterhin die Modernisie- 
rung der Arbeitsorganisation vorantreiben, ln den Be- 
trieben bleiben Arbeitgeber und Betriebsräte aufge- 
fordert, die Möglichkeiten der arbeitsrechtlichen 
Gesetze und der Tarifverträge auszuschöpfen und in 
die Praxis umzusetzen. 

Leitlinie 14: Gesetzliche Rahmenbedingungen zur 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Das am 1 . Januar 2001 in Kraft getretene Gesetz über 
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (Teil- 
zeit- und Befristungsgesetz) schafft flexible Rege- 
lungen für Teilzeitarbeif und für befristete Arbeits- 
verträge. Es dient zugleich der Umsetzung der 
EG-Richtlinien über Teilzeitarbeit vom 15. Dezem- 
ber 1997 (97/81 /EG) und über befristete Arbeitsver- 
träge vom 28. Juni 1999 (1999/70/EG), die auf Rah- 
menbedingungen der europäischen Sozialpartner 
beruhen. Das Gesetz soll Teilzeitarbeit fördern und 
damit zur Beschäftigungssicherung und zum Be- 
schäftigungsaufbau beitragen. Es geht davon aus, 
dass Arbeitgeber und Beschäftigte Teilzeitarbeit ver- 
einbaren, wenn der Beschäftigte eine Reduzierung 


der Arbeitszeit wünscht, ln Unternehmen mit mehr 
als 1 5 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern hat der 
Beschäftigte einen Anspruch auf Teilzeitarbeit. Der 
Arbeitgeber kann den Teilzeitwunsch ablehnen, 
wenn betriebliche Gründe vorliegen, z. B. erhebliche 
Beeinträchtigung der betrieblichen Organisation 
oder des Arbeitsablaufs oder unverhältnismäßige 
Kosten für den Arbeitgeber. Neben der arbeitsmarkt- 
politischen Zielsetzung verfolgen die Teilzeitvor- 
schriften des Gesetzes familien- und gleichstellungs- 
politische Ziele. 

- Auf dem Gebiet der befristeten Arbeitsverhältnisse 
wurde ein zusammenfassendes Regelwerk geschaf- 
fen, das die Flexibilitätsinteressen der Arbeitgeber 
und die sozialen Schutzinteressen der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer ausgewogen berücksichtigt. 
Die gesetzlichen Möglichkeiten der Befristung von 
Arbeitsverträgen erleichtern den Unternehmen die 
Entscheidung, auf vorübergehenden Arbeitskräftebe- 
darf und eine schwankende Auftragslage beschäfti- 
gungspolitisch sinnvoll mit Neueinstellungen statt 
mit Überstundenarbeit zu reagieren. Durch die Be- 
schränkung von sachgrundlosen Befristungen auf 
Neueinstellungen werden Kettenbefristungen verhin- 
dert. Zugleich wurden Regelungen getroffen, die die 
Chancen befristet beschäftigter Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf einen unbefristeten Arbeits- 
platz verbessern. 

- Erkenntnisse über die Auswirkungen der Neuregelun- 
gen über die Teilzeitarbeit im Teilzeit- und Befris- 
tungsgesetz, insbesondere über die Beschäftigungs- 
wirkungen und die Wirkungen im Hinblick auf die 
Betriebsorganisation und die Kostensituation in den 
Unternehmen, wird ein wissenschaftliches For- 
schungsvorhaben erbringen, das die Bundesregierung 
in Auftrag gegeben hat. Die Ergebnisse der Untersu- 
chung werden im Jahr 2003 vorliegen. 

- Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 
wurde es den Tarifvertragsparteien und in Ausnahme- 
fällen den Betriebspartnem ermöglicht, die Strukturen 
der betrieblichen Mitbestimmung den Unternehmens- 
Strukturen anzupassen. Damit ist es möglich, eine ef- 
fiziente Arbeitnehmervertretung bei modernen Unter- 
nehmensstrukturen zu gewährleisten. 

- Die Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften 
durch die Betriebe, wird von den zuständigen Arbeits- 
schutzbehörden sowie den Aufsichtsdiensten der Un- 
fallversicherungsträger in einem laufenden Prozess 
und als kontinuierliche Aufgabe überwacht. Voraus- 
setzung für ein effizientes Zusammenwirken beider 
Akteure ist ein eng aufeinander abgestimmtes an- 
wenderfreundliches und transparentes Vorschriftenge- 
füge. Die auf stetige Fortentwicklung in diesem Be- 
reich angelegten Schritte der Bundesregierung zur 
Neuordnung des Arbeitsschutzrechts trugen im ver- 
gangenen Jahr erste Früchte. Mit der angestrebten 
Verabschiedung eines „Leitlinienpapiers zur künfti- 
gen Gestaltung des Vorschriften- und Regelwerks“ 
wird es gelingen strukturelle und praxisbezogene 
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Orientierungen zu geben, wie die Vorschriftenkom- 
plexe des staatlichen Arbeitsschutzrechts und der Un- 
fallverhütungsvorschriften sachgerecht miteinander 
verknüpft werden können. Davon werden sowohl die 
Betriebe als auch die Vollzugsorgane bei den Ländern 
und den Berufsgenossenschaften profitieren. 

- Im Rahmen der Reform des Betriebsverfassungsge- 
setzes wurde die allgemeine Aufgabe des Betriebsrats, 
über die Durchführung der zugunsten der Arbeitneh- 
mer geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallverhü- 
tungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsverein- 
barungen zu wachen, durch das Recht ergänzt, 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu fordern. 

Ziele und Initiativen 

- Die Aufrechterhaltung und Stärkung von Sicherheit 
und Gesundheitsschutz in den Unternehmen ist ein 
wichtiges Element einer auf Qualität ausgerichteten 
Beschäftigungspolitik. Entsprechend der europä- 
ischen Zielsetzung, die „Qualität der Arbeit“ stärker in 
den Mittelpunkt der Beschäftigungs- und Sozialpoli- 
tik zu rücken, wird sich Deutschland mit einer eigenen 
Initiative „Neue Qualität der Arbeit“ im europäischen 
Kontext positionieren (siehe auch Abschnitt B, 
Punkt 1.2). Vorgesehen ist, gemeinsam mit den Sozi- 
alpartnern, den Bundesländern, den Unfall- und ande- 
ren Sozialversicherungsträgem und der Wirtschaft 
einen konzentrierten und zielgerichteten Transfer von 
arbeitsschutzbezogenen Erkenntnissen und Gestal- 
tungswissen in Betriebe und Verwaltungen sowie eine 
Identifiziemng und Verbreitung vorbildhafter Bei- 
spiele im Arbeitsschutz zu gestalten. Ebenen der Um- 
setzung dieser Zielsetzung sind drei strategische 
Handlungsfelder: 

1. Initiieren und Durchführen einer breiten gesell- 
schaftlichen Debatte zum Thema „Wie wollen wir 
morgen arbeiten?“ 

2. Vereinbamngen zu praxisrelevanten branchenbe- 
zogenen Aktivitäten. 

3 . Branchenübergreifende Aktivitäten zur Gestaltung 
der Arbeit. 

- Die vorgesehene Initiative verbindet die Entwicklung 
gemeinsamer perspektivischer Leitvorstellungen im 
Arbeitsschutz mit der Erarbeitung und Ausgestaltung 
konkreter schwerpunktbezogener Projekte. 


Leitlinie 15: Förderung der Anpassungsfähigkeit in 
den Unternehmen als Komponente des 
lebenslangen Lernens 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die Zielvorgabe, j eder Arbeitnehmerinnen und j edem 
Arbeitnehmer bis zum Jahre 2003 die Möglichkeit zu 
geben, sich die in der Informationsgesellschaft ver- 
langten Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen, wird 
sowohl durch die betriebliche Ausbildung im Rahmen 
des dualen Systems als auch durch die bemfiiche und 
betriebliche Weiterbildung sowie eine Reihe von spe- 
ziellen Programmen verwirklicht. Hierbei steht die 
Qualifizierangsoffensive des „Bündnisses für Arbeif, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ in der Er- 
klämng vom 4. März 2001 im Mittelpunkt, welche die 
vorrangige und gemeinsame Verantwortung von Ar- 
beitnehmern und Arbeitgebern auf betrieblicher 
Ebene für die Anpassungsqualifikafion in Unterneh- 
men zum Ausdruck bringt. 

- Die Unternehmen schaffen bereits während der be- 
trieblichen Ausbildung im Rahmen des dualen Sys- 
tems erhebliche Voraussetzungen, um die zukünftigen 
Arbeitnehmer auf die Anforderungen der Wissensge- 
sellschaft vorzubereiten. Allein in den alten Ländern 
wenden sie dafür rund 20 Mrd. € auf (siehe auch Leit- 
linie 4). 

- Berufliche Weiterbildung wird von einer Vielzahl von 
Weiterbildungsträgem wie Kammern, Volkshoch- 
schulen, Gewerkschaften, gemeinnützigen und priva- 
ten Einrichtungen u. a. angeboten. Diese Pluralität der 
Träger soll die Vielfalt der Angebote sichern. 

- Nach einer Befragung von Unternehmen ist das Ler- 
nen in der Arbeitssituation (45 %) mit weitem Abstand 
die häufigste betriebliche Weiterbildungsform. Zu- 
sammen mit dem selbst gesteuerten Lernen (11%) fin- 
det weit über die Hälfte aller Maßnahmen zur Anpas- 
sungsqualifiziemng in individueller Form statt. 30 % 
der betrieblichen Weiterbildung findet in internen oder 
externen Lehrveranstaltungen statt. Informationsver- 
anstaltungen nehmen einen Anteil von 1 1 % ein. Um- 
schulungsmaßnahmen und sonstige Weiterbildungs- 
maßnahmen haben einen Anteil von 3 %. 

- Zur Erhöhung der Qualität der betrieblichen Weiter- 
bildung nimmt die Prüfung und Sicherang von Qua- 


Text der Leitlinie 1 5 

Im Hinblick auf die Anpassung der Qualifikationen in den Unternehmen, einer zentralen Komponente des lebens- 
langen Lernens, 

15. werden die Sozialpartner auf allen relevanten Ebenen aufgefordert, gegebenenfalls Vereinbarungen zum le- 
benslangen Lernen zu treffen, um Anpassungsfähigkeit und Innovation zu fördern, insbesondere im Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechnologien; in diesem Zusammenhang sollte festgelegt werden, wie 
erreicht werden soll, dass bis zum Jahr 2003 jeder Arbeitnehmer die Möglichkeit erhält, sich die in der Infor- 
mationsgesellschaft verlangfen Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen. 
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litätsaspekten generell einen immer höheren Stellen- 
wert ein. Dabei haben sich unterschiedlichste Ansätze 
entwickelt, wie Qualitätskonzepte auf gesetzlicher 
Grundlage, Qualitätsstandards der Bundesanstalt für 
Arbeit, Zulassungskriterien zu Weiterbildungsmaß- 
nahmen, Qualitätsgütegemeinschaften oder Evalua- 
tion und Bildungscontrolling der Unternehmen selbst. 
Dem Ziel der Qualitätssicherung dient auch die an- 
gekündigte „Stiftung Bildungstest“ ab Juli 2002 (För- 
derung für 3 Jahre mit 2 Mio. € jährlich). 

- Die 1 42 Beratungsstellen für Weiterbildung sollen den 
Einzelnen zur Weiterbildung ermuntern und ihm hel- 
fen, geeignete Angebote zu finden. Außerdem sollen 
sie Unternehmen für die ständige Weiterbildung ihrer 
Beschäftigten sensibilisieren, Bildungseinrichtungen 
bei der Konzipierung von neuen Lehr- und Lemfor- 
men unterstützen und im regionalen Umfeld zu einer 
weiterbildungsforderlichen Sfrukfurentwicklung bei- 
tragen. Auch das Projekt der Metasuchmaschine „In- 
fo Web Weiterbildung“ (Förderung bis 2004 mit rund 
1,3 Mio. €) dient der Transparenz und der Orientie- 
rung in einem bisher sehr unübersichtlichen Markt der 
Weiterbildung. 

- Im Rahmen eines von der Bundesregierung geförder- 
ten Projektes zur Innovationsstimulierung „INSTl“ 
wurden spezifische Innovationsdienstleistungen ent- 
wickelt, die Unterstützung bei der professionellen Pla- 
nung, Organisation und Abwicklung innerbetriebli- 
cher Innovationsprozesse bieten. Somit wird auch in 
diesem Bereich die Forderung nach lebensbegleiten- 
dem Lernen erfüllt. Die 9 „INSTl-lnnovationsdienst- 
leistungen“ erschließen innovationsrelevante Infor- 
mationsquellen, sorgen für eine optimale Nutzung von 
Innovationen und entwickeln eine innovationsfreund- 
liche Untemehmenskultur. 

- Das ebenfalls im Rahmen von „INSTl“ entwickelte 
Innovationstraining „INTRA“ bietet ein umfassendes 
Seminarangebot, dessen Module den gesamten Inno- 
vationsprozess und die wichtigsten Einfiussfaktoren 
für eine innovationsfreundliche Untemehmenskultur 
berücksichtigen. 

- Das Programm „EXIST - Existenzgründer aus Hoch- 
schulen“ der Bundesregiemng hat es sich zum Ziel ge- 
setzt, u. a. die Qualifizierang von Existenzgründerin- 
nen und -gründern aus dem Wissenschaftsbereich zu 
verbessern. Zusammen mit privaten Unternehmen und 
Stiftungen konnten in den letzten drei Jahren 42 Exis- 
tenzgründungslehrstühle geschaffen werden. 

- Das Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgeset- 
zes hat ein neues Mitbestimmungsrecht des Betriebs- 
rats für den Fall eingeführt, dass durch den Arbeitge- 
ber die bisherige Tätigkeit von Arbeitnehmern 
geändert wird und die bemflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten der betroffenen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zur Erfüllung ihrer neuen Aufgaben 
nicht mehr ausreichen. Dies ermöglicht es dem Be- 
triebsrat, frühzeitig und präventiv betriebliche Bemfs- 
bildungsmaßnahmen zugunsten der betroffenen Ar- 
beitnehmer durchzusetzen, um deren Beschäftigung 
zu sichern. 


Ziele und Initiativen 

- Mit einem langfristigen bundesweiten Programm 
„Lemkultur Kompetenzentwicklung“ soll den Fragen 
einer Optimiemng betrieblichen Anpassungsqualifi- 
ziemng gezielt nachgegangen werden. Für dieses Pro- 
gramm werden insgesamt in den Jahren 2001 bis 2007 
rund 130 Mio. € durch die Bundesregierung sowie 
durch den ESF bereitgestellt. 

- Seit Mitte der Neunzigerjahre werden tarifliche Ver- 
einbarungen zwischen den Sozialpartnern zur Berufs- 
ausbildung in zunehmender Zahl abgeschlossen. Ins- 
gesamt gibt es derzeit mehr als 90 verschiedene 
Vereinbarungen zur tariflichen Ausbildungsforde- 
rung, in deren Gelfungsbereichen mehr als 10 Mio. 
Beschäftigte vertreten sind. Dies entspricht einem An- 
teil von 38 % der sozialversicherungspflichtig Be- 
schäftigten in Deutschland. 

- Im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ wurde vereinbart, dass die Tarifpar- 
teien Rahmenbedingungen für Weiterbildung im 
Sinne eines lebensbegleitenden Lernens vereinbaren 
werden. Zeitinvestitionen für Qualifizierung sind neue 
Aufgaben der Arbeifszeitpolitik. Die Tarifvertragspar- 
teien streben im Zusammenhang mit der Nutzung von 
Langzeitarbeitskonten und anderen arbeitszeitpoliti- 
schen Maßnahmen an, dass bei einem Einsatz von 
Zeitguthaben für Weiterbildung zugleich auch Ar- 
beitszeit investiert wird. Betriebliche Modelle von 
„good practise“ werden von den Sozialpartnern und 
der Bundesregierung unterstützend verbreitet und in 
zukünftige Überlegungen einbezogen. 

- Die Sozialpartner haben sich bereit erklärt, tarifliche 
Rahmenbedingungen für Weiterbildung im Sinne des 
lebensbegleitenden Lernens zu vereinbaren. Langzeit- 
arbeitskonten sollen in diesem Zusammenhang für 
Weiterbildung genutzt werden. 

- Der 2001 abgeschlossene Tarifvertrag im Metallbe- 
reich in Baden-Württemberg hat mit der Festsetzung 
des jährlichen Qualifikationsgesprächs einen völlig 
neuen Ansatz im Vergleich zu betrieblichen Vereinba- 
rungen über Lemzeitkonten. Ein weiteres Beispiel ist 
der Tarifabschluss bei VW zur „Auto 5000 GmbH“, 
der neben der Einstellung von zunächst 3 500 Arbeits- 
losen zur Produktion eines neuen Fahrzeugtyps in 
einem neuen Werk ein aufeinander abgestimmtes Ge- 
samtpaket von Arbeitszeitfiexibilisierung, Arbeitsor- 
ganisation, Qualifizierungsmaßnahmen und Entgelt- 
regelungen für dieses Werk umfasst. 

- Entsprechend eines Bündnisbeschluss sieht das Job- 
AQTIV-Gesetz vor, die Qualifizierung älterer Arbeit- 
nehmer (ab 50 Jahre) in kleinen und mittleren Betrie- 
ben - befristet bis 2005 - vom Arbeitsamt zu fördern 
(siehe auch Anhang 2). 

- Fortführung des EXIST-Programms: Die fünf bisheri- 
gen EXIST-Regionen werden auch in 2002 weiter ge- 
fördert. Darüber hinaus werden im Rahmen des neuen 
Wettbewerbs „EXIST-Transfer“ weitere regionale 
Gründungsnetzwerke zur Förderung ausgewählt. 
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- Die Verwertungsoffensive wird im Jahr 2002 mit der 
Förderung von Patent- und Verwertungsagenturen, 
insbesondere für den Hochsehulbereieh fortgesetzt. 

- Die Förderung im Projekt „INSTI“ wird im Jahr 2002 
weitergeführt. Die „INSTI-KMU-Patentaktion“ wird 
im kommenden Jahr evaluiert. Die Evaluierungser- 
gebnisse bilden die Grundlage für eine eventuelle Mo- 
difikation/Ergänzung der Aktivitäten. 

- Weiterführung der Qualifizierungsoffensive von 
Bund, Ländern und Sozialparfnem im IT-Bereieh. Ei- 
nen wesenflichen Schwerpunkf bilden IT-Anwender- 
sehulungen. Die Vereinbarung der Sozialpartner, weit 
verbreitete gleichartige Kammerregelungen zuguns- 
ten von mehr Transparenz und besserer überregiona- 
ler Arbeitsmarktverwertbarkeit durch Bundesverord- 
nungen zu ersetzen, werden beschleunigt umgesetzt. 
Das schließt auch Bundesverordnungen in Bereichen 
ein (z. B. IT), in denen sich bundeseinheitlicher Wei- 
terbildungsbedarf rasch entwickelt. 

- Um die Beschäftigungschancen für Frauen zu verbes- 
sern soll der Frauenanteil an betrieblicher Weiterbil- 
dung deutlich erhöht werden. Dies gilt insbesondere 
auch dann, wenn Qualifizierungen mit Aufstiegsfor- 
derungen verbunden sind sowie bei Teilzeitarbeit. 

Säule IV: Förderung der Chancengleichheit von 

Frauen nnd Männern 

Schwerpnnkte 

- Auch im vergangenen Jahr wurden bei der Verbesse- 
rung der Chancengleichheit von Frauen und Männern 
deutliche Fortschritte erzielt. Der „Gender-Mainstrea- 
ming-Ansatz“ findet im vorliegenden Aktionsplan in 
allen Leitlinien seinen Niederschlag. 

- Im Jahr 2000 hat sich der bereits in den Vorjahren zu 
verzeichnende Anstieg der Frauenerwerbstätigen- 
quote weiter fortgesetzt. Mit einer Frauenerwerbstäti- 
genquote von 57,7 % erfüllt Deutschland die Zielvor- 
gabe von Stockholm bereits heute. 

- Die geschlechtsspezifische Diskrepanz bei den Ar- 
beitslosenquoten konnte im Jahr 2001 weiter reduziert 
werden. 

- Das Job-AQTIV-Gesetz leistet einen wichtigen Bei- 
trag zur Verwirklichung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt, in dem 
die Gleichstellung als durchgängiges Prinzip des Ar- 
beitsforderungsrechts verankert wurde. Flankiert wird 
dieser gesetzliche Handlungsauftrag durch die ge- 
schäftspolitischen Schwerpunkte der Bundesanstalt 
für Arbeit für 2002, die ein Strategiebündel aller drei 
Leitlinien der Säule IV darstellen. 

- Bei der Rentenreform wurde ein Schwerpunkt auf die 
Minderung der geschlechtsspezifischen Nachteile von 
Frauen durch Kindererziehung gelegt. Auch mit der 
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes wurde ein 
wichtiger Beitrag zur Gleichstellung geleistet. 


- Aufgrund des konzertierten Vorgehens von Bundesre- 
gierung, Wirtschaft und anderen Akteuren konnte die 
Zahl der Frauen in Ausbildungen in IT- und Medien- 
berufen und für ein Informafikstudium deutlich ge- 
steigert werden. 

- Mit dem Inkrafttreten des Gesetz zur Gleichstellung 
von Männern und Frauen in der Bundesverwaltung 
und in den Gerichten des Bundes (Bundesgleichstel- 
lungsgesetz) am 5. Dezember 2001 wurden die Chan- 
cen von Frauen im Bundesdienst verbessert. 

- In der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung 
und den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft 
vom 2. Juli 2001 bekennen sich die Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft dazu, für die Chancen- 
gleichheif von Frauen im Beruf und die Vereinbarkeif 
von Familie und Beruf für beide Geschlechfer einzu- 
treten und ihren Mitgliedern geeignete betriebliche 
Maßnahmen zu empfehlen. Eine Begleitung und Er- 
folgskontrolle erfolgt durch eine hochrangige Gruppe 
aus Politik und Wirtschaft. 

Leitlinie 16: Verwirklichung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

- Die gesetzlichen Grundlagen der Umsetzung des 
„Gender-Mainstreaming-Prinzips“ wurden weiter 
verbessert. Im Bundesgleichstellungsgesetz, das am 
5. Dezember 2001 in Kraft trat, ist die Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Bundes- 
dienst als durchgängiges Leitprinzip in allen Aufga- 
benbereichen festgeschrieben worden. 

- Mit dem Inkrafttreten des Job-AQTIV-Gesetzes (siehe 
Anhang 2) ist die Gleichstellung als durchgängiges 
Prinzip des Arbeitsforderungsrechts zu verfolgen. Die 
Verankerung der so genannten Doppelstrategie („Gen- 
der Mainstreaming“ und gezielte FrauenfÖrdermaßnah- 
men) in den Geschäftspolitischen Schwerpunkten der 
Bundesanstalt für Arbeit hat bereits seit dem Jahr 2000 
bundesweiten Vorbildcharakter (siehe auch Anhang 5). 

- Eine hochrangige interministerielle Arbeitsgruppe hat 
im Mai 2000 ihre Arbeit aufgenommen. Jedes Ressort 
hat sich verpflichtet, seine Beschäftigten so fortzubil- 
den, dass sie „Gender Mainstreaming“ in ihrem Fach- 
bereich berücksichtigen können, sowie ein erstes 
Modellprojekt zu bestimmen, mit dem der „Gender- 
Mainstreaming- Ansatz“ erprobt und in der Praxis erst- 
mals umgesetzt wird. Alle Ministerien haben 200 1 mit 
der Umsetzung von Pilotprojekten und Schulungen 
begonnen. 

- „Gender Mainstreaming“ ist eng mit der Verwaltungs- 
modemisierung verknüpft und ist integraler Bestand- 
teil der Bilanz 2002 des Regierungsprogramms „Mo- 
derner Staat - Moderne Verwaltung“. 

- Im Rahmen eines Kompetenzzentrums für Chancen- 
gleichheif in der Arbeifs- und Dienstleistungsgesell- 
schaft des 2 1 . Jahrhunderts (2000 bis 2003) werden re- 
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Text der Leitlinie 1 6 

Zur Verwirklichung des Ziels der Chancengleichheit und zur Anhebung der Beschäftigungsquote der Frauen - ent- 
sprechend der in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Lissabon gemachten Zielvorgabe - sollten 
die Mitgliedstaaten ihre Gleichstellungspolitik forcieren und dabei alle relevanten Faktoren berücksichtigen, die 
Frauen in ihrer Entscheidung für oder gegen die Aufnahme einer Beschäftigung beeinflussen können, wie bei- 
spielsweise die Übernahme häuslicher Pflichten durch die Männer. 

Nach wie vor sehen sich Frauen mit besonderen Problemen konfrontiert, wenn es um den Zugang zur Beschäfti- 
gung, um das berufliche Fortkommen, um das Arbeitsentgelt und um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf geht. 
Daher ist es unter anderem wichtig, 

- sicherzustellen, dass aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen Frauen in dem Umfang zuteil werden, wie es 
ihrem Anteil an der Arbeitslosigkeit entspricht; 

- den geschlechtsspezifischen Auswirkungen der Steuer- und Sozialleistungssysteme besondere Aufmerksam- 
keit zu widmen; etwaige Mechanismen in den Steuer- und Sozialleistungssystemen, die sich negativ auf die 
Erwerbsquote der Frauen auswirken, sollten überprüft werden; 

- insbesondere dafür zu sorgen, dass die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit gewährleistet ist; 

- besondere Aufmerksamkeit den Hindernissen zu widmen, denen sich Frauen gegenübersehen, wenn sie ein 
Unternehmen gründen oder sich selbstständig machen wollen, um diese Hindernisse zu beseitigen; 

- sicherzustellen, dass Frauen flexible Formen der Arbeitsorganisation auf freiwilliger Basis und ohne Verlust 
der Qualität der Arbeit nutzen können; 

- die Voraussetzungen für einen leichteren Zugang von Frauen zur Bildung, Weiterentwicklung und lebenslan- 
gem Lernen zu schaffen, insbesondere zur Ausbildung und zum Erwerb der für die berufliche Laufbahn er- 
forderlichen Qualifikationen im Bereich der Informationstechnologie. 

16. Die Mitgliedstaaten werden daher der durchgängigen Verwirklichung der Chancengleichheit bei der Umset- 
zung der Leitlinien im Rahmen aller vier Aktionsschwerpunkte Rechnung tragen, indem sie 

- Beratungsmechanismen zur Einbeziehung von Gleichstellungsstellen entwickeln und ausbauen; 

- für jede Leitlinie Verfahren zur Bewertung der geschlechtsspezifischen Auswirkungen anwenden; 

- für jede Leitlinie Indikatoren entwickeln, die eine Messung der Fortschritte auf dem Weg zur Gleichstellung 
der Geschlechter ermöglichen. 


gionale und betriebliche Akteure darin begleitet und 
unterstützt, den „Gender-Mainstreaming-Ansatz“ in 
die zentralen Bereiche der Regional-, Struktur-, Be- 
schäftigungs- und Wirtschaftspolitik zu integrieren. 

- Auch Länder und Gemeinden haben sich vielfach in 
vergleichbarer Weise dem Ansatz verpflichtet und 
zahlreiche Maßnahmen in Angriff genommen. Die 
Landesregierungen von Niedersachsen, Sachsen- 
Anhalt, Rheinland-Pfalz, Mecklenburg- Vorpommern 
und Hamburg haben die Einführung und Beachtung 
von „Gender Mainstreaming“ beschlossen. Zwischen 
Bund und Ländern wurde die Einrichtung einer 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Gender Mainstrea- 
ming“ vereinbart, um den Austausch über erfolgrei- 
che Maßnahmen für den Implementierungsprozess zu 
intensivieren. 

- „Gender-Mainstreaming-Schulungen“ für Entschei- 
dungs- und Projektträger von Maßnahmen im Rahmen 
des ESF sind bereits in einigen Bundesländern ange- 
laufen. Auf Bundesebene wurden die Voraussetzung für 
die Durchführung von entsprechenden „Gender-Main- 


streaming- Seminaren“ für die Jahre 2002 und 2003 ge- 
schaffen. Die Fortbildungsmaßnahmen richten sich an 
Fondsverwalter, Technische Hilfe-Strukturen, Projekt- 
trägerund andere arbeitsmarktrelevanten Akteure. 

- Mit der neuen Strukturfondsforderperiode 2000 bis 
2006 wird in Deutschland ein umfassendes Monito- 
ringsystem implementiert. Es ermöglicht die Auswer- 
tung aller ESF-Maßnahmen nach Chancengleichheits- 
kriterien. 

Ziele und Initiativen 

- Fortführung der Pilotprojekte zur Erarbeitung von 
Kriterienkatalogen und Checklisten für alle Arten des 
politisch-administrativen Handelns und eines Hand- 
buchs „Gender-Mainstreaming“ sowie weitere Durch- 
führung von Fortbildungsveranstaltungen in allen 
Bundesministerien; erster Zwischenbericht zu den Pi- 
lotprojekten. 

- Weitere Aktivitäten zum Aufbau einer „Expertinnen- 
datenbank“ und Aufbau eines virtuellen Ressourcen- 
raumes zu „Gender Mainstreaming“. 
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- Durehführung von „Gender-Mainstreaming-Schulun- 
gen“ für Entscheidungs- und Projektträger von Maß- 
nahmen im Rahmen des ESF in Bund und Ländern. 

- Monitoring der frauenspezifisehen Ziele und Maß- 
nahmen im Aktionsprogramm „Innovation und 
Arbeitsplätze in der Informationsgesellsehaft des 
2 1 . Jahrhunderts“, dessen integraler Bestandteil der 
„Gender-Mainstreaming-Ansatz“ ist. Ein Bericht zur 
Umsetzung wird derzeit erstellt. 

Leitlinie 17: Abbau geschlechtsspezifischer Unter- 
schiede 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Geschlechtsspezifische Diskrepanz bei 

den Arbeitslosenquoten 

- Für die Gesamtheit der arbeitsmarktpolitischen In- 
strumente wurde das im Arbeitsforderungsrecht ver- 
ankerte Ziel, Frauen entsprechend ihrem Anteil an den 
Arbeitslosen an den Maßnahmen der aktiven Arbeits- 
fbrderung zu beteiligen, im Jahr 2001 fast erreicht. Bei 
einem Anteil der Frauen an den Arbeitslosen von 
46,4 % im Jahresdurchschnitt betrug ihre Beteiligung 
an der Summe der Instrumente 44,1 % (siehe An- 
hang 1, Tabelle 1 und 8). 

- Der in den vergangenen Jahren zu verzeichnende kon- 
tinuierliche Anstieg der Erwerbstätigenquote von 
Frauen in Deutschland setzte sich auch im Jahr 2000 
fort. Mit einer gesamtdeutschen Frauenerwerbstäti- 
genquote von 57,7 % wurde die Zielvorgabe von 
Stockholm bereits erfüllt. Ursächlich für den Anstieg 
der Frauenerwerbstätigenquote war zum einen der 


Rückgang der Frauenarbeitslosigkeit in Ost und West 
sowie ein Anstieg in der Erwerbsorientierung der 
westdeutschen Frauen. 

- Auch im Jahr 2001 hat sich der Trend rückläufiger Ar- 
beitslosenzahlen bei den Frauen in Ost (- 15 432) und 
West (- 32 105) weiter fortgesetzt. Damit sank die 
Zahl der arbeitslosen Frauen im Bundesgebiet West 
(- 2,8 %) stärker als die Zahl der arbeitslosen Männer 
(- 1,4 %), sodass die Arbeitslosenquote der Frauen 
(7,3 %) im Jahresdurchschnitt 2001 erstmals seit 1997 
wieder unter der der Männer (7,5 %) lag. Auch im 
Bundesgebiet Ost entwickelte sich die Arbeitsmarkt- 
lage für Frauen günstiger als für Männer. Während die 
Arbeitslosenquote der Männer auf 16,6 % anstieg 
(+ 0,7 Prozentpunkte), sank die Arbeitslosenquote 
der Frauen auf 1 8,6 % (- 0,2 Prozentpunkte). 

- Die Tabellen 7a und 7b im Anhang 1 zeigen im Ver- 
gleich, dass der Anteil der Frauen, die sechs Monate 
nach Beendigung der Maßnahme nicht mehr arbeits- 
los gemeldet sind, in Westdeutschland höher ist als in 
Ostdeutschland. Vergleicht man die Verbleibsquote 
aller Maßnahmeteilnehmer im Bundesgebiet West mit 
der der Frauen, zeigt sich, dass die der Frauen gleich 
bzw. höher ist. Demgegenüber ist die Verbleibsquote 
der Frauen im Bundesgebiet Ost verglichen mit der 
Verbleibsquote aller Teilnehmer im Bundesgebiet Ost 
nahezu gleich. Die Ausnahme bildet die der berufli- 
chen Weiterbildung, dort ist die Verbleibsquote der 
Frauen vergleichsweise niedriger. 

- Am 25. Juni 2001 hat die Arbeitsgruppe „Beschäfti- 
gungsforderung - aktive Arbeitsmarktpolitik“ des 
„Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ einen Beschluss zur Chancengleich- 


Text der Leitlinie 17 

Die Mitgliedstaaten und die Sozialpartner sollten ihr Augenmerk auf das Ungleichgewicht zwischen Frauen- und 

Männeranteil in bestimmten Wirtschaftsbereichen und bestimmten Berufen sowie auf die Verbesserung der beruf- 
lichen Aufstiegschancen von Frauen richten. In dieser Beziehung ist ein weites Spektrum von Wahlmöglichkeiten 

in Bildung und Ausbildung vom frühesten Zeitpunkt an von wesentlicher Bedeutung. 

17. Die Mitgliedstaaten werden - gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern - 

- ihre Anstrengungen verstärken, um die geschlechtsspezifische Diskrepanz bei den Arbeitslosenquoten zu 
verringern, indem sie die Beschäftigung von Frauen aktiv fördern und in Erwägung ziehen, gemäß den in 
den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Lissabon festgelegten Zielen nationale Zielvorgaben zu 
machen; 

- Maßnahmen ergreifen, um ein ausgewogenes Verhältnis von Frauen und Männern in allen Wirtschaftsberei- 
chen und Berufen und auf allen Ebenen herzustellen; 

- geeignete Maßnahmen auf den Weg bringen, um den Grundsatz des gleichen Entgelts für gleiche oder gleich- 
wertige Arbeit besser zur Geltung zu bringen und die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Män- 
nern zu verringern: Maßnahmen zur Korrektur des geschlechtsspezifischen Lohngefälles sind sowohl im öf- 
fentlichen als auch im privaten Sektor vonnöten; die Auswirkungen der einschlägigen Maßnahmen auf dieses 
Gefälle sollten ermittelt und untersucht werden ; 

- eine Intensivierung von Frauenfördermaßnahmen zum Abbau der geschlechtsspezifischen Unterschiede in Be- 
tracht ziehen. 
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heit für Frauen und Männer auf dem Arbeitsmarkt 
gefasst. Sie hat sich dafür ausgesprochen, die Rah- 
menbedingungen des Arbeitsmarktes im Hinblick auf 
das Ziel der faktischen Gleichstellung von Frauen und 
Männern zu verbessern. 

Geschlechtsspezifische Segmentierung des 

Arbeits- und Ausbildungsmarktes 

- Das Aktionsprogramm „Innovation und Arbeitsplätze 
in der Informationsgesellschaft des 2 1 . Jahrhunderts“ 
hat die Verbesserung der Berufschancen von Frauen in 
der Informationsgesellschaft zu einem durchgängigen 
Schwerpunkt gemacht. 

- Bei der Mobilisierung von Frauen für Ausbildungen in 
IT- und Medienberufen und für ein Informatikstudium 
zeigen die absoluten Zahlen positive Entwicklungen 
(siehe Anhang 1 Tabellen 18 und 19). Zu diesem ge- 
stiegenen Interesse junger Frauen an einer IT- Ausbil- 
dung haben wesentlich von der Bundesregierung zum 
Teil mit der Wirtschaft initiierte Informations- und 
Aufklärungskampagnen, Praxisworkshops und Multi- 
plikatorenschulungen beigetragen, die im „Kompe- 
tenzzentrum Frauen in Informationsgesellschaft und 
Technologie“ zusammengeführt werden. 

Einkommensunterschiede 

- Die Bundesregierung wirkt im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten aktiv darauf hin, dass der Grundsatz „Glei- 
ches Entgelt für Männer und Frauen“ nicht nur bei 
gleicher, sondern auch bei gleichwertiger Arbeit ange- 
wandt wird (Artikel 141 EGV). Dies gehört u. a. auch 
zu den Zielen des Programms „Frau und Beruf ‘. 

- Die Bundesregierung unterstützt verschiedene Pro- 
jekte im Rahmen der EU -Aktionsprogramme, die sich 
mit der Bewertung von Arbeit befassen, z. T. in Zu- 
sammenarbeit mit den Gewerkschaften. 

- Teil des Programms „Frau und Beruf ‘ der Bundesre- 
gierung ist es, einen umfassenden Bericht zur Lohn- 
gleichheit und zur ökonomischen Situation von 
Frauen vorzulegen. Der Bericht soll in den kommen- 
den Monaten zusammen mit einer Stellungnahme der 
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag vorge- 
legt werden. Der Bericht wird sich auch mit Fragen zu 
den Auswirkungen des Steuer- und Sozialleistungs- 
systems auf die Frauenerwerbstätigkeit befassen. Zu- 
gunsten einer stärkeren Erwerbsbeteiligung von 
Frauen soll u. a. eine weitere Überprüfung des Steuer- 
und Sozialleistungssystems stattfinden. Die Ergeb- 
nisse des Berufs- und Einkommensbericht sollen auf 
einer von der EU-Kommission geförderten internatio- 
nalen Konferenz „Equal Pay - Modelle und Initiativen 
zur Entgeltgleichheit“ vom 17. bis 19. Juni 2002 in 
Berlin diskutiert werden. 

Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und 

Männern 

- Im Rahmen des Mikrozensus 2000 gaben 1 1 % aller 
abhängig beschäftigten Frauen an, als Führungskraft 


oder mit herausgehobener Tätigkeit beschäftigt zu 
sein. Insgesamt ergab sich damit gegenüber 1 996 nur 
eine marginale Erhöhung um einen Prozentpunkt. Von 
allen im Rahmen des Mikrozensus gezählten 5,1 Mio. 
Führungskräften in Industrie, Dienstleistungsbereich 
und öffentlicher Verwaltung waren 1,6 Mio. (3 1,4 %) 
Frauen und 3,5 Mio. (68,6 %) Männer. 

- Öffentlicher Dienst: Das am 5. Dezember 2001 in 
Kraft getretene neue Bundesgleichstellungsgesetz 
soll die tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern im öffentlichen Dienst entscheidend 
voranbringen. Darüber hinaus wird es als wichtiges 
Controlling-Instrument weiterhin Gleichstellungsbe- 
richte der Bundesregierung an den deutschen Bun- 
destag geben. 

- Privatwirtschaft: Für den Bereich der Privatwirtschaft 
haben die Bundesregierung und die Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft am 2. Juli 2001 eine Verein- 
barung über Maßnahmen zur Förderung der Chancen- 
gleichheit in der Privatwirtschaft abgeschlossen. Die 
Unternehmen verpflichten sich darin, eine aktive 
Chancengleichheitspolitik zu betreiben. Zu den Zielen 
gehören u. a. die Verankerung einer entsprechenden 
Untemehmensphilosophie sowie die Erhöhung des 
Anteils von Frauen in Führungspositionen. 

Die Bundesregierung unterstützt Maßnahmen zur 
Gleichstellung in der Privatwirtschaft ferner durch ei- 
nen Online-Service zum Thema Gleichstellung in der 
Privatwirtschaft sowie durch verschiedene andere 
Projekte. 

Mit dem Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungs- 
gesetzes, das am 28. Juli 200 1 in Kraft getreten ist, wird 
die Chancengleichheit der Geschlechter im Betriebsrat 
gefördert. Das Geschlecht, das in der Belegschaft in der 
Minderheit ist, muss künftig mindestens entsprechend 
seinem Anteil an der Belegschaft im Betriebsrat ver- 
treten sein. Dies soll dazu beitragen, den Anteil der 
Frauen in Betriebsräten zu erhöhen. Gleichzeitig 
wurde die Möglichkeit von Teilfreistellungen von Be- 
triebsratsmitgliedem geschaffen um teilzeitbeschäftig- 
ten Betriebsratmitgliedem die Chance zu geben, sich in 
der Betriebsratsarbeit stärker zu engagieren. 

- Wissenschaft: Der anstehende Generationswechsel in 
den deutschen Hochschulen soll genutzt werden, um 
die Position von Frauen in der Wissenschaft zu stär- 
ken. Deshalb konzentriert sich das neue Bund-Län- 
der-Programm „Chancengleichheit für Frauen in For- 
schung und Lehre“ auf Maßnahmen zur Erhöhung 
des Frauenanteils an Professuren - erklärtes Ziel von 
Bund und Ländern ist es, ihren Anteil von derzeit 
10,5 % (2000) auf 20 % im Jahr 2005 zu steigern. 
Diesem Ziel dient auch das Programm „Anstoß zum 
Aufstieg - Karrierestrategien für Wissenschaftlerin- 
nen“, das vom Kompetenzzentrum Frauen in Wissen- 
schaft und Forschung (Center of Excellence Women 
and Science CE WS) koordiniert und wissenschaftlich 
begleitet wird. 
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- Die Zielsetzung der Bundesrepublik nach Gleichstel- 
lung von Männern und Frauen und aktiver Frauenfor- 
derung manifestiert sich auch in den Arbeiten zur 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie für die am 19. De- 
zember 2001 der erste Entwurf vorgestellt wurde, der 
bis April in der deutschen Öffentlichkeit diskutiert 
werden soll, um dann für die VN- Weltkonferenz 
Nachhaltigkeit im August/ September 2002 fertig ge- 
stellt zu werden. In dem Entwurf zur Nationalen 
„Nachhaltigkeitsstrategie“ bekennt sich die Bundes- 
republik zur aktiven Frauenforderung, um die Gleich- 
stellung von Männern und Frauen voranzubringen. 

- Die Maßnahmen des Bundes werden ergänzt durch 
landespolitische Instrumente zur berufsbezogenen 
Förderung von Frauen. Beim Abbau der geschlechts- 
spezifischen Unterschiede am Arbeitsmarkt sowie ins- 
besondere beim Einkommen leisten ferner die Sozial- 
partner einen wichtigen Beitrag. 

Ziele und Initiativen 

- Mit Inkrafttreten des Job-AQTIV-Gesetzes sind 
Frauen mindestens entsprechend ihrem Anteil an den 
Arbeitslosen und ihrer relativen Betroffenheit durch 
Arbeitslosigkeit an den arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen zu beteiligen. Durch diese Neuregelung wird 
den geschlechtsspezifischen Diskrepanzen bei den Ar- 
beitslosenquoten stärker als bisher Rechnung getra- 
gen. So lange die Arbeitslosenquote der Frauen über 
der der Männer liegt, sollen Frauen überproportional 
durch die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
gefordert werden. 

- Neben der Weiterführung der Maßnahmen zur Steige- 
rung des Frauenanteils in informationstechnischen 
Berufen werden Initiativen ergriffen, um den Anteil 
von Frauen in den naturwissenschaftliche Studiengän- 
gen, insbesondere in der Physik zu erhöhen. Im Jahr 
2002 wird hierzu eine breit angelegte „Physikerinnen- 
Kampagne“ gestartet. 

- Geplant sind die Vorlage des Berichts zur Berufs- und 
Einkommenssituation von Frauen und Männern, eine 
Internationale Konferenz „Equal Pay“ sowie die Erar- 
beitung einer entsprechenden Dokumentation und 
Weiterentwicklung und Konkretisierung des EU-Leit- 
fadens. 

- Das Eingruppierungssystem des Bundes-Angestell- 
tentarifvertrages wird auf mögliche mittelbare Diskri- 
minierungspotenziale untersucht (Pilotprojekt „Gen- 
der Mainstreaming“). 

- Umsetzung und Begleitung des Beschlusses des 
„Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit“ vom 25. Juni 2001 sowie der Verein- 
barung zwischen der Bundesregierung und den Spit- 
zenverbänden der deutschen Wirtschaft vom 2. Juli 
2001 . 

- Erstmalige Verleihung des in der Wirtschaft bereits er- 
folgreich eingeführten Total E-Quality-Prädikats an 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen am 6. Mai 
2002. Mit dem Prädikat sollen die in der Umsetzung 


von Chancengleichheit vorbildlichen Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen ausgezeichnet werden. 

- Einführung der Juniorprofessur, die durch den Ver- 
zicht auf die Habilitation eine Straffung und Flexibili- 
sierung der Qualifizierungswege zur Folge hat, was 
besonders Frauen zugute kommt. 

- Die Bundesregierung hat für Projekte und Maßnah- 
men zur Verwirklichung der Gleichstellung von Frau 
und Mann in der Gesellschaft im Bundeshaushalt für 
das Haushaltsjahr 2002 rund 11,2 Mio. € eingestellt. 
Darüber hinaus stehen für strategische Maßnahmen 
und den Aufbau von Strukturen zur Durchsetzung von 
Chancengleichheit für Frauen in Bildung und For- 
schung rund 6,2 Mio. € zur Verfügung. Für das Pro- 
gramm „Chancengleichheit von Frauen in Forschung 
und Lehre“ sind jährlich bis einschließlich 2003 rund 
30,8 Mio € vorgesehen. Diese Mittel werden zu glei- 
chen Anteilen von Bund und Ländern bereitgestellt. 

Leitlinie 18: Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Gesetzliche Änderungen 

- Das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeits- 
verträge (siehe Leitlinie 14) schafft größere Zeitsou- 
veränität für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Die Zahl der sozialversicherungspfiichtigen Teilzeit- 
beschäftigten hat sich zum Jahresende 2000 gegen- 
über dem Vorjahr um rund 6 % auf 4,02 Mio. erhöht. 
Der Frauenanteil lag damit im Dezember 2000 bei 
85,5 % und damit etwas niedriger als im Vorjahres- 
monat (86,7 %). Von 12,44 Mio. sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigten Frauen waren damit am 
3 1 . Dezember 2000 27,6 % teilzeitbeschäftigt. Zu die- 
sem Stichtag betrug der Anteil der Teilzeitbeschäftig- 
ten an den 15,54 Mio. sozialversicherungspfiichtig be- 
schäftigten Männern 3,7 %. 

- Das seit Anfang 2001 geltende neue Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz, das für die Eltern die gemeinsame 
Vereinbarkeit von Kinderbetreuung und Beruf we- 
sentlich erleichtert, hat die Bundesregierung in der 
Praxis gezielt umgesetzt durch eine umfangreiche Öf- 
fentlichkeitsarbeit und intensive Kontakte mit den zu- 
ständigen Verwaltungsstellen. 

- Das am 5. Dezember 2001 in Kraft getretene neue 
Bundesgleichstellungsgesetz enthält verbesserte Re- 
gelungen zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs- 
tätigkeit in der Bundesverwaltung. 

- Im Rahmen der Reform des Betriebsverfassungsge- 
setzes vom 28. Juli 2001 wurden die allgemeinen Auf- 
gaben des Betriebsrats durch die Aufgabe, die Verein- 
barkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu fordern, 
ergänzt. 

- Das Job-AQTIV-Gesetz enthält eine Reihe von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Fa- 
milie und Beruf (siehe insbesondere Anhang 2). 
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Text der Leitlinie 1 8 

Möglichkeiten zur Unterbrechung der Berufstätigkeit, Eltemurlaub und Teilzeitarbeit wie auch flexible Arbeits- 
regelungen, die sowohl den Arbeitgebern als auch den Arbeitnehmern nutzen, sind für Frauen wie Männer von be- 
sonderer Bedeutung. Die Umsetzung der verschiedenen Richtlinien und der Vereinbarungen der Sozialpartner in 
diesem Bereich sollte beschleunigt vorangetrieben und regelmäßig überprüft werden. Es ist für ein ausreichendes 
und hochwertiges Betreuungsangebot für Kinder und pflegebedürftige Personen zu sorgen, um Frauen und Män- 
nern den Zugang zum Arbeitsmarkt und eine dauerhafte Erwerbstätigkeit zu erleichtern. Eine wesentliche Voraus- 
setzung hierfür ist eine ausgewogene Aufgabenteilung in der Familie. Wer nach einer Berufspause in den Arbeits- 
markt zurückkehrt, muss unter Umständen feststellen, dass seine Qualifikationen veraltet sind und dass es schwierig 
ist, Zugang zu Berufsbildungsmaßnahmen zu erhalten. Die Wiedereingliederung von Frauen und Männern in den 
Arbeitsmarkt nach einer Berufspause muss erleichtert werden. Um die Chancengleichheit von Frauen und Männern 
zu fördern, 

1 8. werden die Mifgliedsfaaten und die Sozialpartner 

- eine familienfreundliche Politik erarbeiten, umsetzen und vorantreiben und dabei unter anderem die Bereit- 
stellung erschwinglicher, leicht zugänglicher und hochwertiger Betreuungsangebote für Kinder und pflege- 
bedürftige Personen sowie Eltemurlaubsregelungen und sonstige Möglichkeiten einer vorübergehenden Ar- 
beitsbefreiung vorsehen; 

- unter Berücksichtigung der nationalen Gegebenheiten Überlegungen anstellen zur Festlegung einer nationa- 
len Zielvorgabe für die Verbesserung des Angebofs an Betreuungseinrichtungen für Kinder und pflegebedürf- 
tige Personen; 

- der Situation von Frauen und Männern, die nach einer Berufspause ins Erwerbsleben zurückkehren wollen, 
besondere Aufmerksamkeit widmen und prüfen, wie sich Flindemisse bei der Wiedereingliederung schritt- 
weise beseitigen lassen. 


Weitere Maßnahmen 

- Kampagne der Bundesregierung „Mehr Spielraum für 
Väter“ unterstützt Männer, die sich mehr Zeit für ihre 
Familien nehmen wollen und informiert über die ge- 
setzlichen Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Gemeinsam mit Unternehmen wird für ein 
neues Leitbild von Männern und Vätern in unserer Ge- 
sellschaff geworben. 

- Die Vereinbarung der Bundesregierung mif den Spit- 
zenverbänden der deutschen Wirtschaft vom 2. Juli 
2001 (siehe auch Leitlinie 17) enthält einen Katalog 
von geeigneten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die Spitzenver- 
bände der Wirtschaft werden ihren Mitgliedern ent- 
sprechende betriebliche Maßnahmen empfehlen. 

- Herausgabe verschiedener Handreichungen zur Um- 
setzung von familienfreundlichen Maßnahmen in Be- 
trieben durch Bundesregierung und Wirtschaft. 

Berufsrückkehrerinnen und -rückkehrer 

- Im Jahresdurchschnitt 2001 waren bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit 148 426 arbeitslose Berufsrückkehrerin- 
nen und 1 981 arbeitslose Berufsrückkehrer gemeldet. 

Kinderbetreuung 

- Die Verantwortung für die Tageseinrichtungen für 
Kinder liegt bei Ländern und Gemeinden, die erhebli- 
che Anstrengungen unternommen haben, um den im 
Jahre 1996 eingeführten Rechtsanspruch auf einen 


Kindergartenplatz voll umzusetzen. Auch die freien 
Träger haben hierzu einen wichtigen Beitrag geleistet. 
Trotzdem ist das Angebot an Betreuungseinrichtungen 
im früheren Bundesgebiet nach wie vor nicht bedarfs- 
deckend (siehe Anhang 1 Tabelle 21 ). 

- Die Spitzenverbände der Wirtschaft haben zugesagt, 
ihren Mitgliedern zu empfehlen, flexible Arbeitszeiten 
und Arbeitsformen anzubieten, damit Betriebsan- 
gehörige mit Kindern die Familienphase besser gestal- 
ten können. Dies wurde in der „Vereinbarung zwischen 
der Bundesregierung und den Spitzenverbänden der 
deutschen Wirtschaft zur Förderung der Chancengleich- 
heit von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft“ 
am 2. Juli 2001 festgelegf. Die Umsetzung der Verein- 
barung wird von den Partnern gemeinsam begleitet. 

- Im Rahmen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
(siehe Leitlinie 1 7) befasst sich der Indikator Perspek- 
tiven für Familien mit der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf: in einem ersten Entwurf wird bis zum Jahr 
2010 eine Erweiterung der Ganztagsbetreuungsange- 
bote in den alten Bundesländern auf 30 % angestrebt. 

- Die Zahl der Betreuungsangebote in Grundschulen 
(„verlässliche Grundschule“) ist deutlich erhöht wor- 
den, ebenso die der schulergänzenden Betreuungsan- 
gebote am Nachmittag. Darüber hinaus ist auch im Se- 
kundarbereich 1 die Zahl der Ganztagsschulen erhöht 
worden, die Nachmittagsbetreuung wird z. B. durch 
Horte oder durch Angebote, die gemeinsam mit der 
Jugendhilfe eingerichtet werden, verstärkt (siehe Bei- 
spiele im Anhang 3). 
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- Im Bereich der Weiterbildung bieten Veranstalter auch 
Kinderbetreuung an, um die Teilnahme von Alleiner- 
ziehenden zu ermöglichen. 

- Im Hochschulbereich werden Maßnahmen zur Förde- 
rung der Erschließung des Arbeitsmarktes Forschung, 
Wissenschaft und Technologie für Frauen sowie Kin- 
derbetreuungseinrichtungen zum Teil in Kooperation 
mit anderen Einrichtungen betrieben. 

Pflegebedürftige 

- Die Novellierung des Heimgesetzes verbessert die 
Rahmenbedingungen für die rund 850 000 älteren und 
behinderten Menschen in Heimen. Mit dem am 1 . Ja- 
nuar 2002 in Kraft getretenen Gesetz zur Ergänzung 
der Leistungen bei häuslicher Pflege von Pflegebe- 
dürftigen mit erheblichem allgemeinen Betreuungsbe- 
darf soll die Versorgungssituation von geistig behin- 
derten, psychisch kranken und geronto-psychiatrisch 
veränderten Menschen im Rahmen der Pflegeversi- 
cherung in einem ersten Schritt verbessert werden. 
Die gesetzlichen Regelungen tragen dazu bei, dass die 
Rahmenbedingungen für eine Vielzahl von erwerbs- 
tätigen Frauen und Männern, die trotz ihrer beruf- 
lichen Tätigkeit pflegebedürftige Personen zu Hause 
betreuen und versorgen, weiter verbessert werden. 

Ziele und Initiativen 

- Start einer von der Bundesregierung geförderte Info- 
thek „Familie und Erwerbstätigkeit“ für Messen, Kon- 
gresse, Ausstellungen, die Auskunft über „Best-Prac- 
tice-Modelle“ und Strategien geben soll, die zu einer 
familienfreundlichen Arbeitswelt führen. 

- Verbesserung der Kinderbetreuungssituation: Ge- 
spräche mit Ländern und Kommunen zum Ausbau des 
Angebots (Tagespflege und Krippen) für unter Drei- 
jährige, der Ganztagsbetreuung für Kinder im Alter 
von drei Jahren bis zum Schuleintritt und für Kinder 
im Alter von sechs bis zwölf Jahren in Ergänzung zur 
Schule. 

- Umsetzung des Bündnisbeschlusses vom 25. Juni 
2001 sowie der Vereinbarung zwischen der Bundesre- 
gierung und den Spitzenverbänden der deutschen 
Wirtschaft zur Förderung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern in der Privatwirtschaft. 

Der Beitrag des Europäischen Sozialfonds 

Der ESF hat auch im Jahr 200 1 einen wichtigen Beitrag zur 
Umsetzung des beschäftigungspolitischen Aktionsplanes 
geleistet. Für das Jahr 2001 standen in Deutschland insge- 
samt rund 1,541 Mrd. € an ESF-Mitteln zur Verfügung, 
einschließlich der nationalen Kofinanzierungsmittel sahen 
das EPPD Ziel-3 sowie die operationeilen Programme für 
das Ziel 1 von Bund und Ländern ein Fördervolumen von 
insgesamt 2,841 Mrd. € vor. Zusätzlich standen in diesem 
Jahr insgesamt 1 59 Mio. € für Fördermaßnahmen im Ziel 2 
bereit, darunter 72 Mio. € ESF-Mittel. 

Der ESF wurde auch 200 1 vorrangig eingesetzt: 

- Um im Sinne der Leitlinie 1 Jugendarbeitslosigkeit 
wirksam zu bekämpfen, z. B. mittels Kofinanzierung 


des Sofortprogramms der Bundesregierung zum Ab- 
bau der Jugendarbeitslosigkeit (bis 2003). 

- Ein weiteres wichtiges Ziel bestand darin, durch 
aktive und frühzeitige Arbeitsmarktforderung für Ar- 
beifslose und von Arbeitslosigkeit Bedrohte Langzeit- 
arbeitslosigkeit zu vermeiden. Insbesondere ermög- 
licht es der ESF, Personen zu fördern, die keine oder 
nicht ausreichende Ansprüche, wie z. B. Berufsrück- 
kehrerinnen, aus dem Regelfördersystem des SGB III 
haben. 

- Mittels ESF-kofmanzierter Modellvorhaben konnten 
neue Wege der „Qualifizierung für den neuen Arbeits- 
markt im Kontext des lebenslangen Lernens“ (Leitli- 
nie 4) erprobt werden. Insbesondere in den Program- 
men der Länder wurden Konzepte umgesetzt, die zu 
einer Erhöhung der digitalen Kompetenz beitragen. 

- Die Bekämpfüng von Diskriminierung und sozialer 
Ausgrenzung zählt zu den vom ESF in Deutschland 
seit je her verfolgten prioritären Zielen (Leitlinie 1 
und 7). Im Vordergrund standen hier 2001 die Förde- 
rung der Beschäftigungsfähigkeit von Menschen 
mit Behinderungen und sozialer Benachteiligung, die 
berufliche Integration von Migranten sowie die Re- 
integration von Langzeitarbeitslosen in das Erwerbs- 
leben durch Qualifizierungs- und Beschäftigungs- 
maßnahmen. 

- Die in der zurückliegenden Förderperiode 1994 bis 
1 999 erfolgreich erprobten Ziel 4-Maßnahmen haben 
in der neuen Förderperiode 2000 bis 2006 eine spür- 
bare quantitative und qualitative Aufwertung erfahren. 
Hier standen 2002 die Erhöhung der Anpassungs- 
fähigkeit der Beschäftigten (Leitlinie 1 4 und 15) durch 
berufliche Weiterbildung und Qualifizierung während 
Zeiten von Kurzarbeit, die Förderung des Übergangs 
von Arbeitnehmern aus Krisenuntemehmen in neue 
Beschäftigungsverhältnisse sowie die Förderung des 
Untemehmergeistes im Vordergrund (Leitlinie 8). 

- Zur weiteren Erleichterung von Existenzgründungen 
fördern die Bundesregierung sowie die Deutsche Aus- 
gleichsbank, ein Informationssystem für Existenz- 
gründerinnen und -gründer, das diesen den Umgang 
mit Vorschriften und bürokratischen Regelungen maß- 
geblich erleichtern soll (Leitlinie 8). Dieses System 
wird im Herbst 2002 für alle Gründerinnen und Grün- 
der in Deufschland verfügbar sein. 

- Ein befrächtlicher Teil der ESF-Mittel wird von den 
Ländern umgesetzt (siehe Anhang 3). Diese Dezentra- 
lisierung ermöglicht es, im Sinne der Leitlinie 1 1 re- 
gionale Besonderheiten und Entwicklungsdimensio- 
nen zu berücksichtigen. 

- Die Berücksichtigung von Chancengleichheit und die 
konsequente Umsetzung des „Gender-Mainstrea- 
mings“ sind essenzielle Ziele der deutschen ESF-Pro- 
gramme. Alle Programme sehen vor, das Frauen an al- 
len Maßnahmen zumindest entsprechend ihres Anteils 
an den Erwerbslosen bzw. an den Erwerbstätigen (bei 
speziellen Angeboten für Beschäftigte) zu berücksich- 
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tigen sind (Leitlinie 16). Zudem sind 10 % aller För- 
dermittel für frauenspezifische Maßnahmen vorgese- 
hen (Leitlinie 17), wobei diese 10 % nicht auf die be- 
züglich der Leitlinie 16 geforderte Beteiligung 
angerechnet wird. Das heißt, Frauen sind überpropor- 
tional zu berücksichtigen. 

Dem ESF kommt in Deutschland bei der Durchführung 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen in erster Linie eine 
Ergänzungsfünktion zu. An den insgesamt für akfive und 
präventive Maßnahmen zur Verfügung stehenden Finanz- 
mitteln hat der ESF einen Anteil von rund 5 %. Dennoch 
ist die Bedeutung des ESF, der auf Ebene der Länder zu 
einem wesentlichen Finanzierungsinstrument geworden 
ist, groß: Er ermöglicht es, Personen zu fordern, die keine 
oder nicht ausreichende Ansprüche auf Unterstützung aus 
der Regelforderung haben und unterstützt Sonder- 
maßnahmen wie das Jugendsofortprogramm und die 
Modellversuche für Geringverdiener (Leitlinie 12) durch- 
zuführen und hilft das lebenslange Lernen von Erwerbs- 
tätigen zu forcieren und Modell- sowie Entwicklungspro- 
jekte zu finanzieren. 

Durch die ESF-kofinanzierten Programme von Bund und 
Ländern wurden im Jahr 2000 die Beschäftigung und 
Qualifikation von Arbeitslosen, Berufsrückkehrerinnen, 
Kurzarbeitern und die berufliche Weiterbildung von Er- 
werbstätigen gefordert. Insgesamt haben an solchen Maß- 
nahmen rund 320 000 Personen teilgenommen. Im zwei- 


ten Jahr der Förderung dürfte sich diese Zahl spürbar er- 
höht haben. 

Die Schwerpunkte der Förderung im Jahr 2000 waren: 
Vermeidung und Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit 
sowie aktive und präventive Maßnahmen zur Vermeidung 
von Langzeitarbeitslosigkeit. 

Bei den dabei eingesetzten Instrumenten handelte es sich 
- wie die folgende Abbildung zeigt - insbesondere um 
Qualifizierung und Weiterbildung von Arbeitslosen, Be- 
ratung, Betreuung und Information, Qualifizierung in 
Verbindung mit Beschäftigungsmaßnahmen, Förderung 
der Beschäftigungsaufnahmen durch Einstellungsbeihil- 
fen, berufsvorbereitende und Beratungsmaßnahmen für 
Jugendliche beim Übergang von der Schule in den Beruf 
sowie Förderung der beruflichen Ersfausbildung. 

Ergänzt wurde dieses Instrumentarium durch spezielle 
Projekte und Programme im ESF-Politikfeld C (Verbes- 
serung der Systeme der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dung - lebenslanges Lernen). Zu erwähnen sind u. a. Pro- 
gramme, die sich mit Themen wie „Lernende Regionen - 
Förderung von Netzwerken“, „Schule- Wirtschaft- Ar- 
beitsleben“, Berufliche Lemkultur-Kompetenzentwick- 
lung“ oder „Kooperation von Forschungseirrrichtungen 
und Unternehmen“ befassen. Begonnen hat 2001 weiter- 
hin das Programm zur Bekämpfung von Fremdenfeind- 
lichkeit und Rassismus „XENOS“. 


Förderfälle im Ziel 3 nach Instrumenten im Jahr 2000 


Schulische Ausbildung, Berufsvorbereit., Beratung 
Berufliche Erstausbildung für Jugendliche 
Berufliche Weiterbildung von Arbeitslosen etc. 

Qualifizierung und Beschäftigung 
Einstellungshilfen am 1 . Arbeitsmarkt 
Einstellungshilfen am 2. Arbeitsmarkt 
Berufsbegleitende Weiterbildung 
Betriebliche Koop- und Verbundmaßnahmen 
Existenzgründungsförderung 
Beratung und Betreuung 
Spezielle Maßnahmen 
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Anhang 1: Statistische informationen 
A. Wesentiiche Daten zum Arbeitsmarkt 


Tabelle 1 


Arbeitslose und Arbeitslosenquote 

(bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) 



Männer und Erauen 

Männer 

Erauen 

absolut 

Quote 

absolut 

Quote 

Absolut 

Quote 

1998 

4 279 288 

11,1 

2 272 655 

10,5 

2 006 633 

11,8 

1999 

4 099 209 

10,5 

2 159 776 

9,9 

1 939 433 

11,2 

2000 

3 888 652 

9,6 

2 052 846 

9,2 

1 835 806 

10,0 

2001 

3 851 636 

9,4 

2 036 368 

9,2 

1 788 269 

9,5 


Tabelle 2 


Teilzeitarbeitssuchende Arbeitslose 



absolut 

davon Erauen 

Erauenanteil in Prozent 

1998 

341 333 

33 354 

97,1 

1999 

351 562 

340 730 

96,9 

2000 

346 222 

334 447 

96,6 

2001 

352 097 

338 538 

96,2 


Tabelle 3 


Erwerbstätige* und Erwerbstätigenquote (15 bis 65 Jahre) 



Erwerbstätige 

Männer 

Erauen 

absolut 

Quote 

absolut 

Quote 

Absolut 

Quote 

1998 

35 498 

63,8 

20 278 

71,8 

15 220 

55,5 

1999 

36 026 

64,8 

20 421 

72,4 

15 606 

56,9 

2000 

36 231 

65,4 

20 439 

72,8 

15 793 

57,7 


* Die Zahl der Erwerbstätigen, die der Mikrozensus ausweist, ist niedriger als die Zahl der Erwerbstätigen nach der Volkswirtschaftlichen Ge- 
Samtrechnung, da der Mikrozensus die Teilgruppe der geringfügig Beschäftigten untererfasst. Außerdem werden hier nur die 15 bis 64-jährigen 
Erwerbstätigen erfasst. 






Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-47- 


Drucksache 14/8715 


B. Statistische informationen zu einzeinen Leitiinien 


Tabelle 4 


Leitlinie 1 - Politik-Input und Output-Indikatoren (Jngendliche) 



Insgesamt 

Frauen 

(A) Zahl der Jugendlichen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden 

1 494 167 

573 744 

(B) Zahl der Jugendlichen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden und nach sechs 
Monaten immer noch arbeitslos waren 

242 093 

95 941 

Quotient (B)/(A) (Output-Indikator) 

16,2 % 

76,7% 

(C) Zahl der Jugendlichen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden und vor dem sechs- 
ten Monat Arbeitslosigkeit in eine Maßnahme im Rahmen eines konkreten in- 
dividuellen Eingliederungsplans eingetreten sind 

1 139 644 

439 346 

Quotient (C)/(A) (Input- Indikator - Erfüllungsquote) 

76,3 % 

76,6% 

(D) Zahl der Jugendlichen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden, nach sechs Mona- 
ten immer noch arbeitslos waren und in keine Maßnahme im Rahmen eines 
konkreten individuellen Eingliederungsplans eingetreten sind. 

42 966 

22 066 

Quotient (D)/(B) (Input-Indikator - Nichterfüllungsquote) 

17,7% 

22,9 %o 


Tabelle 5 


Leitlinie 1: - Politik-Input und Output-Indikatoren (Erwachsene) 



Insgesamt 

Frauen 

(A) Zahl der erwachsenen Arbeitslosen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden 

4 568 268 

1 933 507 

(B) Zahl der erwachsenen Arbeitslosen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden und 
nach zwölf Monaten immer noch arbeitslos waren 

944 929 

460 205 

Quotient (B)/(A) (Output-Indikator) 

20,7% 

23,8 %o 

(C) Zahl der erwachsenen Arbeitslosen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden und 
vor Ablauf von zwölf Monaten Arbeitslosigkeit in eine Maßnahme im Rah- 
men eines konkreten individuellen Eingliederungsplans eingetreten sind 

3 392 311 

1 370 755 

Quotient (C)/(A) (Input-Indikator - Erfüllungsquote) 

74,3 % 

70,9% 

(D) Zahl der erwachsenen Arbeitslosen, die im Jahr 2000 arbeitslos wurden, und 
nach Ablauf von zwölf Monaten immer noch arbeitslos waren und in keine 
Maßnahme im Rahmen eines konkreten individuellen Eingliederungsplans 
eingetreten sind. 

211 542 

105 387 

Quotient (D)/(B) (Input-Indikator - Nichterfüllungsquote) 

22,4 % 

22,9% 
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Tabelle 6 


Leitlinie 2 



Insgesamt 

(E) Zahl der registrierten Arbeitslosen 

3,85 Mio. 

(F) Gesamtzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an aktiven Maßnahmen 

2,0 Mio. 

Quotient (F)/(E)+(F) (Input-Indikator) 

34,2 % 

Quotient (H)/(G) (Output- Indikator) 

siehe Tabelle 7 


Tabelle 7 

Verbleibsquote* der im Zeitraum 7/2000 bis 6/2001 aus einer Maßnahme 
ausgetretenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer 



Insgesamt 

Frauen 

Berufliche Weiterbildung 

67,0 

63,9 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

44,6 

42,4 

Eingliederungszuschuss 

82,0 

84,5 

Einstellungszuschuss bei Neugründungen 

76,1 

79,5 

Strukturanpassungsmaßnahmen 

54,9 

61,0 

Strukturanpassungsmaßnahmen Ost für Wirtschaftsunternehmen (SAM OfW) 

67,0 

66,5 

Überbrückungsgeld für die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

90,6 

91,5 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

90,9 

91,5 

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 

70,1 

73,6 


* Die Verbleibsquote ist definiert als der Anteil an Maßnahmeteilnehmem, der sechs Monate nach Beendigung (auch Abbruch) der Maßnahmen 
nicht arbeitslos gemeldet ist. Bei den unterschiedlichen Verbleibsquoten ist zu berücksichtigen, dass die verschiedenen Instrumente für unter- 
schiedliche Zielgmppen konzipiert sind. 
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Tabelle 7a 

Verbleibsquote der im Zeitraum 7/2000 bis 6/2001 aus einer Maßnahme 
ausgetretenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer (Bundesgebiet Ost) 



Insgesamt 

Frauen 

Berufliche Weiterbildung 

55,1 

49,0 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

38,5 

36,6 

Eingliederungszuschuss 

81,3 

82,7 

Einstellungszuschuss bei Neugründungen 

73,3 

74,2 

Strukturanpassungsmaßnahmen 

52,4 

52,0 

Strukturanpassungsmaßnahmen Ost für Wirtschaffsunternehmen (SAM OfW) 

66,9 

66,5 

Überbrückungsgeld für die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

89,9 

89,4 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

84,8 

84,4 

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 

64,7 

68,0 


Tabelle 7b 


Verbleibsquote der im Zeitraum 7/2000 bis 6/2001 aus einer Maßnahme 
ausgetretenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer (Bundesgebiet West) 



Insgesamt 

Frauen 

Berufliche Weiterbildung 

74,2 

74,1 

Arbeitsbeschaffüngsmaßnahmen 

59,5 

64,4 

Eingliederungszuschuss 

82,6 

86,0 

Einstellungszuschuss bei Neugründungen 

78,3 

82,4 

Strukturanpassungsmaßnahmen 

65,1 

68,8 

Strukturanpassungsmaßnahmen Ost für Wirtschaffsunternehmen (SAM OfW) 

73,1 

72,6 

Überbrückungsgeld für die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

91,0 

92,7 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

92,3 

92,9 

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 

76,9 

79,3 
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Tabelle 8 


Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
von Bund und Bundesanstalt für Arbeit 

(jahresdurehschnittlicher Bestand) 


Maßnahmeart 

2000 

2001 

Insgesamt 

darunter 

Frauen 

% -Anteil 
Frauen 

Insgesamt 

darunter 

Frauen 

% -Anteil 
Frauen 

Berufliche Weiterbildung 

351 960 

183 501 

52,1 

344 816 

179 038 

51,9 

Deutsch Sprachlehrgänge 

27 695 

13 952 

50,4 

24 861 

12 645 

50,9 

T rainingsmaßnahmen 

47 492 

23 928 

50,4 

51 266 

25 346 

49,4 

ABM 

203 601 

104 409 

51,3 

166 643 

83 020 

49,8 

Eingliederungszuschüsse 

90 535 

37 951 

41,9 

100 101 

43 980 

43,9 

Einstellungszuschuss bei Neugründun- 
gen 

11 259 

4210 

37,4 

11 119 

2 228 

20,0 

Freie Förderung im Bereich AVuAB 

57 920 

26 498 

45,8 

66 471 

29 881 

45,0 

Berufliche Rehabilitation 

134 795 

48 720 

36,1 

135 308 

48 981 

36,2 

Berufsvorbereitende Bildungs- 
maßnahmen 

89 234 

37 043 

41,5 

93 285 

38 204 

41,0 

Berufsausbildung benachteiligter 
Jugendlicher 

123 595 

38 919 

31,5 

128 302 

40 615 

31,7 

Überbrückungsgeld 

41 260 

11 944 

29,0 

43 146 

8 064 

18,7 

Strukturanpassungsmaßnahmen 

109 756 

54 360 

49,5 

76 466 

37 139 

48,6 

Langzeitarbeitslosenprogramm 

32 016 

13 837 

43,2 

33 495 

14 987 

44,7 

Jugendsofortprogramm 

76 661 

32 882 

42,9 

84 241 

35 627 

42,3 

Insgesamt 

1 397 779 

632 154 

45,2 

1 359 520 

599 755 

44,1 


Tabelle 9 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der Bundesländer 

(jahresdurehschnittlicher Bestand 2001) 


Maßnahmeart 

Insgesamt 

Frauen 

% -Anteil Frauen 

Ausbildungsmaßnahmen 

186 785 

61 469 

32,9 

Berufliche Weiterbildung 

309 295 

123 154 

39,8 

Arbeitsplatztausch und Job-Sharing 

373 

177 

47,4 

Beschäftigungsanreize 

31 162 

14 769 

47,4 

Integrationsmaßnahmen für Behinderte 

8 153 

3 574 

43,8 

Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen 

107 838 

52 462 

48,6 

Anreize zur Unternehmensgründung 

12 830 

5 716 

44,5 

Insgesamt 

656 436 

261 321 

43.5 
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Tabelle 10 

Jahresdurchschnittlicher Bestand an Jüngeren im Altern von unter 25 Jahren 
in ausgewählten Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung im Jahr 2001 


Art der Maßnahme/Förderung 

insgesamt 

Darunter 

Frauen 

T rainingsmaßnahmen 

8 118 

3 364 

Überbrückungsgeld bei Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

2 937 

762 

Berufsausbildungsbeihilfe (ohne bvB und Behinderte)* 

63 086 

35 078 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (ohne Behinderte)* 

54 631 

23 564 

Berufliche Weiterbildung 

34 542 

13 760 

Berufliche Eingliederung Behinderter 

94 839 

34 237 

Eingliederungszuschüsse 

3 742 

I 487 

Einstellungszuschüsse bei Neugründungen 

821 

314 

Eingliederungsvertrag 

4 

I 

Ausbildungsbegleitende Hilfen* 

62 646 

17 650 

Berufsausbildung in außerbetriebl. Einrichtungen (ohne Behinderte)* 

44 721 

15 035 

Übergangshilfen * 

I 004 

425 

Arbeitsbeschaffüngsmaßnahmen 

16 965 

5 741 

Strukturanpassungsmaßnahmen (incl. § 249 h und § 242 s AEG) 

5 331 

2 465 

Freie Förderung nach § 10 SGB III (nur Abt. AV/AB) 

19 148 

8 510 

Deutsch-Sprachförderung 

4 492 

2 124 

Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose 

570 

209 

Einstellung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen^ 

I 974 

773 

Summe (gerundet) 

419 000 

165 000 

Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 

84 241 

35 627 

Insgesamt (gerundet) 

503 000 

201 000 

Nachrichtlich: Einmalleistungen an Arbeitnehmer 



Unterstützung der Beratung und Vermittlung 

22 462 

13 456 

Mobilitätshilfen 

2 719 

I 078 

Insgesamt 

25 I8I 

14 534 


' Eine Altersstruktur liegt nicht vor. Es ist davon auszugehen, dass die Mehrzahl der Teilnehmer unter 25 Jahre alt sind. 
^ Eintritte kumuliert, Bestände liegen nicht vor. 


Tabelle 11 


Leitlinie 7 - Schwerbehinderte Arbeitslose 


Im Jahresdurchschnitt 2001 

Arbeitslosenquote 2001 

17 1 325 schwerbehinderte Arbeitslose 

16,5 % 


Von 6,63 Mio. Schwerbehinderten stehen rund 1 ,036 Mio. Personen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Danach ergibt sich eine „spezifische Arbeits- 
losenquote“ (171 325 von 1,036 Mio.) von 16,5 % (statistische Informationen finden sich ferner im Text zu Leitlinie 7). 
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Tabellen 12 bis 14 (Leitlinie 7: Ausländerinnen und Ausländer) 


Tabelle 12 


Arbeitslosigkeit 

(bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen) 


Jahresdurchschnitt 

Arbeitslose gesamt 

davon: 

Ausländerinnen und Ausländer 

Absolut 

Quote 

absolut 

Quote* 

1997 

4 384 457 

12,7 

547 816 


1998 

4 279 288 

12,3 

534 698 

20,3 

1999 

4 099 209 

10,5 

510 168 

18,4 

2000 

3 888 652 

10,7 

470 994 

17,3 

2001 

3 851 636 

10,3 

464 739 

17,4 


* Bezogen auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen, die sich aus den sozialversichemngspflichtig Beschäftigten (Ende Juni des Vorjahres), den 
geringfügig Beschäftigten (Mikrozensus), den Arbeitslosen (Ende Juni des Vorjahres) und den auspendelnden Grenzarbeitnehmem (Ende Juni 
des Vorjahres) zusammensetzen. Bei der Arbeitslosenquote für Ausländer werden Beamte nicht berücksichtigt. 


Tabelle 13 


Bevölkerung 


Stichtag 

Gesamt- 

bevölkerung 

Ausländische 

Bevölkerung 

davon: 

EU-Staatsangehörige 

Anteil der ausländischen 
Bevölkerung an der 
Gesamtbevölkernng 

31.12.1997 

82 057 379 

7 365 833 

1 850 032 

9,0% 

31.12.1998 

82 037 011 

7 319 593 

1 854 321 

8,9% 

31.12.1999 

82 163 475 

7 343 591 

1 837 774 

8,9% 

31.12.2000 

82 259 530 

7 296 817 

1 870 062 

8,9% 


Tabelle 14 


Beschäftigung Gesamt 



Beschäftigte 

insgesamt 

Ausländische Beschäftigte 
insgesamt 

Anteil an den Gesamt- 
beschäftigten 

davon: 

EU 

Juni 1999 

27 481 989 

1 922 424 

7,0 % 

638 857 

Juni 2000 

27 824 486 

1 963 090 

7,1 % 

645 513 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Deutschkursen 


Jahr 

Teilnehmer 

1997 

71 523 

1998 

63 150 

1999 

82 450 

2000 

89 680 


Tabelle 15 


Tabelle 16 


Leitlinie 12 - Verfügbares Einkommen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit 
Durchschnittseinkommen 1998 bis 2005 - Ledige ohne Kinder - 
(Beitragssätze: alte Bundesländer) 


Jahr 

Jahresarbeits- 

lohn 

Steuern 

Sozialabgaben 

Verfügbares Einkommen 

€ 

€ 

vH 

€ 

vH 

€ 

vH 

1998 

24 695 

4 628 

18,7 

5 186 

21,00 

14 881 

60,3 

1999 

25 002 

4 637 

18,5 

5 175 

20,70 

15 190 

60,8 

2000 

25 360 

4 533 

17,9 

5 199 

20,50 

15 628 

61,6 

2001 

25 820 

4 279 

16,6 

5 280 

20,45 

16 261 

63,0 

2002 

26 434 

4 483 

17,0 

5 459 

20,65 

16 492 

62,4 

2003 

27 201 

4 552 

16,7 

5 617 

20,65 

17 032 

62,6 

2004 

27 968 

4 808 

17,2 

5 761 

20,60 

17 399 

62,2 

2005 

28 786 

4 727 

16,4 

5 916 

20,55 

18 143 

63,0 


Tabellen 


Leitlinie 12 - Verfügbares Einkommen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit 
Durchschnittseinkommen 1998 bis 2005 - Verheiratete mit 2 Kindern, Alleinverdiener - 

(Beitragssätze: alte Bundesländer) 


Jahr 

Jahresarbeits- 

lohn 

Steuern 

Sozialabgaben 

Verfügbares Einkommen 

€ 

€ 

vH 

€ 

vH 

€ 

vH 

1998 

24 695 

1 605 

6,5 

5 186 

21,00 

2 700 

20 604 

1999 

25 002 

1 449 

5,8 

5 175 

20,70 

3 068 

21 446 

2000 

25 360 

1 354 

5,3 

5 199 

20,50 

3 313 

22 120 

2001 

25 820 

1 177 

4,6 

5 280 

20,45 

3 313 

22 676 

2002 

26 434 

1 324 

5,0 

5 459 

20,65 

3 696 

23 347 

2003 

27 201 

1 216 

4,5 

5 617 

20,65 

3 696 

24 064 

2004 

27 968 

1 382 

4,9 

5 761 

20,60 

3 696 

24 521 

2005 

28 786 

1 344 

4,7 

5 916 

20,55 

3 696 

25 222 
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Tabelle 18 

Anteil von Franen an mathematischen, natnrwissenschaftlichen nnd ingenienrwissenschaftlichen 

Stndiengängen 1991 bis 2000 in % 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

Frauenanteil an Studierenden math., nat.- 
und ing. -wissenschaftlicher Studiengänge 

21,3 

21,8 

22,5 

22,9 

23,7 

24,5 

25,4 

26,2 

27,1 

27,7 

Frauenanteil an Studienanfängern math.-, 
nat.- und ing. -wissenschaftlicher Studien- 
gänge 

23,3 

24,5 

25,2 

25,8 

28,4 

28,9 

29,9 

29,9 

30,7 

30,5 

Anteil von Studentinnen math.-, nat.- und 
ing. -wissenschaftlicher Studiengänge an 
allen Studentinnen 

20,7 

18,5 

20,5 

20,1 

19,6 

19,2 

18,9 

18,9 

19,1 

19,5 

Anteil von Studienanfängerinnen math.-, 
nat.- und ing. -wissenschaftlicher Studien- 
gänge an allen Studienanfängerinnen 

27,6, 

23,5 

26,4 

26,0 

26,2 

26,5 

27,1 

28,1 

28,3 

29,5 


Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Studierende an den Hochschulen 1991 bis 2001; Eigene Berechnungen. 


Tabelle 19 


Anteil von Mädchen/jungen Frauen an neuen Ausbildungsberufen 
von 1997 bis 2000 (alle Ausbildungsjabre) 



1997 

1998 

1999 

2000 

Ausbildungsberuf 

Ins- 

gesamt 

Frauen- 

anteil 

in% 

Ins- 

gesamt 

Frauen- 
anteil 
in % 

Ins- 

gesamt 

Frauen- 
anteil 
in % 

Ins- 

gesamt 

Frauen- 
anteil 
in % 

Film- und Videoeditor/in 

36 

55 

57 

51 

90 

50 

128 

50 

Mediengestalter/in Bild und Ton 

500 

28 

965 

33 

1 319 

35 

1 545 

31 

Informatikkaufmann/ frau 

772 

24 

2 193 

23 

3 910 

23 

5 398 

23 

Informations- und Telekommu- 
nikationssystemelektroniker/in 

1 485 

5 

3 651 

4 

6 337 

4 

7 973 

4 

Informations- und Telekommu- 
nikationssystem-Kaufmann/ trau 

756 

26 

2 184 

26 

4 014 

28 

5 822 

30 

Fachangestellte/r für Medien- 
und Informationsdienste (IHK 
und Öff Dienst) 

/ 

/ 

573 

88 

1 019 

85 

1 387 

84 

Kaufmann/frau für audiovisuelle 
Medien 

/ 

/ 

269 

64 

569 

62 

786 

63 

Mediengestalter/in für Digital- 
und Printmedien 

/ 

/ 

2 602 

54 

6 679 

56 

10 790 

55 

F achinformatiker/ in 

1 800 

12 

5 635 

11 

11 379 

12 

18 178 

12 

Insgesamt 

5 349 

15 

18 129 

24 

35 316 

26 

52 007 

26 


Eigene Berechnungen nach: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Berufsbildungsstatistik 1997 bis 2000. 
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Tabelle 20 

Anteil der Frauen an den Professuren in den Hochschulen 



Professuren insgesamt 

darunter: Frauen 

Frauenanteil in % 

1995 

37 672 

3 073 

8,1 

1996 

37 589 

3 185 

8,4 

1997 

37 668 

3 392 

9,0 

1998 

37 626 

3 592 

9,5 

1999 

37 974 

3 740 

9,8 

2000 

37 794 

3 986 

10,6 

Steigerung insgesamt 

+ 122 

+ 913 


in% 

+ 0,3 % 

+ 29,7% 



Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, R4.4, 2000, eigene Berechnungen. 


Tabelle 21 

Leitlinie 18 - Verfügbare Plätze für Kinder im Krippen-, Kindergarten- und Hortalter sowie 
Plätze pro Kinder nach Bundesländern (31. Dezember 1998) 



Plätze für 
Kinder von 

0 bis unter 

3 J. 

Plätze je 100 
der unter 
3-Jährigen 

Plätze für 
Kinder zwi- 
schen 

3 J. bis zum 
Schuleintritt 

Plätze je 100 
der 3- bis 
unter 

6,5-Jährigen 

Plätze für 
Kinder von 

6 bis unter 
10 Jahren 

Plätze je 100 
der 6- bis 
unter 

10-Jährigen 

Alte Länder 

58 475 

2,8 

2 151 858 

86,8 

179 401 

5,9 

Neue Länder* 

108 452 

36,3 

334 922 

111,8 

271 333 

47,7 

Deutschland 

166 927 

7,0 

2 486 780 

89,5 

450 734 

12,6 


* In drei Bundesländern ohne Horte der Schulverwaltung. 

Statistisches Bundesamt (StB A): Fachserie 13, Reihe 6.3.1 Kindertageseinrichtungen 1998, Stuttgart 2001. 
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Anhang 2: Wesentliche Inhalte des Job-AQTIV-Gesetzes 


Zum 1. Januar 2002 ist das Job-AQTIV-Gesetz in Kraft 
getreten. „AQTIV“ bedeutet dabei „Aktivieren, Qualifi- 
zieren, Trainieren, Investieren und Vermitteln“. 

1. Intensivierung der Arbeitsvermittlung und 
Beratung 

Spätestens naeh der Arbeitslosmeldung wird zusammen 
mit dem Arbeitslosen dessen Bewerberprofil umfassend 
ermittelt und eine individuelle Chancenprognose erstellt 
(Profiling). Falls erforderlich sollen hierzu Maßnahmen 
der Eignungsfeststellung durchgeführt werden. 

Die aus dem Profiling folgende Vermittlungsstrategie 
wird in einer verbindlichen Eingliederungsvereinba- 
rung festgehalten. Diese enthält die erforderlichen 
Angebote des Arbeitsamtes ebenso wie die vom Ar- 
beitslosen geforderten Aktivitäten für einen bestimmten 
Zeitraum. Die Eingliederungsvereinbarung ist flexibel 
zu handhaben, so soll sie geänderten Verhältnissen an- 
gepasst oder fortgeschrieben werden und ist überdies 
spätestens nach sechs Monaten, bei jugendlichen Ar- 
beitslosen oder Ausbildungsplatzsuchenden nach drei 
Monaten, zu überprüfen. 

Externe Vermittler und Träger der Arbeitsforderung wer- 
den stärker in den Vermittlungsprozess einbezogen. 

2. Gleichstellung von Frauen und Männern 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist als 
durchgängiges Prinzip des Arbeitsforderungsrechts zu 
verfolgen. 

Die Beteiligung von Frauen an den Maßnahmen der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik soll mindestens ihrem Anteil an 
den Arbeitslosen und ihrer relativen Betroffenheit durch 
Arbeitslosigkeit entsprechen. 

3. Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Der Erstattungsbetrag für Kinderbetreuungskosten bei ei- 
ner Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung sowie an Trainingsmaßnahmen wurde von 
zuvor 62 € monatlich je Kind auf € 130 angehoben. 

Die Möglichkeiten der Förderung von Teilzeitweiterbil- 
dung wurden erweitert. 

Zeiten des Bezuges einer Rente wegen voller Erwerbs- 
minderung und Zeiten des Bezuges von Mutterschafts- 
geld und der Betreuung und Erziehung eines Kindes bis 
zum dritten Lebensjahr werden ab dem 1. Januar 2003 in 
die Versicherungspflicht einbezogen, wenn durch den Be- 
zug der Rente bzw. durch Mutterschaft oder Betreu- 
ung/Erziehung des Kindes eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder der Bezug einer Entgeltersatzleistung 
unterbrochen worden ist. Damit sind die Betroffenen bei 
Rückkehr auf den Arbeitsmarkt in den Schutz der Ar- 
beitslosenversicherung einbezogen. 


4. Übernahme von Regelungen aus dem 
Jugendsofortprogramm (ab 2004) 

Arbeitgeber können durch einen Eingliederungszuschuss 
gefördert werden, wenn sie arbeitslose Jugendliche ohne 
Berufsabschluss, für die eine Erstausbildung nicht mehr 
in Betracht kommen, oder Absolventinnen und Absolven- 
ten einer außerbetrieblichen Ausbildung einstellen. 

Träger von berufsvorbereitenden Maßnahmen und Ar- 
beitgeber können durch Zuschüsse zu den Kosten eines 
sozialversicherungspflichtigen Betriebspraktikums „Ar- 
beit und Qualifizierung für noch nicht ausbildungsgeeig- 
nete Jugendliche“ (AQJ) gefördert werden. 

Träger von Maßnahmen zur Aktivierung Jugendlicher, die 
durch die Förderangebote des Arbeitsamtes nicht erreicht 
werden, können durch Zuschüsse von bis 50 % der Maß- 
nahmekosten gefördert werden, wenn Dritte sich an der 
Finanzierung mit mindestens 50 % beteiligen. 

Träger von Maßnahmen zur besseren Eingliederung von 
Jugendlichen in Beschäftigung (Abbau von Sprach- und 
Bildungsdefiziten oder zur sozialpädagogischen Beglei- 
tung) können durch Zuschüsse zu den Sach- und Perso- 
nalkosten gefördert werden. 

Jugendliche, die ihren Hauptschulabschluss im Rahmen 
einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme nachho- 
len, werden durch Berufsausbildungsbeihilfe gefördert. 

5. Sicherung der Beschäftigung älterer 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
und Förderung ihrer Wiedereingliederung 

In kleinen und mittleren Unternehmen mit bis zu 1 00 Be- 
schäftigten wird die Qualifizierung von Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern ab dem 50. Lebensjahr durch 
Übernahme der Weiterbildungskosten durch die Arbeits- 
verwaltung gefördert. 

Beim Eingliederungszuschuss, der Arbeitgebern bei der 
Einstellung von förderungsbedürftigen Personengruppen 
zum Ausgleich von Minderleistungen gezahlt wird, wird 
die bisherige Altersgrenze für Ältere von 55 auf 50 Jahre 
herabgesetzt. 

Zukünftig ist im gesamten Bundesgebiet eine bis zu fünf- 
jährige Förderung von Arbeitnehmern und Arbeitnehme- 
rinnen, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, in Struk- 
turanpassungsmaßnahmen möglich. 

6. Berufliche Weiterbildung 

Betriebe, die einem beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer die Teilnahme an einer beruflichen Weiter- 
bildung ermöglichen und für diese Zeit einen Arbeitslosen 
als Vertreter einstellen (Jobrotation), können einen Zu- 
schuss in Höhe von 50 bis 100 % des Arbeitsentgelts des 
Vertreters erhalten. 

Zur Schaffung zusätzlicher Anreize für die Nachqualifi- 
zierung ungelernter bzw. gering qualifizierter Arbeitneh- 
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merinnen und Arbeitnehmer im Rahmen eines weiterbe- 
stehenden Arbeitsverhältnisses können Arbeitgeber für 
die Zeit der Freistellung des Arbeitnehmers durch einen 
Zuschuss zu den Lohnkosten gefördert werden. 

7. Arbeitnehmerüberlassung 

Die Überlassungsdauer eines Leiharbeitnehmers an einen 
Entleiher wird von bisher 12 aufeinander folgende Mo- 
nate auf 24 aufeinander folgende Monate verlängert. Ab 
dem 1 3 . Monat muss der Verleiher dem Leiharbeitnehmer 
die Arbeitsbedingungen des Entleihbetriebes gewähren, 
einschließlich des Arbeitsentgelts. 

8. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Bei ABM, die in Eigenregie des Trägers und nicht in Wirt- 
schaftsuntemehmen durchgeführt werden, müssen min- 
destens ein Fünftel der Zuweisungsdauer auf Qualifizie- 
rung oder Praktika entfallen. 

Zur Vermeidung von Förderketten müssen vor einer er- 
neuten Förderung in einer Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahme künftig grundsätzlich drei Jahre vergangen sein. 

Aus Vereinfachungsgründen für Arbeitsämter und Träger 
wird neben dem bisherigen Fördersystem ein pauscha- 
lierter Lohnkostenzuschuss eingeführt, bei dessen Inan- 
spruchnahme erzielte Einnahmen des Trägers nicht ange- 
rechnet werden. 

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Ar- 
beitsämtern und Sozialhilfeträgem und des Ausgleichs 
von Härtefällen wird die Ausnahmequote zur Fördemng 
von Nichtleistungsempfangem in Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen von fünf auf zehn Prozent erhöht. 

Bemfsrückkehrerinnen und Berafsrückkehrer können 
gleichfalls gefördert werden. 

9. Strukturanpassungsmaßnahmen 

Die derzeitige Befristung der Förderang wird um zwei 
Jahre bis Ende 2008 verlängert. 

Die bis zu fünfjährige Förderung von älteren Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern wird verbessert. 

10. Beschäftigung schaffende 
Infrastrukturförderung 

Öffentlich-rechtliche Träger können vom Arbeitsamt 
mit Zustimmung des Verwaltungsausschusses durch ei- 


nen angemessenen Zuschuss zu den Kosten von Arbei- 
ten zur Verbesserung der Infrastruktur gefördert werden, 
wenn der Träger mit der Durchführung der Arbeiten ein 
Wirtschaftsuntemehmen beauftragt, das sich verpflich- 
tet, für eine zwischen dem Arbeitsamt und dem Träger 
festgelegte Zeit eine bestimmte Zahl von Arbeits- 
losen zu beschäftigen, die vom Arbeitsamt zugewiesen 
werden. 

11. Eingliederungsbilanz und 
Wirkungsforschung 

Die Eingliederungsbilanz wird weiterentwickelt. Die Ver- 
bleibsquote der Eingliederungsbilanz wird um eine Ein- 
gliederungsquote ergänzt, d. h. es wird nicht mehr nur der 
Anteil derjenigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ermittelt, die nach 
einer bestimmten Zeit nach Maßnahmeende nicht mehr 
arbeitslos gemeldet sind, sondern auch der Anteil derjeni- 
gen, die sich nach diesem Zeitraum in Beschäftigung be- 
finden. Zudem wird die Eingliederungsbilanz um ver- 
pflichtende Aussagen zur Vermittlung von Arbeitslosen 
mit eingeschränkten Eingliederungschancen sowie zur 
Arbeitsmarktsituation von Personen mit Migrationshin- 
tergrund erweitert. 

Die Wirkungsforschung im Bereich der aktiven Arbeits- 
marktpolitik soll Ergebnisse zu Auswirkungen der Maß- 
nahmen auf individueller Ebene, zur Kosten-Nutzen-Re- 
lation und zu gesamtwirtschaftlichen Effekten der 
Arbeitsförderung zeitnah erarbeiten. Entsprechend der 
Dezentralisierung der aktiven Arbeitsförderung soll die 
Arbeitsmarktforschung, anders als bisher, auch die Wir- 
kungen auf regionaler Ebene untersuchen. Für den Aus- 
bau der Wirkungsforschung ist eine verbesserte Datenbe- 
reitstellung an wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb 
der Bundesanstalt unerlässlich, um externen Arbeits- 
marktforschem besser als bisher eigenständige Wirkungs- 
forschung zu ermöglichen. Auch darüber hinaus soll der 
Datenfluss zwischen Bundesansfalt und Wissenschaft er- 
weitert werden. 

12. Ehrenamtliche Betätigung von 
Arbeitslosen 

Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
können künftig eine ehrenamtliche Tätigkeit auch in ei- 
nem Umfang von 1 5 und mehr Wochenstunden ausüben, 
ohne dass der Leistungsanspruch entfällt. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die berufliche Eingliederung nicht behin- 
dert wird. 
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Anhang 3: Regionale Aspekte der Beschäftigungspolitik 


1. Arbeitsmarktpolitik der Bundesländer 
Baden-Württemberg 

Die allgemeine Strategie Baden-Württembergs folgt dem 
Grundsatz, dass die Arbeitsmarkt- und Besehäftigungspo- 
litik dureh ein gezieltes, die spezifischen Problemkonstel- 
lationen der Zielgruppen berücksichtigendes und mög- 
lichst frühes Handeln geprägt sein muss. Je gezielter die 
Maßnahmen zugeschnitten, je angemessener die Pro- 
blemkonstellation berücksichtigt und je früher erforderli- 
che Eingriffe vorgenommen werden, desto effizienter 
kann der Einsatz knapper öffentlicher Mittel erfolgen. Die 
Strategie zielt daher darauf ab, unerwünschte Problemla- 
gen möglichst gar nicht erst entstehen zu lassen bzw. be- 
reits zum Zeitpunkt ihrer Entstehung zu bekämpfen, um 
nicht zu einem späteren Zeitpunkt gezwungen zu sein, mit 
erheblich höherem Mitteleinsatz einzugreifen. Dieser 
Grundsatz erfordert eine verstärkte Abstimmung der Be- 
schäftigungspolitik mit der Wirtschaftspolitik, der Bil- 
dungs- und Frauenpolitik sowie der Politik für den länd- 
lichen Raum. Hierfür sind die zu fördernden Maßnahmen 
regional auszurichten, da eine dezentrale Orientierung am 
meisten Erfolg verspricht. Eine regionale Ausrichtung der 
Maßnahmen beinhaltet auch eine Beteiligung der Sozial- 
partner, Nichtregierungsorganisationen, Bildungseinrich- 
tungen und weiterer Akteure. 

Kernpunkte der baden-württembergischen Strategie sind: 

- Verstärkung des aktiven und präventiven Ansatzes, 

- Förderung von Untemehmensgründungen, 

- Berücksichtigung innovativer Maßnahmen und Me- 
thoden. 

Zur Umsetzung werden derzeit Projekte im Rahmen der 
beiden Landesprogramme „Jugend-Arbeit-Zukunft“ so- 
wie „Arbeit und Zukunft für Langzeitarbeitslose“ sowie 
durch den Europäischen Sozialfonds gefördert. Zielrich- 
tung der geförderten Projekte ist die Eingliederung in den 
1 . Arbeitsmarkt. 

Als Präventivmaßnahme zur Vermeidung von Arbeitslo- 
sigkeit stehen Qualifizierungsmaßnahmen für (insbeson- 
dere an- und ungelernte sowie ältere) Beschäftigte im Vor- 
dergrund. Aber auch die Vorbereitung leistungsschwacher 
Jugendlicher auf eine berufliche Ausbildung wird ebenso 
gefördert wie Kurse für Frauen in der Familienphase zum 
Wiedereinstieg in den Beruf. 

Bayern 

Die Staatsregierung schafft durch aktive Beschäftigungs- 
politik die Voraussetzungen für die Sicherung besfehen- 
derund die Schaffung neuer Arbeitspläfze. Schwerpunkte 
sind eine insbesondere auf den Mittelstand ausgerichtete 
Förderung von Existenzgründungen und Betriebsnach- 
folge, eine konsequente Regionalförderung, eine zielge- 
richtete Förderung der neuen Technologien insbesondere 


im Rahmen der High-Tech-Offensive und ein kooperati- 
ver beschäftigungspolitischer Ansatz, der im Beschäfti- 
gungspakt Bayern seinen Niederschlag gefunden hat. 

Der Schwerpunkt der Landesarbeitsmarktpolitik liegt in 
der zielgerichteten Ergänzung, Flankierung und Verstär- 
kung der aktiven Arbeitsmarktpolitik der Bundesanstalt 
für Arbeit. Die Programme sollen Brücken in den ersten 
Arbeitsmarkt bauen. Die bayerischen Programme und 
Maßnahmen konzentrieren sich auf die Förderung beson- 
derer Personengruppen wie Sozialhilfeempfänger, be- 
nachteiligte Jugendliche, ältere Arbeitslose und arbeits- 
lose Ausländer. 

Einen hohen Stellenwert nimmt die Förderung der ge- 
meinnützigen Arbeitnehmerüberlassung zur Wiederein- 
gliederung arbeitsloser Sozialhilfeempfänger ein. Sie hat 
sich als ein Instrument erwiesen, mit dem sich durch 
Kombination von Elementen der Arbeitsvermittlung, 
beruflicher Qualifizierung, befristeten Beschäftigungs- 
verhältnissen und sozialpädagogischer Betreuung gute 
Erfolgsquoten zur Integration auch schwieriger Personen- 
gruppen in den Arbeitsmarkt erzielen lassen. Einen wei- 
teren wichtigen Schwerpunkt bildet der Arbeitsmarkt- 
fonds, der aus Zinserträgen aus Privatisierungserlösen der 
Offensive Zukunft Bayern finanziert wird. Der Arbeits- 
marktfonds wird im Rahmen des Beschäftigungspaktes 
Bayern umgesetzt. Die einzelnen Maßnahmen werden im 
Konsens von den Paktbeteiligten ausgewählt. Neben der 
gezielten Förderung schwer vermittelbarer Personengrup- 
pen steht eine Konzentration auf die Arbeitsamtsbezirke 
mit überdurchschnittlich hoher Arbeitslosigkeit im Vor- 
dergrund, auf die rund 80 % der Mittel entfallen. 

Zur Wiedereingliederung von Personen mit besonderen 
Vermittlungsschwierigkeiten in den ersten Arbeitsmarkt 
werden auch Mittel des ESF eingesetzt. Es werden insbe- 
sondere berufliche Weiterbildungsmaßnahmen für Perso- 
nen gefördert, die nach dem Leistungskatalog des Sozial- 
gesetzbuches keinen Anspruch auf Teilnahme an einer 
solchen Maßnahme haben. Darüber hinaus leistet der ESF 
durch passgenaue berufliche Weiterbildungsmaßnahmen, 
die auf den regionalen Strukturwandel ausgerichtet sind 
und beispielsweise der Förderung von Untemehmensan- 
siedelungen dienen, einen wichtigen Beitrag für der 
bayerischen Arbeitsmarkt. 

Berlin 

Berlin wird das Arbeitsmarktpolitische Rahmenpro- 
gramm (ARP) - Grundlage der Berliner Arbeitsmarktpo- 
litik seit 1991 - mit dem Ziel fortschreiben, das Instru- 
mentarium noch effektiver auf eine Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt auszurichten. 

Der Senat wird in Kooperation mit den Bezirken die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen, dass Auftragsvergaben im 
Rahmen der Beschäftigung schaffenden Infrastrukturför- 
derung nach dem JOB-AQTIV-Gesetz ermöglicht und 
sinnvoll genutzt werden. Insgesamt werden die arbeits- 
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marktpolitischen Maßnahmen verstärkt in bezirkliche 
Entwicklungsstrategien eingebunden. 

Der Senat betrachtet die umfassende Aus- und Weiterbil- 
dung als Schlüssel für eine erfolgreiche Wirtschafts- und 
Ansiedlungspolitik. Die Sicherung eines ausreichenden 
Ausbildungsplatzangebotes wird daher auch künftig im 
Mittelpunkt der Bemühungen und Vereinbarungen im 
Rahmen des Berliner Bündnisses für Standortsicherung 
und Wettbewerbsfähigkeit stehen. 

Die im Zusammenhang mit diesem Bündnis gemachte 
Zusage, jedem Jugendlichen, der eine Ausbildung 
wünscht, eine Lehrstelle anzubieten, hat weiterhin obers- 
te Priorität. 

Brandenburg 

Die Brandenburger Arbeitsmarktpolitik konzentriert sich 
auf vier Schwerpunktbereiche: 

1 . Für das Erwerbsleben qualifizieren - die F örderung der 
beruflichen Erstausbildung ist für Brandenburg von 
vordringlicher Bedeutung. Ziel der Landesregierung 
ist es, allen Jugendlichen, die dies wünschen, eine Aus- 
bildung zu ermöglichen, die zu einem anerkannten Be- 
rufsabschluss führt. Diesem Ziel dienen einerseits För- 
derprogramme zur Verbreiterung der beruflichen 
Ausbildungsbasis sowie andererseits Programme zur 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze. 

2. Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren - die Integra- 
tion von Zielgruppen in den Arbeitsmarkt ist die zweite 
Säule der Landesarbeitsmarktpolitik. Hier findet sich 
ein differenziertes und umfängliches Maßnahmeange- 
bot wieder: Angefangen von Maßnahmen zur Förde- 
rung von Arbeitslosen-Service-Einrichtungen über die 
Förderung eines Kurssystems für Langzeitarbeitslose 
bis hin zum Programm „Arbeit statt Sozialhilfe“. 

3. Bestehende Arbeitsplätze stabilisieren - dem Entste- 
hen von Arbeitslosigkeit soll durch präventive Maß- 
nahmen, die in den Betrieben ansetzen, begegnet wer- 
den. Der Schwerpunkt der Förderung liegt hier im 
Bereich der Qualifizierung von Beschäftigten in KMU. 

4. Neue Methoden und Instrumente - in diesem Schwer- 
punktbereich sollen für ausgewählte EinzelfÖrderun- 
gen innovative Lösungsansätze exemplarisch erprobt 
werden, die der Schaffung und Stabilisierung von 
Arbeitsplätzen in KMU dienen. Die bisherigen Kam- 
pagnen fokussieren sich auf die Bereiche Arbeitszeit- 
flexibilisierung, Frauen in IT-Berufen sowie Verbes- 
serung der Lemangebote und des Lemumfeldes in den 
Unternehmen. 

Diese Schwerpunktsetzung der Brandenburger Arbeits- 
marktpolitik war Ergebnis des partnerschaftlichen Ab- 
stimmungsprozesses im Rahmen der Reform des Landes- 
programms „Qualifizierung und Arbeit für Brandenburg“, 
an dem eine große Zahl von arbeitsmarktpolitischen Ak- 
teuren des Landes teilnahm. Die Schwerpunktbereiche 
machen deutlich, dass das Land Brandenburg die Be- 
schäftigungspolitischen Leitlinien der EU bei der Gestal- 
tung seiner Arbeitsmarktpolitik berücksichtigt. 


Bremen 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik des Landes Bremen wird 
mit dem „Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramm 
(BAP)“ des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju- 
gend und Soziales gestaltet. Das BAP bündelt Finanzmit- 
tel des Landes, kommunale Mittel nach dem Bundesso- 
zialhilfegesetz der Stadt Bremen und Mittel des ESF 
sowie des EFRE. Darüber hinaus werden die Mittel des 
BAP insbesondere mit den Fördermitteln der Arbeitsäm- 
ter in Bremen und Bremerhaven kombiniert, um eine 
möglichst große Reichweite und Wirksamkeit der arbeits- 
marktpolitischen Förderinstrumente zu erreichen. 

Die strategischen Ziele, die mithilfe des Beschäftigungs- 
politischen Aktionsprogramms verfolgt werden, sind: 

1 . Prävention vor Reaktion: Beschäftigung sichern und 
fordern, um Arbeitslosigkeit nicht entstehen zu lassen. 

2. Aktive arbeitsmarktpolitische Begleitung des Struk- 
turwandel durch bessere Nutzung der Potenziale von 
Beschäftigten und Arbeitslosen. 

3. Initiierung zusätzlicher und zukunftsfähiger Ausbil- 
dungsplätze, denn die Auszubildenden von heute sind 
die Beschäftigten von morgen. 

4. Die Entstehung von Langzeitarbeitslosigkeit verhin- 
dern und vorhandene Langzeitarbeitslosigkeit ab- 
bauen. 

5. Risiko gruppen des Arbeitsmarktes besonders fordern. 

Diesen Zielsetzungen wird in den sieben Fonds des Be- 
schäftigungspolitischen Aktionsprogramms Rechnung 
getragen. 

1. Der Qualifizierungsfonds zielt auf die Stärkung des 
Standorts Bremen durch Qualifizierung des Arbeits- 
kräftepotenzials. 

2 . Der Flankierungsfonds unterstützt insbesondere die In- 
novationsfahigkeit von Klein- und Mitteluntemehmen. 

3. Mit dem Starthilfefonds wird die berufliche Selbst- 
ständigkeit von Arbeitslosen gefördert. 

4. Mit dem Fonds zur Beschäftigungs- und Qualifizie- 
rungsforderung Schwerbehinderfer wird die Integra- 
tion von Schwerbehinderten in den Arbeitsmarkt un- 
terstützt. 

5. Im Fonds BeschäftigungsfÖrderung nach dem SGB 111 
erfolgt eine Bündelung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente der Beschäftigungsforderung, die in der 
Regel in Ergänzung zur Bundesanstalt für Arbeit fi- 
nanziert werden . 

6. Mit dem Fonds Kommunale BeschäftigungsfÖrderung 
nach dem Bundessozialhilfegesetz wird die berufliche 
Eingliederung von Sozialhilfeempfängerinnen und 
-empfängem in der Stadt Bremen gefordert. 

7. Innerhalb des Planungs- und Entwicklungsfonds wer- 
den innovative Ansätze in der Arbeitsmarktpolitik, 
etwa das Bündnis für Arbeit und Ausbildung in 
Bremen und Bremerhaven, erprobt und gefördert. 
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Hamburg 

Mit Beginn des Jahres 2002 wurde eine Neugestaltung der 
Hamburger Arbeitsmarktpolitik in Angriff genommen. 
Sie ist darauf geriehtet, die Arbeitsmarktpolitik eng an den 
Bedarfen der Betriebe auszurichten und die arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen stärker an den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt zu koppeln. Oberstes Ziel der Hamburger Ar- 
beitsmarktpolitik ist daher die stärkere Integration der 
Arbeitslosen in den regulären Arbeitsmarkt unter dem 
Leitmotiv „Fördern, Fordern, Effizienz“ und die Unter- 
stützung von Maßnahmen zum Erhalt und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen. 

Um Arbeitslose zukünftig effektiver fördern zu können, 
werden u. a. in enger Kooperation mit dem Hamburger 
Arbeitsamt in vier Feldern der Hamburger Arbeitsmarkt- 
politik neue Akzente gesetzt: 

- Eine passgenaue Förderung der Arbeitslosen durch so 
genannte Profiling- und Assessment- Verfahren. 

- Die strikte Ausrichtung des Angebots beschäftigungs- 
fördemder Maßnahmen an den beschäftigungs- und 
integrationsrelevanten Bedürfnissen der Arbeitslosen 
und den Bedarfen der Betriebe des allgemeinen Ar- 
beitsmarktes. 

- Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze im Bereich nied- 
rig qualifizierter Tätigkeiten. 

- Aufbau eines effizienten Controllingwesens über Auf- 
wand und Nutzen der verschiedenen arbeitsmarktpo- 
litischen Programme. 

Aus diesem Grunde werden deshalb künftig Kriterien wie 
Leistungsvereinbarungen, Wahrung des Lohnabstandsge- 
botes, etc. als Bedingung einer Förderung von Beschäfti- 
gungsträgem angewendet. 

Die Schere zwischen Brutto- und Nettolöhnen führte im 
Bereich gering qualifizierter und niedrig entlohnter Tätig- 
keiten zum Entstehen einer Beschäftigungsschwelle, an 
der die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze für Arbeitge- 
ber unrentabel wurde und Arbeitnehmer jeden Anreiz zur 
Beschäftigungsaufnahme verloren. Die Erschließung die- 
ser Beschäftigungsfelder ist die entscheidende Stellgröße 
eines arbeitsmarktpolitischen Reformkonzeptes. Mit der 
Einfühmng des „Hamburger Modells zur Beschäfti- 
gungsförderang“ zum 1. März 2002 ist dazu ein erster 
Schritt getan. Wesentliches Ziel ist dabei die Schaffung 
zusätzlicher sozialversicherangspflichtiger Beschäfti- 
gung. Dieses soll durch eine unbürokratische Gewährung 
von Lohnkostenzuschüssen, durch Ausgabe eines 
Schecks, eines Weiterbildungsgutscheines und die Beach- 
tung der Zielgrappenorientierang erreicht und zugleich 
aber auch Verdrängungseffekte vermieden werden. Ein 
solches Modell ist eine „Mischform“ zwischen einem 
Kombilohn (Arbeitnehmerförderang) und einer Lohnkos- 
tenförderang (Arbeitgeberförderang). Zielgrappe sind 
Langzeitarbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Arbeitslose 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung und von Lang- 
zeitarbeitslosigkeit bedrohte Arbeitslose. Das Hamburger 
Modell ist eine erste Etappe der Umstrukturierung der Ar- 
beitsmarktpolitik in Hamburg in Richtung auf den ersten 
Arbeitsmarkt. 


Bei der Neugestaltung der Hamburger Arbeitsmarktpoli- 
tik werden grundsätzlich die beschäftigungspolitischen 
Leitlinien berücksichtigt und, soweit es möglich und sinn- 
voll ist, mit Mitteln des ESF unterstützt. 

Hessen 

Die Reintegration von besonders benachteiligten Er- 
werbslosen in den allgemeinen Arbeitsmarkt ist das vor- 
rangige Ziel hessischer Arbeitsmarktpolitik. Die arbeits- 
marktpolitischen Programme des Landes konzentrieren 
sich deshalb auf die Förderung besonders benachteiligter 
Zielgrappen: Langzeitarbeitslose, Sozialhilfeempfänger, 
Schwerbehinderte, benachteiligte Jugendliche, ältere Ar- 
beitslose und Frauen. 

Die Schwerpunkte der Programme reichen von Maßnah- 
men zur Arbeitsvermittlung, Hilfe bei der Arbeitssuche 
oder Orientierungshilfe über die Förderung von Ausbil- 
dungsmaßnahmen, von Maßnahmen zur beruflichen Wei- 
terbildung sowie sonstigen Qualifizierangsmaßnahmen, 
von Arbeits- bzw. Lohnkostenzuschüssen zur unmittelba- 
ren Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt bis 
hin zu Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur. 
Dabei setzt die Hessische Landesregierung u. a. mit dem 
„Hessischen Aktionsprogramm Regionale Arbeitsmarkt- 
politik“ (HARA) und dem Modellprojekt „Hessischer 
Kombilohn“ innovative, richtungsweisende Akzente. Die 
in freier Kombination wählbaren Module des „Hessi- 
schen Aktionsprogramms Regionale Arbeitsmarktpolitik“ 
unterstützen die ausdifferenzierten Hilfeprogramme und 
vielfältigen Aktivitäten der Kommunen und Kreise mit 
dem Ziel der Eingliederung arbeitsloser Sozialhilfe- 
empfänger in Arbeit. Der Hessische Kombilohn soll Er- 
kenntnisse darüber bringen, inwieweit es mithilfe dieses 
Instruments gelingen kann, Arbeitsplätze im Niedriglohn- 
sektor zu reaktivieren oder neu zu schaffen. 

Hessen hat in seinen arbeitsmarktpolitischen Förderpro- 
grammen der Verbesserung der Chancengleichheit beson- 
deres Gewicht verliehen. Hervorzuheben sind hier insbe- 
sondere das Programm „Betriebliche Ausbildungsplätze 
für allein erziehende Mütter“, die Frauenfördermaßnah- 
men in „HARA“ (Kinderbetreuung, Einbeziehung von 
Frauenbüros, Frauenquote) sowie die überdurchschnitt- 
liche Beteiligung von Frauen am Modellprojekt „Hessi- 
scher Kombilohn“ (72 % der Teilnehmer sind Frauen). 

In vielen Programmen tragen Mittel der Europäischen 
Union dazu bei, die Effizienz hessischer Arbeitsmarktpo- 
litik noch zu erhöhen. Auf der Grundlage der Planungen 
für das Jahr 200 1 standen in Hessen für arbeitsmarktpoli- 
tische Maßnahmen Mittel des Landes und des ESF von 
zusammen mehr als 100 Mio. DM zur Verfügung. Die 
Mittel tragen zusätzlich zu den Bemühungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit dazu bei, Menschen wieder eine Per- 
spektive auf allgemeinen Arbeitsmarkt zu geben. 

Mecklenburg- Vorpommern 

Die Arbeitsmarktpolitik des Landes zielt auf den Abbau 
der Arbeitslosigkeit. Unterstützt wird die Schaffung von 
neuen, existenzsichemden, bestandsfähigen Arbeitsplät- 
zen und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Dabei 
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orientiert sich die Arbeitsmarktpolitik an regionalen Ent- 
wicklungskonzepten und hilft den regionalen Akteuren 
bei der Entwicklung neuer Kompetenzen. Soziales Enga- 
gement soll ebenso unterstützt werden wie eine an Nach- 
haltigkeit orientierte Wirtschaftspolitik. Beschritten wer- 
den neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik, wie der 
Einstieg in den öffentlich geforderten Beschäftigungssek- 
tor. ln diesem Zusammenhang werden auch gemeinwohl- 
orientierte Arbeitsforderprojekte (GAP) gefordert. 

Durch seine Arbeitsmarktpolitik flankiert das Land die 
beschäftigungsfordemden Maßnahmen der Bundesanstalt 
für Arbeit und orientiert sich durch sein neues „Arbeits- 
markt- und Strukturentwicklungsprogramm“ (ASP) an 
den beschäftigungspolitischen Leitlinien der Europä- 
ischen Union. Die Arbeitsmarktpolitik ergänzt zudem ins- 
besondere die Wirtschafts-, Bildungs-, Sozial- und Um- 
weltpolitik sowie die Raumordnung und Landesplanung. 
Damit leistet die Arbeitsmarktpolitik des Landes ihren 
Beitrag, um die vorhandenen Potenziale für mehr Be- 
schäftigung, mehr Wohlstand und mehr soziale Gerech- 
tigkeit in Mecklenburg- Vorpommern zu entwickeln. 

Durch das ASP werden neue Ansätze zur Stärkung des Ar- 
beitsmarktes im Land mit seinen Besonderheiten unter- 
stützt. Insbesondere werden Personengruppen und Aktio- 
nen gefordert, die keine Förderung der Arbeitsämter 
erfahren. Flierzu gehört insbesondere die Begleitung der 
Landkreise und kreisfreien Städte bei deren Anstrengun- 
gen, vor allem Bürgerinnen und Bürgern, die Sozialhilfe 
beziehen, die Rückkehr in das Erwerbsleben zu erleich- 
tern. Diese Maßnahmen des ASP werden wesentlich aus 
ESF finanziert. 

Thematisch herauszuheben sind insbesondere die: 

- Berufliche Integration Jugendlicher und junger Er- 
wachsener. Die Teilhabe der jungen Menschen an der 
Gesellschaft durch Erwerbsarbeit wird durch das ASP 
unterstützt. Die junge Generation muss Perspektiven 
im eigenen Land haben. Als Initiativen zur Förderung 
der Jugend sind zu nennen das Landesprogramm „Ju- 
gend, Arbeit, Zukunft“ (JAZ) mit einem flexiblen 
Rahmen für Projekte zur Förderung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Teilhabe von Jugendlichen und zur 
Bekämpfüng der Arbeitslosigkeit und zur Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit, das Programm 
„Enterprise MV“ für arbeitslose junge Menschen, die 
sich selbstständig machen wollen sowie „mv4you“, 
eine Verbindungsagentur für junge Menschen, die zur- 
zeit in Mecklenburg- Vorpommern keine ausreichen- 
den beruflichen Perspektiven erkennen können, je- 
doch den Kontakt aufrechterhalten wollen. 

- Chancengleichheit von Frauen und Männern. Mit den 
sich ergänzenden Strategien des „Gender-Mainstrea- 
ming“ und einer spezifischen Frauenforderung leistet 
das ASP einen Beitrag zur Verwirklichung der Chan- 
cengleichheit von Frauen und Männern. Dazu werden 
zum einen alle Fördermaßnahmen auf ihre Auswir- 
kungen bezüglich der Geschlechter überprüft. Zum 
anderen werden spezifische Aktionen unterstützt, die 
zum Abbau struktureller Benachteiligung von Frauen 
beitragen. 


- Erschließung der Wissensgesellschaft. Die Beschäfti- 
gungspotenziale der Wissensgesellschaft sind in allen 
Bereichen der Arbeitsmarktpolitik zu berücksichtigen. 
Förderentscheidungen sind auch unter der Maßgabe 
zu treffen, ob die jeweiligen Maßnahmen die Bil- 
dungsbereitschaft anstoßen und die Zugänge in die 
Wissensgesellschaft ebnen. 

- Beteiligung der regionalen und lokalen Ebene. Die 
Verantwortung der regionalen/lokalen Ebene wird 
durch deren ständige Beteiligung an der Ausrichtung 
des Programms gestärkt. Mit der Regionalisierung 
werden Arbeitsmarktpolitik und Strukturpolitik mitei- 
nander verzahnt sowie effizienter, transparenter und 
bürgemaher gestaltet. 

- Menschen mit Behinderungen werden bei der Konzi- 
pierung von Aktionsprogrammen und Projekten be- 
sonders berücksichtigt. 

Niedersachsen 

Im Jahr 2002 wird sich die Arbeitsmarktpolitik des Lan- 
des Niedersachsen noch stärker als bisher auf die Ziel- 
gruppe der Jugendlichen bis 25 Jahre konzentrieren. Zu 
diesem Zweck wurden wesentliche Teile des niedersäch- 
sischen Arbeitsmarktprogramms (z. B. die Förderung von 
Strukturanpassungsmaßnahmen, Qualifizierungsmaßnah- 
men für Arbeitslose, etc.) auf diese Zielgruppe ausgerich- 
tet. Ziel ist es, rund 1 500 Jugendliche zusätzlich mit Qua- 
lifizierungsmaßnahmen zu erreichen. Daneben wurden in 
sieben niedersächsischen Städten so genannte „Jugend- 
büros“ eingerichtet, welche jugendlichen Sozialhilfeemp- 
fangerinnen und -empfängem neue Beschäftigungschan- 
cen eröffnen sollen. Zusammen mit den bestehenden 
Beratungsstrukturen aus den Landesprogrammen RAN 
und RABaZ besteht damit ein flächendeckendes Netz von 
Beratungseinrichtungen für arbeitslose Jugendliche. 

Darüber hinaus wurde die präventive Ausrichtung des Ar- 
beitsmarktprogramms, d. h. die Orientierung auf den ers- 
ten Arbeitsmarkt und die Verzahnung mit der Wirt- 
schaftspolitik, verstärkt. Folgende Ziele stehen dabei im 
Mittelpunkt der Förderung: 

- Arbeitslosigkeit durch vorbeugende Maßnahmen stär- 
ker als bisher vor ihrem Entstehen entgegenwirken 
(präventiver Ansatz) und Entstehung von Langzeitar- 
beitslosigkeit durch frühzeitiges Eingreifen verhindern, 

- Fachkräftebedarf der Wirtschaft durch Ausbildung 
und gezielte berufliche Weiterbildung sichern, 

- Ausbau des ganzheitlichen Arbeitsmarktprogramms 
für Frauen, 

- Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
für Männer und Frauen durch ein Familienservice und 
Umsetzung von „Gender Mainstreaming“ in allen Ar- 
beitsmarktprogrammen, 

- Verzahnung der Arbeitsmarktpolitik mit der Wirt- 
schafts- und Strukturpolitik verbessern und die Wirk- 
samkeit durch passgenaue Förderprogramme weiter 
erhöhen. 
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N ordrhein- Westfalen 

Ausgehend von den wesentlichen Herausforderungen des 
Arbeitsmarktes orientiert sich die Arbeitsmarktpolitik an 
den strategischen Schwerpunkten der zielgruppenorien- 
tierten, strukturorientierten und präventiven Arbeits- 
marktpolitik. Die in diesem Zusammenhang vom Land 
entwickelte Förderkonzeption ergänzt einerseits die För- 
derung des Bundes. Andererseits hat das Land eigene För- 
dersysteme entwickelt, die unter Einsatz von ESF-Mitteln 
neue Wege der Arbeitsförderung ermöglichen. Besonders 
unterstützt werden dabei Strategien zur Verknüpfung ar- 
beitsmarktpolitischer Maßnahmen mit den besonderen 
Bedürfnissen von Unternehmen. 

Im Mittelpunkt der zielgruppenorientierten Arbeits- 
marktpolitik steht die berufliche Integration von Lang- 
zeitarbeitslosen, Jugendlichen und Frauen sowie Mi- 
granten und Behinderten. In diesem Zusammenhang 
unternimmt das Land u. a. besondere Anstrengungen zur 
beruflichen Integration von Jugendlichen. So wurden zu- 
sammen mit den Sozialpartnern nicht nur zusätzliche 
Modellvorhaben zur Förderung des Übergangs von der 
Schule in den Beruf entwickelt, sondern mit der Initiative 
„Jugend in Arbeit“ auch ein landesweiter Ansatz zur be- 
ruflichen Integration von jugendlichen Arbeitslosen rea- 
lisiert. 

Im Rahmen der strukturorientierten Arbeitsmarktpolitik 
unterstützt NRW den regionalen und sektoralen Struktur- 
wandel. Hierzu gehört insbesondere die arbeitsmarktpoli- 
tische Flankierung des Strukturwandels im Ruhrgebiet. 
Das Land hat in diesem Zusammenhang spezifische För- 
deransätze entwickelt, die Arbeitslosen und von Arbeits- 
losigkeit Bedrohten neue Beschäftigungsperspektiven 
eröffnen. So u. a. die Förderung von Beschäftigtentrans- 
fers, über die in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern 
z. B. die berufliche Reorientierung und Eingliederung 
ehemaliger Bergleute unterstützt wird. 

Im Mittelpunkt der dritten Säule, der „Präventiven Ar- 
beitsmarktpolitik“, steht die Unterstützung der Unterneh- 
men und ihrer Beschäftigten bei der Bewältigung betrieb- 
licher Umstrukturierungs- und Modemisierungsprozesse. 
Dabei trägt das Arbeitsressort über die Förderung von 
Beratungs- und Qualifizierungsprojekten dazu bei, not- 
wendige betriebliche Anpassungsprozesse in Zusammen- 
arbeit mit den Beschäftigten und ihren Interessen- 
vertretungen so zu strukturieren, dass der Abbau von 
Arbeitsplätzen vermieden bzw. die Schaffung zusätz- 
licher Arbeitsplätze unterstützt wird. 

Der dezentrale, beteiligungsorientierte Ansatz der Ar- 
beitsmarktpolitik gewährleistet über eine weit gehende 
Einbindung der arbeitsmarktpolitischen Akteure vor Ort, 
dass die Integration der Arbeitsmarktpolitik in relevante 
Politikfelder erleichtert, die Effizienz der Maßnahmen 
durch ihre Orientierung an regionalen Bedarfen verbes- 
sert und die Transparenz der Förderung erhöht wird. Herz- 
stück der in Nordrhein- Westfalen geschaffenen Struktur 
sind dreißig Regionalkonferenzen. Mitglieder der Regio- 
nalkonferenzen sind jeweils Vertreter u. a. der Kommu- 
nen, der Arbeitsverwaltung, der Arbeitgeber und der Ge- 


werkschaften. Das Arbeitsressort hat mit den Konferen- 
zen im Rahmen der ESF-kofmanzierten Arbeitsmarktpo- 
litik Zielvereinbarungen abgeschlossen die festlegen, 
welche Ergebnisse in den einzelnen Politikfeldem mit den 
der Region zur Verfügung gestellten Fördermitteln er- 
reicht werden sollen. In jährlichen Statusgesprächen wer- 
den die Ergebnisse der Förderung dann mit der Region 
diskutiert und ggf. Anpassungen an die regionale Strate- 
gie vereinbart. 

Rheinland-Pfalz 

Hauptzielgruppen der Arbeitsmarktpolitik des Landes 
Rheinland-Pfalz sind insbesondere Langzeitarbeitslose, 
Sozialhilfeempfänger, ältere Arbeitslose und schwerver- 
mittelbare Jugendliche. Mit einem finanziellen Volumen 
in Höhe von jährlich rund 50 Millionen € aus Mitteln des 
Landes und des ESF hat die Landesregierung in den ver- 
gangenen zehn Jahren ein Netz von rund 200 aktiven Trä- 
gem arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen aufgebaut. Die 
Arbeitsmarktpolitik des Landes stellt ein Instmmentarium 
zur Verfügung, das von Beratung und Qualifizierang über 
Orientiemngsmaßnahmen bis hin zur Vermittlung in Be- 
schäftigungsverhältnisse auf dem regulären Arbeitsmarkt 
reicht. Es wird ergänzt durch arbeitsmarktrelevante For- 
schung und beschäftigungssichemde Unterstützungsmaß- 
nahmen für Befriebe. Darüber hinaus sind innovative Pro- 
jekte wie das Landessonderprogramm „Arbeit muss sich 
lohnen - Kindergeldzuschlag für den Ausstieg aus der So- 
zialhilfe“, das „Mainzer Modell“ und die Einrichtung von 
Dienstleistungsagenturen initiiert worden. Das Land er- 
reicht mit diesen Maßnahmen jährlich fast 30 000 Men- 
schen, von denen derzeit bis zu 50 % in den Arbeitsmarkt 
integriert werden können. Ein weiteres Augenmerk gilt 
den von Entlassung bedrohten Beschäftigten im Rahmen 
einer präventiven Arbeitsmarktpolitik. Die Hilfestellung 
reicht von der Entwicklung von Frühwarnsystemen und 
Handlungsleitfäden bei Untemehmenskrisen bis hin zur 
Fördemng des Aufbaus arbeifsmarktpolifischer Auffangs- 
tmkturen und des Einsatzes von Outplacementberaterin- 
nen und -beratem. 

Saarland 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik des Saarlandes setzt sich 
aus folgenden Teilzielen und Förderschwerpunkten zu- 
sammen: 

Fördemng der Chancengleichheit für Frauen und Männer: 

- Erhöhung der Frauenerwerbsquote sowie Erleichte- 
rang der Rückkehr ins Erwerbsleben. 

- Verbesserung der bemflichen Chancen von Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt als Gmndlage eigenständiger Exis- 
tenzsichemng. 

- Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen. 

- Einrichtung spezifischer Maßnahmen für Frauen. 

- Erleichtemng der Vereinbarkeit von Familie und Be- 
raf durch familienfreundliche Gestaltung arbeits- 
marktpolitischer Maßnahmen. 
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Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit: 

- Reduzierung des Anteils der Langzeitarbeitslosen an 
der Gesamtheit der Arbeitslosen. 

- Stärkerer Einsatz präventiver Maßnahmen zur Ver- 
meidung von Langzeitarbeitslosigkeit. 

- Zusätzliche Angebote der beruflichen Qualifizierung 
sowie der Beschäftigung. 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit: 

- Zusätzliche Angebote der beruflichen Qualifizierung 
sowie der Beschäftigung. 

- Entwicklung modularer, abgestufter Maßnahmen zur 
Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit bei Jugend- 
lichen. 

- Senkung des Anteils Ungelernter an den jungen Er- 
wachsenen. 

- Senkung des Anteils Jugendlicher ohne Hauptschul- 
abschluss. 

Förderung der beruflichen Erstausbildung: 

- Förderung der beruflichen Erstausbildung insbeson- 
dere für weniger leistungsstarke Jugendliche. 

Förderung der Eingliederung in den Arbeitsmarkt: 

- Weiterentwicklung und Verbesserung des Angebots 
beruflicher Basisqualifizierung in Verbindung mit Be- 
schäftigung. 

- Stärkere Ausrichtung arbeitsmarktpolitischer Maß- 
nahmen an auf dem ersten Arbeitsmarkt verwertbaren 
Abschlüssen. 

- Ausbau beschäftigungsfordemder regionaler und lo- 
kaler Beratungs-, Vermittlungs- und Akquisitions- 
strukturen. 

Förderung der beruflichen Neuorientierung: 

- Ausbau des Angebots beruflicher Neuorientierung für 
diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, de- 
ren Arbeitsplatz durch den wirtschaftlichen Struktur- 
wandel unmittelbar bedroht ist oder die ihren Arbeits- 
platz durch den wirtschaftlichen Strukturwandel 
verlieren. 

Anpassung der beruflichen Qualifikation: 

- Verbesserung des Angebots von Maßnahmen zur An- 
passungsqualifizierung an den technisch-organisatori- 
schen Wandel sowie an die Veränderung der Produkti- 
onssysteme. 

Sachsen 

Arbeitsmarktpolitik flankiert die Wirtschaftspolitik, be- 
gleitet und gestaltet dabei zugleich die tief greifenden 
Wandlungen der Arbeitswelt. Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik müssen ergänzend Wege für diejenigen auf- 
zeigen, denen wir - aus welchen Gründen auch immer - 
kein Angebot für Erwerbsarbeit oder traditionelle arbeits- 
marktpolitische Hilfen machen können. Sie müssen die 
Chance haben, sich auf andere Weise in die Gesellschaft 


einzubringen. Hierzu hat Sachsen das Projekt TAURIS ins 
Leben gerufen. 

Strategische Schwerpunkte der Förderpolitik, in deren 
Rahmen Arbeitsmarktpolitik wirkt, sind: 

- Gewinnung zusätzlicher wettbewerbsfähiger Unter- 
nehmen (Ansiedlungen, Existenzgründungen). 

- Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit vorhandener Un- 
ternehmen. 

- Qualifikation, Schaffung eines Umfeldes für die Er- 
zeugung, Vermehrung und wirtschaftlich nutzbare An- 
wendung von Wissen. 

- Schaffüng einer leistungsfähigen Infrastruktur. 

- Nutzung der spezifischen regionalen Potenziale. 

Die Arbeitsmarktpolitik Sachsens ist gerichtet auf: 

- Investitionen in Humankapital als Voraussetzung für 
wirtschaftliche Entwicklung in einer globalen Wis- 
sensgesellschaft, insbesondere zur Sicherung der In- 
novationsfahigkeit der Wirtschaft unter der Bedin- 
gung einer alternden Bevölkerung. 

- Verbesserung des unternehmerischen Umfeldes durch 
Vermittlung von Fähigkeiten für unternehmerisches 
Denken und Handeln (Leitbildveränderungen). 

- Verringerung von Langzeitarbeitslosigkeit durch Stär- 
kung der Wachstumskräfte und gezielte Nutzung von 
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, insbesondere 
zur Qualifizierung sowie zur Benachteiligten- und 
Problemgruppenforderung bei gleichzeitigen Ange- 
boten zur Integration von Langzeitarbeitslosen über 
Aufgaben außerhalb der traditionellen Erwerbsarbeit. 

- Reform sozialer Sicherungssysteme sowie Förderung 
veränderter Erwerbsbiografien durch Arbeitszeitflexi- 
bilisierung und Integration von Elementen bürger- 
schaftlichen Engagements. 

Im Vordergrund der Arbeitsmarktforderung aus Landes- 
mitteln stehen projektbezogene Förderungen, die den 
Übergang in den 1 . Arbeitsmarkt ermöglichen (z. B. ziel- 
orientierte, auf Untemehmensbedarf abgestimmte Quali- 
fizierungsmaßnahmen) . 

Bei Förderungen aus dem ESF und dem Eingliederungs- 
titel der Arbeitsämter werden Arbeitslose oder von Ar- 
beitslosigkeit bedrohte Personen weiterhin gemäß den 
Bestimmungen des ESF bzw. des Arbeitsforderungsrechts 
individuell gefordert. 

Lohnkostenzuschüsse an Unternehmen sollen vorrangig 
der Wiedereingliederung von auf dem Arbeitsmarkt be- 
sonders benachteiligten Personen sowie Existenzgründe- 
rinnen und -gründem zugute kommen (auch Beteiligung 
Sachsens an Modellversuchen zur Beschäftigung von ge- 
ring Qualifizierten). Interventionistische reaktive Förde- 
rungen sollen zunehmend unterbleiben. 

Sachsen-Anhalt 

Die Arbeitsmarktpolitik Sachsen- Anhalts folgt dem Prin- 
zip, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Die 
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Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer wird dureh unsere vielfältigen Qualifikations- 
maßnahmen verbessert. Dabei gilt es insbesondere die 
Arbeitsmarktehancen von Frauen zu steigern. Die Maß- 
nahmen sollen zudem einen Beitrag zur strukturellen Ent- 
wicklung des Landes leisten und damit die Voraussetzung 
für eine naehhaltige Belebung des Arbeitsmarktes schaf- 
fen. Letztlieh hat Sachsen-Anhalts Arbeitsmarktpolitik 
die Funktion, Langzeitarbeitslosen, insbesondere älteren, 
sinnvolle Beschäftigung anzubieten, wie im Programm 
„Aktiv zur Rente“, und damit individuelle Lasten der 
Transformation sozial abzufedem. 

Konkret ergeben sieh die vier Ziele Arbeitsmarktpolitik 
S achsen- Anhalts : 

1 . Erhöhung und Verbesserung des Arbeitsplatzangebo- 
tes, 

2. Verbesserung der Integrationschancen besonderer 
Personengruppen, 

3 . Umverteilung von Arbeit, 

4. Verbesserung der Infrastruktur. 

Menschen in Arbeit zu bringen, bedeutet nicht nur, Ar- 
beitslose zu fördern, sondern ebenso Beschäftigte zu qua- 
lifizieren. Sachsen-anhaltische Arbeitsmarktpolitik soll 
präventiv eingreifen. In der Arbeitsmarktpolitik gilt ge- 
nauso wie im Gesundheitswesen: Vorsorgen ist besser als 
heilen. Deshalb fließt ein großer Teil der Haushaltsmittel 
in die berufliche Ersfausbildung, die Qualifizierung von 
Beschäftigten, die Beratung von Unternehmen bei der 
Personal- und Organisationsentwicklung und in die Job- 
rotation. 

Die Arbeitsmarktpolitik des Landes ist überwiegend auf 
den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet. Die Auswahl der In- 
strumente orientiert sieh an einer nachhaltigen Beschäfti- 
gungswirkung. Dies gilt ebenso für den öffentlieh geför- 
derten Arbeitsmarkt, also für Arbeitsbeschaffungs- und 
Strukturanpassungsmaßnahmen. 

Viele der arbeitsmarktpolitisehen Maßnahmen wirken 
langfristig und indirekt. Sie haben strukturelle Effekte, 
insbesondere auf die Infrastruktur und das Humankapital, 
die sich über die Zeit auf das Wirtschaftswachstum und 
die Besehäftigung auswirken. Das Prinzip der Nachhal- 
tigkeit in der Arbeitsmarktpolitik Saehsen- Anhalts zeieh- 
net sich dadurch aus, dass nicht nur der kurzfristige Ein- 
gliederungserfolg oder die Entlastungswirkung gesueht 
wird, sondern die Qualität der Maßnahmen ein stetiges 
Beschäftigungswachstum sichern sollen. 

Ein wesentliehes Gestaltungsprinzip der Arbeitsmarkt- 
politik des Landes ist das „Gender Mainstreaming“. 
Ungleichbehandlung auf dem Arbeitsmarkt ist nieht hin- 
zunehmen. Dies erfordert aber eine ständige Aufmerk- 
samkeit - gerade in der Arbeitsmarktpolitik. Alle Ziele, 
alle Programme, alle Ergebnisse sind daraufhin abzu- 
klopfen, welche Wirkungen sie aufweisen, um Frauen und 
Männern einen fairen Zugang zum Arbeifsmarkt zu ver- 
sehaffen. 


Schleswig-Holstein 

Die schleswig-holsteinisehe Arbeitsmarkt- und Besehäf- 
tigungspolitik ist eingebettet in ein kohärentes Gesamt- 
konzept zur strukturellen Entwicklung des Landes. Das 
im Jahre 2000 mit einer Laufzeit bis Ende 2006 aufgelegte 
Programm „ziel : Zukunft im eigenen Land“ bündelt 
sämtliche für die Verwirkliehung zentraler Ziele der Lan- 
despolitik ( insbesondere der Sieherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Förderung der allgemeinen und 
berufliehen Bildung im Sinne eines lebensbegleitenden 
Lernens sowie die Herstellung der Chaneengleichheit) er- 
schließbaren finanziellen Ressourcen aus nationalen und 
europäisehen Quellen. 

Die arbeitsmarktpolitisehen Komponenten des landespo- 
litischen Zielkanons werden durch das Ziel-Teilpro- 
gramm „Arbeit für Sehleswig-Holsfein 2000 ( ASH 
2000)“ in enger Anlehnung an die Grundprinzipien der 
europäisehen Besehäftigungsstrategie und insbesondere 
an die Förderbedingungen des ESF umgesefzf. In ihrer 
Ausrichfung stellen die arbeitsmarktpolitisehen Aktivitä- 
ten des Landes unter Berücksichtigung des jetzt auch im 
Job-AQTIV-Gesetz aufgegriffenen Prinzip des Fördems 
und Fordems konsequent auf eine Integration in den ers- 
ten Arbeitsmarkt ab. Unter Einschluss der Fördermittel 
aus dem Europäischen Sozialfonds wendet Schleswig- 
Holstein hierfür bis Ende 2006 rand 260 Mio. € auf. Hin- 
zukommen im erhebliehen Umfange Mittel der Bundes- 
anstalt für Arbeit, von Kommunen und von Dritten ( z. B. 
Unternehmen oder Projektträger). 

Die schleswig-holsteinisehe Arbeitsmarktpolitik basiert 
auf einer langjährigen konsensorientierten Partnerschaft 
mit den regionalen Akteuren des Arbeitsmarktes. 

Gewerksehaften, Untemehmensverbände, Kammern und 
die Arbeitsverwaltung sind ebenso in die Konzeption und 
die Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik des Landes einge- 
bunden wie die faehlich berührten Landesressorts, die 
kommunale Ebene und die am Arbeitsmarkt aktiven 
Nichtregiemngsorganisationen. Den institutionellen Rah- 
men für diese Kooperation bildet die „Regionale Aktion 
Arbeit für Sehleswig-Holsfein“. 

Sehleswig- Holstein beteiligt sieh zudem aktiv an der Wei- 
terentwicklung des nationalen Arbeitsfördemngsreehts. 
So hat sich das Land mit besonderen Naehdmck für die 
Aufnahme der Jobrotation in das Regelinstmmentarium 
des SGB IIII eingesetzt. Darüber hinaus sehafft Sehleswig- 
Holstein mit dem so genannten Elmshomer Modell (jetzt 
Personal-Serviee-Agentur/PSA) neue Besehäftigungsper- 
spektiven im Niedriglohnbereieh durch die innovative 
Verknüpfung von Arbeifsplatz-Aquisifion mif bedarfsge- 
reehfer Qualifizierang und (erforderliehenfalls) einer Be- 
zuschussung der Sozialversiehemngsabgaben. 

Thüringen 

Sehwerpunkte der Thüringer Arbeitsmarktpolitik im Jahr 
2002 sind: 

- Gewinnung zusätzlicher Ausbildungsstellen im Rah- 
men der „Thüringer Ausbildungsinitiative“ 
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- Weiterentwicklung der ESF-Förderung im Maßnahme- 
bereich „Bekämpflmg der Jugendarbeitslosigkeit“ unter 
Berücksichtigung der Neuregelungen des Job-AQTIV- 
Gesetzes. Die bewährten Projekte wie z. B. „Job-Ein- 
stieg in Thüringen (JET)“ werden weitergeführt. 

- Maßnahmen zur Verbesserung von Qualifizierungs- 
management und -koordination im Rahmen der Qua- 
lifizierungsoffensive 

- Förderung der berufsbegleitenden Qualifizierung von 
Beschäftigten und Inhaberinnen und Inhabern Thürin- 
ger Unternehmen 

- Maßnahmen zur Reaktivierung arbeitsloser Fach- 
kräfte, z. B. durch die Weiterführung des Programms 
„Zweite Karriere“ 

- Modellprojekt zur passgenauen Qualifizierung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Ar- 
beitslosen in Thüringen (QualiPass Thüringen) 

- Förderung von Existenzgründungen und Untemeh- 
mergeist 

- Weiterführung der arbeitsmarktpolitischen Pro- 
gramme für Jugendliche, Frauen, Langzeitarbeitslose 
und Ältere. Hierzu gehören insbesondere die Pro- 
gramme „Arbeit statt Sozialhilfe“, „50-plus“ und 
„Schwervermittelbare Arbeitslose“. 

- Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 
(durch die Einführung von Qualitätskriterien als Be- 
urteilungsmaßstab konnte eine weitere Niveausteige- 
rung der Maßnahmeinhalte erzielt werden) 

- Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik; Erarbei- 
tung bzw. Umsetzung regionaler Entwicklungs- und 
Förderkonzepte 

2. Beschäftigungsrelevante Maßnahmen der 
Länder im Bereich der Bildungspolitik 

Die hier aufgeführten Maßnahmebeispiele der Länder 
sind exemplarische Hinweise auf die Beschäftigungsrele- 
vanz der Bildungspolitik der Länder. Eine vollständige 
und systematische Darstellung der im Sinne der Leitlinien 
beschäftigungsrelevanten Bildungsstrukturen, Konzepte, 
Programme und Einzelmaßnahmen sowie ihrer Verknüp- 
fung zu bildungspolitischen Gesamtstrategien in der je- 
weiligen länderspezifischen Ausprägung würde für jedes 
Land einen gesonderten Aktionsplan erfordern. 

ln Deutschland besteht zwischen Bund und Ländern ein 
breiter Konsens über die Ziele, die das Bildungswesen im 
Hinblick auf die schnellen, gesellschaftlichen, wirtschaft- 
lichen, wissenschaftlichen und technischen Wandlungs- 
prozesse bei seiner Weiterentwicklung anvisieren muss. 
Hinführung zum lebenslangen Lernen und zur Beschäfti- 
gungsfähigkeit in der Welt von heute und morgen sind in 
allen Ländern wesentliche Ziele der Bildungspolitik. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zu 
Leitlinie 1: 

ln den Schulen der Sekundarstufe 1 sind die Präventions- 
maßnahmen gegen drohende Abkopplung lemschwacher 


oder benachteiligter Schüler vom Berufsausbildungs- und 
Beschäftigungsbereich erheblich intensiviert worden. Be- 
sondere Bedeutung haben dabei neuartige Kooperations- 
formen zwischen Abschlussklassen der Sekundarstufe 1 
- insbesondere der Haupt- und Sonderschulen - mit Be- 
rufsschulen und Betrieben des lokalen Umfelds, wobei 
eine Verzahnung von Schultagen und Praktikumstagen im 
Betrieb praktiziert wird. 

Generell liegt in der Sekundarstufe 1 ein starker Akzent 
auf der Hinführung zur Arbeits- und Wirtschaftswelt (ob- 
ligatorische Praktika, wirtschaftskundlicher Fachunter- 
richt, Berufswahlunterricht, Berufsberatung in der Schule 
durch die Arbeitsverwaltung u. a.). 

Alle Jugendlichen, die nach der Sekundarstufe 1 keine 
Schule der Sekundarstufe 11 besuchen oder keinen Aus- 
bildungsplatz haben, werden im Berufsvorbereitungsjahr 
oder im Berufsgrundschuljahr auf grundlegende Anforde- 
rungen in einem oder mehreren Berufsfeldem vorbereitet. 
Im Schuljahr 2000/2001 waren das mehr als 110 000 Ju- 
gendliche. Die schulische Berufsvorbereitung wird z. T. 
ebenfalls in dualer Form durchgeführt oder - unter Ver- 
zicht auf die Berufsschulpflicht - in Form besonderer För- 
dermaßnahmen. 

ln Sonderschulen werden behinderten Schülerinnen und 
Schülern mit einer Vielzahl spezieller Maßnahmen die 
Eingliederung in die berufliche Ausbildung und Tätigkeit 
in Verbindung mit einer selbstständigen Lebensführung 
ermöglicht. 

ln einigen Ländern werden behinderte Jugendliche in der 
„Werkstufe“ ihrer Schule an berufliche Tätigkeiten he- 
rangeführt. Die Werkstufe kann - soweit eine Vermittlung 
in den Arbeitsprozess nicht vorher möglich ist - bis ma- 
ximal zum 24. Lebensj ahr besucht werden und leitet dann, 
soweit möglich, in so genannte geschützte Arbeitsverhält- 
nisse oder in die Arbeit in einer so genannten beschützen- 
den Werkstatt über. 

Eine Berufsgrundbildung, eine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung nach Länderrecht (Assistentenberufe) oder 
eine Vorbereitung auf Studiengänge kann auch an Berufs- 
fachschulen und Fachoberschulen erworben werden. Im 
Schuljahr 2000/2001 befanden sich ca. 415 000 Jugend- 
liche in den Berufsfachschulen (einschließlich Schulen 
des Gesundheitswesens), ca. 96 000 in Fachoberschulen. 
Von den Jugendlichen, die eine Berufsfachschule besu- 
chen, sind fast zwei Drittel weiblich; an den Fachober- 
schulen sind Frauen mit ca. 52 % vertreten. 

Insgesamt tragen die beruflichen Vollzeitschulen mit 
mehr als 620 000 Jugendlichen (Schuljahr 2000/2001) er- 
heblich zum Gesamtbild der Ausbildungssituation bei. 
Viele Berufsschulen bieten außerdem ein- bis zweijährige 
Umschulungsmaßnahmen an. 

Im Rahmen der Jugendinitiative Baden-Württemberg un- 
terstützt das Land den Aufbau von Jugendagenturen als 
Anlaufstellen zur Information, Beratung und Begleitung, 
insbesondere auch für benachteiligte junge Menschen am 
Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf mit 
2,2 Mio. €.; die Integration ausländischer Jugendlicher 
wird mit verschiedenen Projekten mit rund 500 000 € 
jährlich unterstützt. 
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Mit dem Projekt Jugendberufshelfer werden leistungs- 
sehwächere Schülerinnen und Schüler vor allem des Be- 
rufsvorbereitungsjahres beim Übergang von der Sehule in 
den Beruf unterstützt. Das Finanzvolumen für 60 Projekte 
Jugendberufshelfer beträgt 6 Mio. €. 

In Hamburg arbeiten und lernen Schülerinnen und 
Schüler im Jahrgang 8 und 9 der Hauptschule im Rahmen 
des Schulversuchs „Arbeiten und Lernen in Schule und 
Betrieb“ an zwei Tagen in der Wochen jeweils für ein hal- 
bes Jahr in einem Betrieb. Mit der „besonderen betriebli- 
chen Lemaufgabe“ wird eine neue Lemform eingeführt. 
Die Schülerinnen und Schüler bearbeiten eine auf den Be- 
trieb bezogene Lemaufgabe, die sie selbstständig ent- 
wickeln, mit dem Betrieb und der Schule abstimmen und 
an den Lemorten präsentieren. Die Lemaufgabe wird be- 
wertet und im Zeugnis ausgewiesen. In Hamburg arbeiten 
Unternehmen, Schule und die Berafsberatung des Ar- 
beitsamtes in verschiedenen Projekten zur Förderang des 
Übergangs von der Schule in eine betriebliche Ausbildung 
zusammen. Mit dem Projekt „Berafsorientierang und 
Ausbildungsplatzvermittlung“ wird die Entwicklung der 
beruflichen Orientierung der Schülerinnen und Schüler 
durch Verzahnung von Schule, Unternehmen und Berafs- 
beratung strukturiert und systematisiert. Die Jugendlichen 
werden in eine zielgerichtete Ablaufplanung eingebunden 
und abhängig vom individuellen Bedarf bei der Bewer- 
bung um einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz durch die 
drei Institutionen beraten und unterstützt. Die Unterneh- 
men stellen jährlich zusätzlich 200 Ausbildungsplätze zur 
Verfügung. Eine eigens eingerichtefe Koordinierungs- 
Stelle erhebt den Beratungsbedarf, erschließt ungenutzte 
Ausbildungskapazitäten in Betrieben und organisiert ge- 
gebenenfalls Verbundausbildungsplätze. Die Koordinie- 
rungsstelle wird aus Mitteln des ESF gefordert. Eine 
flächendeckende Ausweifung auf alle Schulen mit Haupt- 
schulzweig ist bis 2004 geplant. 

In Nordrhein- Westfalen ist im Juni 2001 das landesweite 
Projekt „BUS“ (Betrieb und Schule) gestartet worden. Es 
richtet sich an lemschwache Jugendliche ohne Aussicht 
auf einen Schulabschluss oder einen Ausbildungsplatz 
und erleichtert den Übergang von der Schule zu Ausbil- 
dung oder Beschäftigung. Während des letzten Pflicht- 
schuljahres besuchen die Jugendlichen an zwei bis drei 
Tagen die Schule, die übrigen Tage verbringen sie im Be- 
trieb. 

Das Projekt ist zunächst auf zwei Jahre angelegt und for- 
dert in dieser Zeit 2 250 Schüler. Die Kosten in Höhe von 
ca. 22 Mio. € werden getragen von der Landesregierung 
und einem privaten Sponsor und sind ESF-gestützt. Die 
Akquisition der betrieblichen Praktikumsplätze erfolgt 
durch Lehrerinnen und Lehrer und wird von den Kam- 
mern unterstützt. Betriebe erhalten pro Praktikumsplatz 
ca. 1 500 €. 

Im Bereich der allgemein bildenden Schulen in Rhein- 
land-Pfalz gibt es Berafswahlunterricht, der in enger Ab- 
stimmung mit der Berafsberatung der Arbeitsverwaltung 
durchgeführt wird. Die Berafsorientierang wird in allen 
Schularten über Betriebserkundungen und Betriebsprak- 
tika von Schülerinnen und Schülern verbessert. Darüber 


hinaus entsteht ein Rahmenplan „Wirtschaft/Beraf ‘, der 
allen allgemein bildenden Schulen Orientierungspunkte 
bei der Vorbereitung von Jugendlichen auf die Arbeits welt 
bietet. An einer wachsenden Zahl von Schulen gibt es 
Sozialarbeit, in unterschiedlichen Projekten werden Ju- 
gendberafshelfer oder „Jobfüchse“ eingesetzt, die sich 
schwerpunktmäßig von Jugendarbeitslosigkeit bedrohten 
Jugendlichen an allgemein bildenden Schulen zu wenden. 
Im Bereich der Hauptschule gibt es darüber hinaus, „ar- 
beitsweltorientierte Klassen“, die von abschlussgefährde- 
ten und schulmüden Jugendlichen besucht werden. Stun- 
dentafel und Curriculum sind reduziert auf Grundwissen, 
die Schülerinnen und Schüler arbeiten regelmäßig an ei- 
nem Wochentag im Betrieb. 

In Sachsen wurde für Absolventinnen und Absolventen 
der Mittelschule mit unterdurchschnittlichem Lemleis- 
tungsvermögen in Absprache mit der Wirtschaft das Be- 
rafsgrandbildungsjahr (BGJ) besonderer pädagogischer 
Prägung konzipiert. Dieses führt nach erfolgreichem Ab- 
schluss und einem einjährigen Betriebspraktikum zum 
Abschluss „Fachgehilfe für das Berafsfeld XY“. Diese 
berafsfeldorientierte Grundausbildung ermöglichfe in der 
Vergangenheit nicht nur den erfolgreichen Einstieg in den 
Arbeitsmarkt, sondern in vielen Fällen in ein duales Aus- 
bildungsverhältnis und somit den Erwerb eines Fachar- 
beiterabschlusses. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 2 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einer abge- 
schlossenen Ausbildung und mit Berufserfahrung von 
längerer Dauer können sich an Fachschulen weiterbilden, 
in denen Qualifizierungen mit einem staatlichen Ab- 
schluss für diverse Fachrichtungen angeboten werden; die 
Teilnehmerzahlen haben steigende Tendenz. 

An vielen Hochschulen werden weiterbildende Kompakt- 
kurse in Informatik bzw. Wirtschaftsinformatik einge- 
führt, die innerhalb von maximal zwei Jahren zu einem 
Master-Abschluss führen. 

Durch die Neugestaltung der Fachhochschulen in modu- 
larer Organisation in den Fachbereichen Technik, Wirt- 
schaft, Gestalfung sowie Ernährung und Hauswirfschaft 
sind gestufte Abschlüsse möglich. Die modulare Struktur 
ermöglicht eine dynamische Anpassung der Inhalte an 
den sich wandelnden Qualifikationsbedarf. Damit geht 
eine stärkere Orientierung am Arbeitsmarkt und den be- 
trieblichen Anforderungen einher. 

Basierend auf den in vielen Ländern vorhandenen Weiter- 
bildungsgesetzen werden in großem Umfang Veranstal- 
tungen zur allgemeinen und beruflichen Weiterbildung 
angeboten. Ein erheblicher Anteil dieser Maßnahmen 
dient der Verbesserung der Arbeitsmarktchancen. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 3 

Mit dem Ziel, die Medienkompetenz der Bevölkerung 
- insbesondere auch älterer Arbeitnehmer - zu steigern, 
richteten sich Weiterbildungsangebote in den Ländern 
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auch an Bürger und Bürgerinnen, die bisher keinen oder 
nur unzureichenden Kontakt mit dem PC oder dem Inter- 
net hatten. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zu 
Leitlinie 4 

Das zentrale Anliegen der Bildungspolitik der Länder ist 
es, das Bildungssystem in einem stetigen Prozess an die 
Erfordernisse der Zeit anzupassen. Schwerpunkte sind da- 
bei z. B.: 

- Modernisierung des Unterrichtsangebots (z. B. Aus- 
weitung des Fremdsprachenunterrichts in der Grund- 
schule) und stetige Anpassung der Lehrpläne; dabei 
werden die am Schulleben beteiligten Gruppen (El- 
tern, Lehrer, Schüler, Sozialpartner, Kirchen u. a.) ein- 
bezogen; besonderes Gewicht liegt auf der Sicherung 
der Basisqualifikationen; 

- Sicherung und Entwicklung der Qualität durch interne 
und externe Evaluation (Einzelmaßnahmen dieser 
Konzepte sind z. B. Standardsetzungen, Parallelarbei- 
ten, Schulen entwickeln eigene Profile und Schulpro- 
gramme); internationale Vergleichsuntersuchungen 
werden berücksichtigt; 

- Neue Organisationsformen (Ermöglichung früherer 
Einschulung und verkürzter Schulzeit, Ausweitung 
von Ganztagsangeboten, mehr Selbstständigkeit für 
Schulen, Kooperation und Vernetzung); 

- Weiterentwicklung der Lehrerbildung; 

- Ausweitung und Intensivierung von Fördermaßnah- 
men für Benachteiligte (siehe auch Länderbeitrag zu 
Leitlinie 1). 

Der allgemeine und berufliche Weiterbildungsbereich 
steht für jedermann lebenslang offen und bietet eine Viel- 
zahl wichtiger Lemangebote - z. B. Alphabetisierung, 
Nachholen von Schulabschlüssen, Weiterbildung für Be- 
nachteiligte, berufliche Zusatzqualifizierungen, ln vielen 
Ländern gibt es Regelungen für bezahlten Bildungs- 
urlaubZ-ffeistellung für Arbeitnehmer. 

Fernunterricht und Fernstudien erfahren durch die moder- 
nen luK- Techniken eine erhebliche Ausweitung („e-Lear- 
ning“). Der Gewährleistung von Qualitätsstandards durch 
die von den Ländern errichtete Zentralstelle für den Fern- 
unterricht kommt dadurch zusätzliche Bedeutung zu. Ihre 
Aufgabe ist die Zertifizierung der Angebote von Fernun- 
terricht und Fernstudium. 

Die Landesregierung Baden- Württemberg führt in Zu- 
sammenarbeit einer Stiftung und dem Landesarbeitsamt 
das Projekt „Qualipass“ durch. Ziel ist die Einführung ei- 
nes neuen Instrumentes zur Dokumentation der fachli- 
chen und persönlichen Kompetenzen von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen. Die Darstellung der fortlaufend 
erworbenen Fähigkeiten und Kenntnisse aus verschiede- 
nen Lemsituationen (z. B. Praxiserfahrungen in der Ju- 
gend- und Freiwilligenarbeit, im Bereich Kultur, Soziales, 
Sport sowie durch Praktika, Aushilfsjobs, Sprachkurse, 
Seminare) in einem Qualifizierungspass ist als Hilfestel- 


lung zur Erweiterung der Vermittlungschancen in eine 
geeignete Ausbildung, Arbeit, Existenzgründung oder 
Weiterbildung auch für benachteiligte Zielgruppen konzi- 
piert. 

Arbeitgeber können durch den „Qualipass“ besser erken- 
nen, ob eine Bewerberin oder ein Bewerber dem eigenen 
Anforderungsprofil entspricht oder zunächst noch eine 
Praxisphase absolvieren sollte. Ziel sind somit gesteigerte 
Einmündungschancen in Qualifizierung oder Beschäfti- 
gung sowie die Prävention von Ausbildungsabbrüchen. 
Für das ESF-kofmanzierte Projekt stehen für 2002 bis 
2004 insgesamt 750000€ bereit. 

Brandenburg führt zum Schuljahr 2002/2003 neue Rah- 
menlehrpläne für alle Fächer und Lembereiche in der Se- 
kundarstufe 1 ein. Damit wird in den Jahrgangsstufen 7 bis 
10 Bildung stärker auf Anschlussfähigkeit für nachfol- 
gendes Lernen, Ausbildungsfähigkeit, Mitbestimmungs- 
und Teilhabefähigkeit sowie Stärkung der Persönlichkeit 
ausgerichtet. Im Rahmen eines verbindlichen Kemcurri- 
culums werden inhaltliche und thematische Schwer- 
punkte für den Fachunterricht gesetzt. Mit der Evaluation 
ausgewählter vorläufiger Rahmenpläne beginnen 2001/ 
2002 die konzeptionellen Entwicklungen für neue Rah- 
menlehrpläne in der gymnasialen Oberstufe. 

Darüber hinaus wurde allen Schulen mit Sekundarstufe 1 
ein fachübergreifendes und fächerverbindendes Erfah- 
rungsfeld „Wirtschaft“ zur Verfügung gestellt mit den ent- 
sprechenden Lehrplananbindungen als Anregung für die 
Entwicklung oder Weiterentwicklung eigener Ideen zur 
Verstärkung ökonomischer Bildung. 

Die Qualität der beruflichen Schulen in Bremen wird ak- 
tuell durch zwei Reformvorhaben verbessert, die Reform 
der beruflichen Oberstufe und die Entwicklung zu regio- 
nalen Berufsbildungszentren/Kompetenzzentren. 

Im beruflichen Bereich wird ein aus den ESF gefördertes 
dreijähriges Projekt: „Bleib dran“ durchgeführt, ln Ko- 
operation mit dem Handwerk sollen durch Lemartkoope- 
ration und eine Clearingstelle Konflikte frühzeitig er- 
kannt und gelöst werden, um so die Zahl der 
Ausbildungsabbrüche zu vermindern. 

Hamburg fordert den Zugang Erwachsener zum lebens- 
langen Lernen mit dem „E-Leaming-Portal“ [HELP]. 
[HELP] wird von Weiterbildung Hamburg e. V. angebo- 
ten, einem von der Freien und Hansestadt Hamburg 
finanziell geförderten Zusammenschluss von 200 Ham- 
burger Bildungseinrichtungen. Das Projekt wird seit März 
2001 mit einer dreijährigen Laufzeit durch den ESF und 
dem Hamburger Senat gefördert. [HELP] soll Instru- 
mente zur Förderung des lebensbegleitenden, selbst orga- 
nisierten Lernens unter Einsatz neuer Lemtechnologien 
entwickeln, die Medienkompetenz fördern, den Wis- 
senstransfer optimieren und innovative Schnittstellen 
zwischen den Bildungsnachfragem, -anbietem, -experten 
und der Wirtschaft schaffen. 

Das niedersächsische Präventions- und Integrationspro- 
gramm für Schulen in sozialen Brennpunkten (2001 bis 
2006, Finanzvolumen: 15,9 Mio. € einschließlich ESF- 
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Förderung) will Sehulversagen und Absentismus entge- 
genwirken, die Ausbildungs- und Besehäftigungsfähig- 
keit der Jugendlichen sowie die Integration von Kindern 
und Jugendliehen mit Migrationshintergrund fördern. Im 
Rahmen des Programms „Stärkung der Hauptschule im 
Rahmen der Umsetzung regionaler Konzepte“ werden im 
Zeitraum 2001 bis 2003 sozialpädagogisehe Maßnahmen 
an 191 Hauptsehulen (ea. 40%) gefördert (Fördervolu- 
men: 13 Mio. €), mit deren Hilfe die lemschwächeren und 
wenig leistungsmotivierten Schülerinnen und Schüler ge- 
zielt auf den Übergang Schule - Beruf vorbereitet werden 
sollen. 

Die Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein führen ein vom Bund 
und aus Mitteln des ESF geförderten Verbundprojekt 
„Flexibilisierung der Übergangsphase und Berufswahl- 
pass“ durch, in dem die Rahmenbedingungen für einen er- 
folgreiehen Übergang besonders von benachteiligten und 
lemsehwaehen Sehülerinnen und Schülern in die Berufs- 
und Arbeitswelt geprüft und weiterentwickelt werden 
(siehe aueh Leitlinie 4). 

Nordrhein- Westfalen hat bereits seit 1995 umfassende 
Maßnahmen zur Entwicklung und Sicherung der Qualität 
sehulischer Arbeit sowohl in den allgemein bildenden wie 
in der berufbildenden Schulen eingeleitet. Dieses Maß- 
nahmenbündel umfasst Maßnahmen für Verbesserungen 
der Rahmenbedingungen wie der Lehrerversorgung und 
der Vorgaben für die sehulische Arbeit sowie die Ein- 
führung von Instrumenten sehulischer Qualitätssicherung 
(z. B. Schulprogramm, Evaluation, Parallelarbeiten) so- 
wie eine ergänzende externe Qualitätssieherung vor allem 
durch die Sehulaufsicht. In diesem Rahmen werden auch 
die Richtlinien und Lehrpläne den aktuellen Erfordernis- 
sen angepasst. Ein erheblieher Teil der Maßnahmen rich- 
tet sich gezielt auf die Sicherung der Ausbildungsreife 
z. B. durch besondere Förderprogramme für Schülerinnen 
und Schüler mit Leistungssehwäehen. 

Rheinland-Pfalz plant die Einrichtung von drei Interna- 
tionalen Schulen mit dem gleichberechtigten Schwer- 
punkt „Hoehbegabtenförderung“ an den Hochsehulstand- 
orten Mainz, Trier und Kaiserslautem. Die bestehenden 
Mögliehkeiten zur Verkürzung der Schulzeit bis zum Abi- 
tur für besonders begabte und motivierte Schülerinnen 
und Sehüler im Rahmen des Modells BEGYS (Begabten- 
fördemng am Gymnasium mit Verkürzung der Sehulzeit) 
werden fortgeführt. Zudem ist geplant, dem Aspekt der 
Hoehbegabtenförderang auch im Bereich der Lehrerfort- 
und -Weiterbildung und im Hinblick auf die Beratungs- 
tätigkeit des schulpsychologischen Dienstes größeres Ge- 
wicht beizumessen. 

Rheinland-Pfalz beteiligt sieh mit 12 Sehulen aller wei- 
terführenden Schularten an dem BLK-Programm SINUS 
(Steigemng der Effizienz des mathematisch-naturwissen- 
sehaftlichen Unterriehts). Die Ergebnisse dieses Pro- 
gramms sollen u. a. in die Überarbeitung der Lehrpläne 
der Fächer Mathematik, Physik, Chemie und Biologie für 
die Sekundarstufe I fließen. 


Neben anderen Maßnahmen zur Verbessemng der Qua- 
lität der Bildungs- und Ausbildungssysteme kommt der 
Lehrerfort- und -Weiterbildung als dritter Phase der 
Lehrerbildung eine zunehmende Bedeutung zu. Die Leh- 
rerfortbildung in Rheinland-Pfalz ist plural organisiert, 
d. h. staatliche und nieht staatliehe Anbieter entwickeln in 
finchtbarer Konkurrenz untereinander ein breites Fortbil- 
dungsangebot für die Lehrkräfte. 

Mit Blick auf die zunehmende Stärkung der Eigenverant- 
wortlichkeit von Sehulen wird bei den staatliehen Institu- 
ten das projektförmige und nachfrageorientierte Arbeiten 
zunehmend verstärkt, da individuell Fragestellungen und 
Probleme der Schulen vor Ort auch individueller Fortbil- 
dung und Beratung bedürfen. 

Das Land wendet für die staatliehen Serviceeinriehtungen 
sowie zur Teilfinanzierung der beiden kirchliehen Lehrer- 
fortbildungsinstitute in Rheinland-Pfalz im Jahr 2002 ins- 
gesamt knapp 15 Mio. €. 

Zur Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation hat das 
Saarland 100 zusätzliehe Lehrkräfte zum Sehuljahr 2000/ 
2001 eingestellt. Neben dem seit jeher bestehenden Zen- 
tralabitur sind mit dem Schuljahr 2001/2002 auch für 
den Erwerb des mittleren Bildungsabschlusses und des 
Hauptsehulabsehlusses landeszentrale Abschlussprüfun- 
gen eingeführt worden. 

Betriebspraktika sind obligatoriseh für Sehülerinnen und 
Sehüler der Erweiterten Realschulen und Gesamtschulen 
im Saarland; an 70 % der Gymnasien werden sie auf frei- 
willige Basis durchgeführt. Darüber hinaus läuft an einem 
knappen Drittel der Erweiterten Realsehulen ein Sehul- 
versuch mit wöchentlichen Praxistagen: Sehülerinnen 
und Schüler der Klassenstufe 9 oder 8 verbringen über 
viele Wochen jeweils einen ganzen Arbeitstag in einem 
Praktikumsbetrieb. In mehrwöehigen Phasen zu Beginn 
und Ende des Sehuljahres wird in der Schule diese Praxis- 
erfahrung vor- bzw. nachbereitet. Die Stundentafel wird 
entsprechend angepasst. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 5 

In Deutschland sind alle Schulen am Netz. Die Etablie- 
rung des IKT-Bereichs als Unterrichtsgegenstand und als 
Werkzeug maeht gute Fortsehritte, ebenso die Einbindung 
der Schulen in spezielle von den Ländern entwickelte vir- 
tuelle Bildungsnetze, die in und außerhalb der Schule ge- 
nutzt werden können. Jetzt bereits werden deutliehe 
Veränderungen im traditionellen Rollenverhältnis Lehrer- 
Sehüler sichtbar: Im Problembereich „Support“ nehmen 
z. B. außer dem Faehpersonal der Computerfirmen neben 
Lehrern aueh immer häufiger Schüler an der technisehen 
Betreuung der Ausstattung teil oder werden selbst zu 
„Lehrern“. 

Insgesamt riehten sieh die stark intensivierten Maßnah- 
men der Länder auf vier Bereiche: 

- Weitere Verbesserung (quantitativ und qualitativ) der 
Infrastruktur und Ausstattung (z. B. hoehwertige und 
kostengünstige Anbindung an das Internet, mobile 
Computer in den Klassen, Netzansehluss der Lehrer- 
zimmer); 
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- Grundqualifikation und Fortbildung der Lehrerinnen 
und Lehrer. Eine sehr hohe Zahl von Lehrerinnen und 
Lehrer hat bereits durch Fortbildungsangebote eine 
Grundqualifikation erhalten - z. B. durch spezielle 
Fortbildungsprogramme der Länder, zum großen Teil 
auch wesentlich mitgetragen durch Firmen. IKT/Me- 
dienausbildung wird Pflicht in der Lehrerausbildung. 

- Lernsoftware-Entwicklung; 

- Lehrplananpassung für die Lehrpläne aller Fächer und 
Bildungsbereiche und Entwicklung spezieller über- 
greifender IKT/Medienkompetenz-Lehrpläne. 

Die Kosten für die laufenden Programme und Maßnah- 
men liegen bei den Flächenländem mitunter im dreistelli- 
gen Mio.-€-Bereich, bei den Stadtstaaten und kleineren 
Ländern im zweistelligen Mio.-€-Bereich. 

Die Medienoffensive in Baden- Württemberg wird im Ja- 
nuar 2002 fortgesetzt. Ziel ist die fächerintegrative Ein- 
beziehung der neuen Medien in allen weiterführenden 
Schulen. Für die landesseitig notwendigen Maßnahmen 
hat die Landesregierung zugestimmt, zunächst rund 
29 Mio. € zur Finanzierung des Projekts Medienoffensive 
Schule 11 mit folgenden Projektbereichen zur Verfügung 
zu stellen: Bereitstellung schulgeeigneter multimedialer 
Inhalte und multimedialer Lernsoftware, innovative schu- 
lische Projekte, Entwicklung weiterer medienpädagogi- 
scher Inhalte und Konzeptionen (Medienkompetenz und 
Medienbildung in Schulen), Etablierung flankierender 
Unterstützungssysteme (Supportkonzepte für Nefze und 
Multimedia an Schulen), Multimedia an Grundschulen 
und Neue Technologien in der pädagogischen Förderung 
Behinderter. 

Weitere 5 Mio. € investiert Baden- Württemberg in ein 
neues „Förderprogramm zur Jugendmedienarbeit“, um 
die junge Generation schulisch und außerschulisch recht- 
zeitig auf eine Gesellschaft vorzubereiten, die immer stär- 
ker von Informations- und Kommunikationstechnologien 
geprägt ist. 

Auf lokaler Ebene sollen in Zusammenarbeit von Land, 
Kommunen und Medien- und Filmgesellschaft Baden- 
Württemberg zusätzlich zu dem unter Leitlinie 3 genann- 
ten Projekt „Start und Klick“ die Internet- Aktivitäten 
durch das Projekt „Internet für alle“ am Wohnorf gestärkt 
und verbessert werden, um den Bürgerinnen und Bürgern 
der entsprechenden Gemeinden den Nutzen sinnvoller In- 
temetangebote aufzuzeigen. 

ln Bayern läuft im Bereich der Hochschulen und Fach- 
hochschulen das Projekt „NELLl“ (Netzgestützter Lehr- 
verband zur Lehrerausbildung in Informatik) der Univer- 
sitäten Erlangen-Nürnberg, München, Passau und der TU 
München, die gemeinsam mit Praktikern aus Schulen ein 
speziell auf die Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften 
zugeschnittenes Angebot an intemetbasiertem Studien- 
material zur Informatik entwickelt haben Die Kurse kom- 
binieren betreutes Fernstudium über das Internet mit 
Präsenzveranstaltungen an einer Universität. Die ent- 
wickelten Kursmodule werden in der derzeit laufenden 
Pilotphase des Projekts in der Praxis erprobt. Die Virtu- 


elle Hochschule Bayern (vhb) hat eine umfassende Di- 
versifizierung ihres Angebots in den Bereichen Lehrerbil- 
dung und Weiterbildung vorgesehen. 

Innerhalb von so genannten Medienoffensiven des Lan- 
des Brandenburg, werden flächendeckend alle Schulen 
sachgerecht mit neuen Medien ausgestattet und für eine 
entsprechende Qualifizierung der Lehrkräfte gesorgt. Ziel 
ist die Herausbildung von Medienkompetenz bei allen 
Schülerinnen und Schülern. Die Konzepte basieren auf ei- 
ner engen Abstimmung und Verzahnung von Ausstattung, 
Fortbildung, Rahmenlehrplanentwicklung und Bildungs- 
servem. 

Weiterer Schwerpunkt ist die Lehrerbildung im IT-Be- 
reich. Es werden folgende Sondermaßnahmen durchge- 
führt: Sicherung von Grundlagen in der Medienkompe- 
tenz für etwa ein Drittel der Lehrkräfte, pädagogische und 
facherbezogene Vertiefung der Medienkompetenz, Quali- 
fizierung von IT-Beauftragten in Schulen, Qualifizierung 
der Ausbilderinnen und Ausbilder und Referendarinnen 
und Referendare. 

Im Rahmen der Medienoffensive des Landes Bran- 
denburg (2000 bis 2005), „medien.an.unsere. schulen“ 
(m.a.u.s.) werden mehr als die Hälfte der Brandenburger 
Lehrkräfte (also ca. 1 3 000 Lehrkräfte) schwerpunkt- 
mäßig zur Nutzung neuer Medien im Fachunterricht fort- 
gebildet. Die Fortbildung besteht aus verschiedenen Be- 
standteilen, die in modularer Form die Bedarfe von der 
technisch orientierten Grundlagenfortbildung, über die 
fachdidaktisch orientierte Grundlagenfortbildung bis hin 
zu medienbezogenen Spezialthemen wie Sonderschul- 
pädagogik, Fremdsprachenfrühbeginn oder pädagogische 
Netzwerkbetreuung abdeckt. Den inhaltlichen Kern bildet 
die fachdidaktisch orientierte Grundlagenfortbildung. Die 
Fortbildungen werden im Basisbereich von Volkshoch- 
schulen und Bildungsträgem und im fachdidaktischen 
Bereich von speziell geschulten Multiplikatoren (Lehr- 
kräften) durchgeführt. Zusätzlich haben viele Schulen be- 
gonnen, ganze Kollegien schulintem fortzubilden. Im Be- 
reich der Fortbildung von Lehrkräften an berafsbildenden 
Schulen werden zusätzlich Mittel des ESF eingesetzt. 

Bremen hat einen mediendidaktischen Lehrplan für die 
Sekundarstufe 1 entworfen. Im Bereich Lehrerfortbildung 
hat Bremen die Firma INTEL zur Konzipiemng (und zum 
Sponsoring) des Programms „INTEL-Lehren für die Zu- 
kunft mit Lehrerfortbildung“ gewonnen (inzwischen neh- 
men alle Länder daran teil) und bildet im Rahmen dieses 
Programms 3 000 Lehrerinnen und Lehrer für den IKT- 
Bereich fort. Neben der Neuausstattung der Bremer Schu- 
len mit Computern und Software im Jahr 2001 bietet Bre- 
men eine Sommer-Universität für Lehrer an sowie 
universitäre Fortbildungsmöglichkeiten. Die Bremer Ak- 
tivitäten sind größtenteils im Landesprogramm „Lernen 
mit neuen Medien und Informationstechnologien“ gebün- 
delt, das seit dem Jahr 2000 läuft und in der ersten Pro- 
jektphase mit über 10 Mio. € ausgestattet ist. Dazu 
gehören auch Unterstützungs-Teilprogramme (Tutoren 
und Schul-Support-System). Die Aufgaben des Landes- 
programms werden künftig durch eine gemeinnützige Ge- 
sellschaft in Kooperation mit der Bertelsmann-Stiftung 
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wahrgenommen, ln Zusammenarbeit mit der Bremer Uni- 
versität werden Computer-Arbeitsgemeinschaften für 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I gefordert 
(u. a. spezielle Kurse für Mädchen). 

Mit einem 1998 gestarteten Projekt verbessert Hamburg 
die luK- Ausstattung der allgemein bildenden Schulen, um 
damit die Bedingungen für einen zeitgemäßen, medien- 
unterstützten Unterricht zu schaffen. Insgesamt sind für 
das fünfjährige Projekt Investitionen in Höhe von rund 
16,4 Mio. € vorgesehen. Die umfassende und beschleu- 
nigte Ausstattung der allgemein bildenden Schulen mit 
neuen Medien erfordert eine intensive Beratung und Un- 
terstützung sowie eine vielfältige Aus- und Fortbildung 
der Lehrerinnen und Lehrer. Hierfür werden zusätzlich 
weitere rund 20,5 Mio. € investiert. Im Bereich der Fort- 
bildung ist ein umfangreiches Fortbildungskonzept 
„Neues Lernen mit Medien“ entwickelt worden, um 
Grundlagenqualifizierung sowie Intemetnutzung anzu- 
bieten und die Lehrerinnen und Lehrer für den Einsatz von 
neuen Medien im fachbezogenen, fächerübergreifenden 
und schulformspezifischen Unterricht zu qualifizieren. 

Um den Prozess des „Neuen Lernens mit Medien“ in der 
zweiten Phase der Lehrerausbildung verstärkt zu fordern, 
sind mit dem Schuljahr 2001/2002 alle neu eingestellten 
453 Referendarinnen und Referendare am Staatlichen 
Studienseminar für die Lehrämter an Hamburger Schulen 
mit einem persönlichen Laptop als Hilfsmittel zum Er- 
werb von Medienkompetenz und als Multimedia- Werk- 
zeug ausgestattet worden. 

Hessen will mit der Medieninitiative „Schule@Zukunft“ 
die schulische IT-Infrastruktur entscheidend verbessern 
und die Medienbildung einen großen Schritt voranbrin- 
gen. Die Landesregierung stellt für diese Initiative von 
2001 bis 2003 jährlich jeweils 50 Mio. € zur Verfügung. 
Es besteht die Option für eine Verlängerung für die Jahre 
2004 und 2005 mit weiteren 10 Mio. €. Die Schulträger 
beteiligen sich an diesem Programm in mindestens glei- 
cher Höhe. Auch die Wirtschaft hat eine angemessene Be- 
teiligung an der Initiative zugesichert. 

Niedersachsen investiert 2001 bis 2003 ca. 37 Mio. € in 
die Förderung und Nutzung von Multimedia und Internet 
in Schulen und anderen Bildungseinrichtungen; hinzu 
kommen erhebliche Mittel durch die Beteiligung von 
Kommunen, Unternehmen und anderen gesellschaftli- 
chen Gruppen („Public-Private-Partnership“). Das Ak- 
tionsprogramm „n-21: Schulen in Niedersachsen online“ 
umfast aufeinander abgestimmte Aktionen zur Entwick- 
lung didaktischer Konzepte und multimedialer Lemum- 
gebungen, zur Aus- und Fortbildung von Lehrkräften, zur 
Ausstattung von Schulen und Systembetreuung, zur In- 
tensivierung der Ausbildung im IT- und Medienbereich 
sowie zur Öffnung des Zugangs zum Internet und Multi- 
media für breite Bevölkerungsgruppen. In diesem Rah- 
men werden 12 000 Lehrkräfte sowie Multiplikatoren für 
die regionale Fortbildung fortgebildet. Einbezogen wer- 
den u. a. alle zukünftigen Lehrkräfte, die sich zurzeit in 
der zweiten Ausbildungsphase in Studienseminaren be- 
finden. Außerdem werden über einen so genannten Fort- 
bildungsmarkt externe Angebote genutzt. Diese Maßnah- 


men werden flankiert durch die Ergänzung der Curricula 
für die Lehrerausbildung und die Entwicklung fachdidak- 
tischer und anwendungsbezogener Konzepte für den Ein- 
satz der neuen Technologien im Unterricht. 

Gemeinsam mit den Kommunen hat das Land Nordrhein- 
Westfalen im Rahmen der „e-nitiative.nrw“ das Ziel for- 
muliert, bis 2004 das Lernen mit Internet und Multimedia 
zum Schulalltag zu machen. Nordrhein- Westfalen kann 
bereits auf zwei erfolgreiche Projektjahre zurückblicken: 
Schon seit einem Jahr sind alle Schulen am Netz, die Aus- 
stattung in den Klassenräumen macht Fortschritte, fast 
allen Lehrerinnen und Lehrern wurde eine Grundqualifi- 
kation vermittelt. Die „e-nitiative.nrw“ kommt in den 
Klassenräumen an und leistet ihren Beitrag zur Qualität 
des Lernens. Die „e-nitiative.nrw“ wird in diesem Jahr 
unter dem Jahresmotto „Selbstständiges Lernen macht 
Schule“ weiter geführt. Dahinter steht eine Schwerpunkt- 
setzung dieses Großvorhabens, die sich vor allem auf den 
Unterricht selber und dort sowohl auf das Selbstlemen der 
Schülerinnen und Schüler als auch auf die gezielte Unter- 
stützung der Lehrerinnen und Lehrer konzentriert. 

Während der Laufzeit der „e-nitiative.nrw“ (2000 bis 
2004), für Ausstattungsbeiträge an die Kommunen sowie 
für Lehrerfortbildungsmaßnahmen entstehen Gesamtkos- 
ten in Höhe von mehr als 210 Mio. €. 

Rheinland-Pfalz wird in einem drei Jahre dauernden Pro- 
jekt (2001 bis 2003) über 13 000 Lehrkräfte fortbilden. 

In Sachsen-Anhalt laufen für die Lehrerschaft landesweit 
Kurse zur Einführung in die Arbeit mit dem PC und dem 
Internet im Unterricht. Im Rahmen der Bildungsinitiative 
„Networking“ werden geeignete Lehrkräfte und auch 
Schülerinnen und Schüler zu technischen Netzwerk- 
assistenten (TNA) qualifiziert. Die Ausbildung schließt 
mit einem von der UNESCO anerkannten Zertifikat ab. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zu 
Leitlinie 6 

In den Ländern bestehen vielfach Regelungen, die für den 
Bereich der obligatorischen Berufspraktika in der Se- 
kundarstufe I Auslandspraktika ausdrücklich empfehlen. 

Der Fremdsprachenunterricht in der Grundschule sowie 
das Angebot, in der Berufsschule Englisch als Fachspra- 
che zu lernen, schafft weitere Kommunikationsvorausset- 
zungen für Auslandsaufenhalte. 

In einigen Ländern wird im Zuge der Neuordnung der 
Lehrerausbildung in den philologischen Fächern ein Stu- 
dienaufenthalt im Ausland verpflichtend gemacht. 

Die Förderung von Partnerschaften mit ausländischen 
Schulen sowie die Förderung der Mobilität im Bereich der 
Schulen und der Hochschulen wird durch die EU-Bil- 
dungsprogramme SOKRATES und LEONARDO we- 
sentlich unterstützt. Die Zahl der Partnerschaften im 
Schulbereich beträgt insgesamt ein vielfaches der EU- 
programmgestützten Aktivitäten. 

In Ländern, die an das Ausland grenzen, gibt zudem be- 
sondere Abkommen mit den Nachbarländern, die in der 
Regel eine Vielfalt von Mobilitätsmaßnahmen enthalten. 
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Zur Förderung der Mehrsprachigkeit führt Baden-Würt- 
temberg ab Schuljahr 2003/2004 an den 2 500 Grund- 
schulen des Landes flächendeckend Fremdsprachenunter- 
richt in Englisch oder Französisch ab Klasse 1 ein. Ab 
Schuljahr 2001/02 ist eine Pilotphase vorgeschaltet, an 
der rund 400 Grundschulen teilnehmen. Die Fremd- 
sprachenkonzeptionen der weiterführenden Schularten 
Flauptschule, Realschule und Gymnasium werden darauf 
abgestimmt. Niedersachsen führt bis zum Jahr 2004 
frühes Fremdsprachenlemen an allen 1 870 Grundschulen 
des Landes ein. 

ln den Grenzgebieten zu Frankreich entlang des Ober- 
rheins erhalten Schülerinnen und Schüler der Haupt- 
schule bereits jetzt die Möglichkeit zusätzlich Sprach- 
kurse in Französisch zu belegen und an Berufspraktika in 
französischen Betrieben teilzunehmen. 

Baden-Württemberg führt für Jugendliche an beruflichen 
Schulen ein Projekt zur Stärkung der Mobilität auf dem eu- 
ropäischen Arbeitsmarkt durch. Die Schülerinnen und 
Schüler sollen bei Betriebspraktika im europäischen Aus- 
land in Zusammenarbeit mit ausländischen Partnerschulen 
und Unternehmen Arbeitsbedingungen und Arbeitsmarkt 
in den europäischen Nachbarstaaten kennen lernen. Ihre 
Bereitschaft, nach Abschluss ihrer Ausbildung eine Ar- 
beitsstelle im europäischen Ausland aufzunehmen, wird 
dadurch erhöht, ln den vergangenen zwei Jahren wurden 
auf diese Weise für ca. 400 Schülerinnen und Schüler Mo- 
bilitätsmaßnahmen im Umfang von ca. 250000 € gefor- 
dert. Die Maßnahmen werden je zur Hälfte vom Land Ba- 
den-Württemberg und aus Mitteln des ESF gefordert; die 
Maßnahmen werden in 2002 ausgeweitet. 

An bayerischen Hochschulen wird die studienbegleitende 
Fremdsprachenausbildung - insbesondere die fachfremd- 
sprachliche Ausbildung - verstärkt gefordert. Ein Teil der 
Maßnahmen, zusätzliche Studienangebote bzw. zusätz- 
liche Qualifizierungsmaßnahmen, wird auch aus ESF- 
Mitteln gefördert. 

Die Berliner Hochschulen bieten derzeit ca. 30 europäisch 
bzw. international ausgerichtete, zum Teil englischspra- 
chige Grund- und Aufbaustudiengänge an, deren Absol- 
ventinnen und Absolventen flexibel einsetzbar sind und 
europaweit gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben 
(Beispiele: European Master in Intercultural Education, 
Master of Arts in European Public Relations, Master of 
European Studies, Master of European Administrative 
Management, European Master of Business Administra- 
tion, Zusatzqualifikationen in Europarecht, europäischer 
Wirtschaft). 

ln Nordrhein- Westfalen wird die Möglichkeit, die obliga- 
torischen Schülerbetriebspraktika im Ausland zu absol- 
vieren, durch einen Erlass ausdrücklich unterstützt. Im 
Bereich der Lehrerausbildung sind Auslandsstudien bis 
zu einem Drittel des Gesamtstudienvolumens anerken- 
nungsfähig. Sie können sowohl auf das Fachstudium wie 
auf die erziehungswissenschaftlichen Studien (Schul- 
praktische Tätigkeit) angerechnet werden. Die Neufas- 
sung der Lehramtsprüfüngsordnung wird für Lehramtstu- 
dierende in den Fremdsprachen einen Auslandsaufenthalt 


im Land der Zielsprache obligatorisch machen. Auslands- 
aufenthalte und Schultätigkeit dort können auf die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes angerechnet werden. Im Rah- 
men eines Austauschprogramms mit den Niederlanden 
(Universität Essen und Münster mit den Pädagogischen 
Hochschulen Amsterdam und Zwolle) besteht die Mög- 
lichkeit für Studierende mit dem Fach Deutsch, durch eine 
Zusatzprüfung als Deutschlehrer in den Niederlanden 
tätig zu werden. Die Mobilität deutscher Lehrerinnen und 
Lehrer wird durch die Unterschiedlichkeit von Ausbil- 
dungs- und Schulsystem sowie die in Europa im Vergleich 
zu Deutschland niedrigere Besoldung stark einge- 
schränkt. Ein wichtiger Schritt ist die Anpassung der Stu- 
dien- und Abschlussstrukturen, die in der Vereinbarung 
von Bologna gefordert werden. Der zum Wintersemester 
2002/2003 geplante Modellversuch zu Bachelor-Master- 
strukturen in der Lehrerausbildung stellt dafür eine ent- 
scheidende Maßnahme dar. 

An beruflichen Gymnasien im Saarland und in der Aca- 
demic Nancy-Metz (kaufmännischer und technisch-ge- 
werblicher Bereich) sind beginnend mit dem Schuljahr 
2001/2002 zweisprachige Bildungsangebote eingerichtet 
worden. Die Absolventinnen und Absolventen erhalten 
neben dem nationalen Abschluss (Abitur bzw. Baccalau- 
reat) ein Zertifikat, das die Befreiung von der Sprachprü- 
fung bei Aufnahme eines Studiums ins Partnerland be- 
scheinigt. Das Bildungsangebot umfasst vier besondere 
Elemente: Unterrichtung der Partnersprache; Unterrich- 
tung mindestens eines allgemein bildenden Faches aus 
dem beruflichen Bereich in der Partnersprache; eine min- 
destens zweiwöchige Ausbildung im Land der Partner- 
sprache (Praktikum, Projekt oder Unterrichtsbesuch). 

Durch Komplementärfinanzierung der Thüringer Landes- 
regierung zu EU-Mobilitätsprogrammen wird die Mobi- 
lität der deutschen Studierenden im Ausland als auch der 
ausländischen Studierenden in Thüringen erhöht. Mobi- 
litätsfbrdemd wirken die fortschreitende europäische In- 
tegration und die Intensivierung der Zusammenarbeit mit 
weiteren Staaten sowie die Bemühungen um Transparenz 
der Qualifikationen und um eine stärkere Abstimmung 
von Ausbildungssystemen in Europa. Andererseits ist die 
Mobilität der Studierenden ein wichtiger Faktor für die 
europäische Integration. Die Thüringer Hochschulen 
verfügen über ein Thüringer LEONARDO-Büro als 
Dienstleisteneinrichtung für EU-Mobilität und Wirt- 
schaftskontakte. Mithilfe von EU-Fördermitteln und 
komplementären Fördergeldem der Landesregierung ver- 
mittelt das Büro Studierenden Praktika in EU-Firmen, 
aber auch EU-Studenten Praktika in Thüringer Unterneh- 
men. Der Start in LEONARDO 11 erfolgte 2000 für 
Thüringer Hochschulen durch einen Projektvertrag in 
Höhe von rund 0,2 Mio. € bis Mai 2002. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 7: 

Zur Integration behinderter Menschen in berufliche Aus- 
bildung und Tätigkeit werden von den Schulen vielfältige 
Maßnahmen mit dem Ziel ergriffen. Behinderte zu einer 
selbstständigen Lebensführung zu befähigen. 
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Dazu gehört eine an den individuellen Stärken orientierte 
Förderplanung und Unterrichtsarbeit, bei der die Ge- 
siehtspunkte der selbstständigen Lebensführung und der 
Selbst- und Sozialkompetenz besonders betont werden. 
Dazu gehört auch praktisches Lernen als Prinzip des Un- 
terrichts sowie als Inhalt in besonderen Unterrichtsberei- 
ehen. Zur Integration in den Ausbildungs- und Arbeits- 
markt tragen darüber hinaus früh einsetzende Prozesse für 
die berufliche Eingliederung der Jugendliehen im Zusam- 
menwirken der Schule mit der Berufsberatung für Behin- 
derte und den Eingliederungsdiensten der Sozialverwal- 
tung sowie der Ausbau und die Flexibilisierung von 
Praktika im Raum der Schule und in außerschulisehen 
Lemorten bei. Der Auf- und Ausbau lokaler Netzwerke 
zur Zusammenarbeit der Sehule, der Jugendlichen und ih- 
rer Eltern mit außersehulischen Partnern im Hinblick auf 
die Begleitung und Unterstützung des einzelnen Jugend- 
lichen fordert ebenfalls ganz wesentlich die Eingliede- 
rung Jugendlicher in Ausbildung und Beschäftigung und 
die dort zu leistenden weiteren Integrationsprozesse (vgl. 
auch Beitrag zu Leitlinie 1). 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 9: 

Selbst- und mitverantwortliche Teilhabe an einer sich 
wandelnden Arbeits- und Wirtschaftswelt ist wesentliehes 
Element aller Schulen; entsprechend werden zurzeit in 
vielen Ländern die Lehrpläne auf dieses Ziel hin überar- 
beitet. 

Ökonomische Bildung, die sich an alle Jugendlichen und 
Heranwachsenden riehtet, muss Orientierungswissen ver- 
mitteln und die Fähigkeit zu realistischer Selbsteinschät- 
zung im Hinblick auf Berufswahl und Lebensplanung er- 
mögliehen sowie gleichzeitig die Bereitsehaft erzeugen, 
die eigenen Fähigkeiten und Talente für sieh selbst und 
andere möglichst nutzbringend einzusetzen. 

Der Bericht der Kultusministerkonferenz vom 19. Okto- 
ber 2001 „Wirtschaftliche Bildung an allgemein bilden- 
den Sehulen“ bezeichnet ökonomisehe Bildung als un- 
verzichtbaren Bestandteil der Allgemeinbildung. 

Besonders prädestiniert zur Förderung der unterneh- 
merischen Selbstständigkeit sind Schülerfirmen, d. h. 
Übungsfirmen, die von der Zahl her in den letzten Jahren 
deutlich gewachsen sind. Eine größere Zahl von Junior- 
firmen, die eehte Produkte bzw. Dienstleistungen anbie- 
ten, sind an allgemein bildenden wie beruflichen Sehulen 
(aueh in Sonderschulen) anzutreffen. An vielen Schulen 
wurden Schülerfirmen eingerichtet, finden Projekttage, 
Projektwochen sowie Praxistage statt, an denen sieh der 
Unterrieht an den Anforderungen der Berufswelt orien- 
tiert. Darüber hinaus gibt es Betriebserkundungen/Kurz- 
zeit- und Langzeitpraktika, Kooperationsprojekte u. a. 
mit Berufssehulen und außersehulisehen Partnern (Uni- 
versitäten, Firmen, Naturschutzinstitutionen etc.) und 
vieles mehr. 

Zur Förderung des unternehmerischen Denkens und der 
Bereitsehaft zur Ausübung einer selbstständigen Er- 
werbstätigkeit gibt es an den Hochschulen eine Fülle von 


Aktivitäten, die teils von den Wissenschaftsministerien, 
teils von den Wirtschaftsministerien, häufig aber auch von 
den Hochschulen selbst initiiert und organisatoriseh und 
finanziell untersfützt werden. Die breite Palette dieser Ak- 
tivitäten reicht von Veranstaltungen im Rahmen des Stu- 
diums Generale über die Verankerung einsehlägiger In- 
halte in Studien- und Prüfungsordnungen, die Auflage 
von Förderprogrammen für „Junge Innovatoren“, die Ein- 
richtung von „Gründungsverbünden auf dem Campus“, 
die Etablierung von Toehtergesellsehaften der Hoehschu- 
len zur Unterstützung und Förderung von Existenzgrün- 
dem bis hin zu regionalen Zusammenschlüssen unter Be- 
teiligung der Hochschulen, der Kommunen und der 
Wirtschaft. 

Im Hochschulbereich nehmen zunehmend mehr „Grün- 
derlehrstühle“ die Arbeit auf. In nahezu allen Hochschu- 
len existiert daneben eine Vielzahl von gründungsrele- 
vanten Lehrangeboten und Beratungsleistungen. In vielen 
Ländern gibt es besondere Förderprogramme zur Bera- 
tung und finanziellen Unterstützung für Gründer aus dem 
Hochschulbereich. 

In der Realsehule in Baden-Württemberg fordert das 
verpfliehtende themenorientierte Projekt „Wirtschaften, 
Verwalten und Recht“ - z. B. über Juniorfirmen - unter- 
nehmerisches Denken und schließt für selbstsfändige Er- 
werbsarbeit auf. 

Der aktuelle Lehrplan für das Faeh Wirtsehaftkunde in der 
gewerblichen sowie der haus- und landwirtschaftlichen 
Berufssehule weist die Unterrichtseinheit „Simulation ei- 
ner Untemehmensgründung“ aus. Hierbei werden die 
Sehülerinnen und Schüler mit finanziellen und reeht- 
liehen Problemstellungen eines Unternehmens konfron- 
tiert und für eine unternehmerische Selbstständigkeit sen- 
sibilisiert. In der Fachschule für Technik und Fachschule 
für Gesfaltung weist der Lehrplan in wesentlich größerem 
Umfang die Unterriehtseinheit „Untemehmensgründung“ 
auf, die u. a. neben der Sensibilisierang aueh die Qualifi- 
ziemng der Faehschülerinnen und Faehschülem für eine 
untemehmerisehe Selbstsfändigkeif zum Ziel hat. In den 
Hauptsehulen Baden-Württembergs erhalten Schülerin- 
nen und Schüler im Rahmen des Bemfswahlunterrichts 
durch Gründung von so genannten „Klassen- oder Sehul- 
firmen“ die Mögliehkeit, Erfahmngen auf dem Gebiet der 
Produktplanung, -realisation und -Vermarktung. Auch im 
traditionellen Unterrieht wird dies in Form von Planspie- 
len realisiert. 

Besonders hervorzuheben ist die in den letzten Jahren 
erfolgte Einriehtung von Stiftungslehrstühlen für „Entre- 
preneurship“. Allein in Baden-Württemberg wurden sol- 
ehe Gründungslehrstühle an den Universitäten Hohen- 
heim, Karlsmhe und Mannheim etabliert. 

An den Hoehsehulen sollen sich Studierende, Wissen- 
sehaftlerinnen und Wissenschaftler aller Fachrichtungen 
mit den Mögliehkeiten der beraflichen Selbstständigkeit 
auseinander setzen. So hat sich z. B. das Aktionsprogramm 
für die Hochschulen HOCHSPRUNG - (Hoehsehul- 
programm für Unfemehmensgründung/Gründemetzwerk 
Bayern) zum Ziel gesefzt, den Gründergedanken an den 
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bayerischen Universitäten zu fördern. Zu diesem Zweck 
wurde ein Netz aus insgesamt 14 Gründerberatem gebil- 
det. Unter „www.hoch-spmng.de“ wurde darüber hinaus 
ein virtuelles Informationsnetz aufgebaut. Das Aktions- 
programm HOCHSPRUNG ist für den Zeitraum der Jahre 
2000 bis 2003 mit Mitteln in Höhe von insgesamt 
2,5 Mio. € ausgestattet. 

Aus Landesmitteln sowie aus Mitteln des ESF und des 
EFRE werden Career Services an Berliner Hochschulen 
finanziert, deren Aufgabe darin besteht, die Beschäf- 
tigungsfähigkeit von Hochschulabsolventinnen und 
-absolvent bedarfsgerecht zu verbessern und Existenz- 
gründungen aus den Hochschulen heraus anzuregen, vor- 
zubereiten und zu begleiten. Mittels geeigneter Weiterbil- 
dungsveranstaltungen und gezielter Beratung werden 
Studierende, Hochschullehrerinnen und -lehrer und wis- 
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter motiviert 
und befähigt, den Weg in die Selbstständigkeit zu gehen. 
Darüber hinaus wird Hilfestellung zur Entwicklung ge- 
eigneter Gründungskonzepte gegeben. Im Sinne einer 
integrierten Gründerfördemng werden an einigen Hoch- 
schulen Managementstellen für Existenzgründerinnen 
und -gründer aufgebaut. 

Bremen fördert ab 2002 mit dem ESF-unterstützten Pro- 
jekt „FUNESA“ (Fördemng der unternehmerischen 
Selbstständigkeit in der Erstausbildung) die Entwicklung 
von Qualifiziemngsmodulen und Kooperationen mit Un- 
ternehmen, Gewerkschaften, Kammern und Innungen. 

ln Hamburg ist das Thema „Schülerfirmen“ in den Lehr- 
plänen für die Haupt-, Real- und Gesamtschulen der Se- 
kundarstufe 1 zum Fach Arbeitslehre/Bemfsorientiemng 
enthalten. Schülerfirmen haben deshalb an Hamburger 
Schulen Tradition und werden in unterschiedlichen Orga- 
nisationsformen gegründet, ln der derzeitigen Überarbei- 
tung der Rahmenpläne werden wirtschaftliche Themen, 
damit auch die Förderung der unternehmerischen Selbst- 
ständigkeit, im Rahmen der bestehenden Fächer integriert 
und verstärkt. 

Durch das 2001 neu gegründete „Bildungszentrum 
Schule-Wirtschaft/ Arbeitsleben“ werden die Schülerin- 
nen und Schüler und die Lehrkräfte bei Untemeh- 
mensgründungen unterstützt, ln Zusammenarbeit mit 
Hamburger Unternehmen, der Handelskammer, der 
Handwerkskammer, Hamburger Behörden und der Ham- 
burger Initiative für Existenzgründungen und Innovatio- 
nen vermittelt das Bildungszentrum Referentinnen und 
Referenten für Gründungsfragen und unterstützt Schüler- 
untemehmen durch Vermittlung von Beratung und Förde- 
rung von Patenschaften mit Unternehmen. 

ln Niedersachsen wird von 2001 bis 2003 ein Projekt 
„Selbstständige Untemehmensführung“ durchgeführt. An 
zehn regionalen Standorten mit den lokalen Berufsbilden- 
den Schulen als Leitstelle sind zahlreiche Schulen der Re- 
gion sowie die Handwerkskammern als Partner beteiligt. 
Die besten Ergebnisse sollen prämiert werden. Die Fächer 
Gemeinschaftskunde und Wirtschaftslehre am Gymna- 
sium vermittelt den Schülerinnen und Schülern auf der 
Grundlage solider Kenntnisse Einsichten in politische. 


wirtschaftliche, gesellschaftliche und rechtliche Zusam- 
menhänge. Sie lernen die Voraussetzungen der sozialen 
Markwirtschaft kennen sowie die Bedeutung weltwirt- 
schaftlicher Verflechtungen und des Europäischen Bin- 
nenmarktes für die Volkswirtschaft. Sie befassen sich mit 
Zielen, Trägem und Instmmenten der Stabilisiemngs- 
oder der Stmkturpolitik. Dabei erkennen sie Reichweite 
und Grenzen der Umsetzung wirtschafts- und umweltpo- 
litischer Ziele in praktische Politik. 

ln Nordrhein- Westfalen ist ein Fächer- und schulform- 
übergreifender Lehrplan für ökonomische Bildung ge- 
plant. Neben den verpflichtenden Schülerpraktika, 
Betriebsbesichtigungen und Gastvorträgen von Wirt- 
schaftsexpertinnen und -experten im Unterricht gibt es 
zahlreiche Kooperationsprojekte zwischen Schulen und 
Wirtschaftsuntemehmen. 

Besonders erwähnenswert ist auch das Projekt „Go to 
school!“, das vom Institut der deutschen Wirtschaft in 
Köln durchgeführt und aus Mitteln des Landes und der 
EU finanziert wird. Das Projekt richtet sich an Schüle- 
rinnen und Schülern der allgemein bildenden und beruf- 
lichen Schulen und zeigt die Bedeutung unternehmeri- 
scher Selbstständigkeit auf. Das Informationsangebot 
umfasst Schülerinformationen an Multimedia-Terminals 
(Info-Bus), einen Medienkoffer für Lehrer mit Anregun- 
gen zur Unterrichtsbehandlung von Themen wie „Exis- 
tenzgründung“ oder „unternehmerischer Selbstständig- 
keit“ sowie Workshops und ein Infocenter, das Seminare 
anbietet und Referentinnen und Referenten vermittelt. 
Das Projekt, das bisher auf das Ruhrgebiet beschränkt ist, 
wird ab dem Schuljahr 2002/2003 auf das ganze Land 
ausgeweitet. 

Im Bereich der Hochschulen unterstützt das „Programm 
zur finanziellen Absicherung von Untemehmensgründun- 
gen aus Hochschulen“ (PFAU) seit 1996 Existenzgründe- 
rinnen und -gründer aus den Hochschulen jeweils zwei 
Jahre lang mit ca. 40 000 € und einem Beratungsscheck 
im Wert von 5 000 €. Bisher sind mehr als 130 Gründe- 
rinnen und Gründer gefördert worden mit einem Förder- 
volumen von jetzt 4,5 Mio. €. Von den Firmengründungen 
sind über 40 % überdurchschnittlich erfolgreich. 

ln Rheinland-Pfalz ist Ökonomische Bildung in die Lehr- 
pläne der Unterrichtsfächer integriert. Aktuell befasst sich 
eine Kommission mit der Erstellung von Richtlinien für 
Ökonomische Bildung, die Anregungen für eine ver- 
stärkte Beschäftigung mit wirtschaftlichen Themen im 
Unterricht geben sollen. 

Im Rahmen des rheinland-pfälzischen Aktionsprogramms 
„Schule und Wirtschaft“ und des Bund-Länder-Pro- 
gramms „Schule- Wirtschaft-Arbeitsleben“ werden inno- 
vative Projekte gefördert, die praxisnah Kenntnisse über 
wirtschaftliche Zusammenhänge vermitteln und auch 
„Entrepreneurship“ als Schlüsselqualifikation fördern. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 11: 

Die stärkere Einbindung aller Bereiche der Bildungssys- 
teme in regionale und lokale Netze ist insbesondere unter 
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dem Aspekt „lebenslanges Lernen“ und „Berufsqualifi- 
zierung“ ein zentrales Moment in der Reformpolitik der 
Länder. 

Zur Umsetzung für Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Beschäftigungspolitik, insbesondere im Rahmen der 
ESF-Intervention, sind in Baden-Württemberg ständige 
Arbeitskreise auf regionaler Ebene (43 Stadt- und Land- 
kreise) eingeriehtet unter notwendiger Beteiligung der 
Kommunen, des Arbeitsamtes, der Sozialpartner, der 
Kammern, der Frauenbeauftragten, der Wohlfahrtspflege, 
der Sehulen, der Weiterbildungsträger und der außersehu- 
lischen Jugendbildung sowie ggf. weiterer besehäfti- 
gungspolitischer Akteure. 

Aueh das Projekt Jugendberufshelfer (siehe Leitlinie 1) 
sowie der Aufbau von Jugendagenturen ist so konzipiert, 
dass jedes Einzelprojekt von einem Arbeitskreis begleitet 
wird. Die zentrale Aufgabe des Arbeitskreises ist es, alle 
bisherigen Maßnahmeträger, die sieh mit der Thematik 
sehulische und berufliehe Ausbildung leistungssehwäehe- 
rer junger Menschen befassen, zu vernetzen. In enger Zu- 
sammenarbeit sollen sie für die berufliehe Integration der 
Jugendlichen nach neuen Möglichkeiten suehen, die auf 
die regionalen Verhältnisse abgestimmt sind. Im Wesent- 
lichen kommt dem Arbeitskreis neben der Vernetzung die 
Aufgabe zu, sich um eine ausreichende Anzahl an Ausbil- 
dung-, aber auch Arbeits- und Qualifizierungsplätzen zu 
bemühen. Mitglieder des Arbeitskreises sind u. a. Vertre- 
terinnen und Vertreter der Schulen, der Stadt-ZLandkreise, 
der Arbeitsverwaltung, der Kammern, der freien Träger 
der Jugendhilfe. 

In Brandenburg wurde ein „Netzwerkes Zukunft. Schule“ 
als Vereinigung der Untemehmensverbände in Berlin und 
Brandenburg., der Industrie- und Handelskammern, der 
Handwerkskammern, des Landesarbeitsamtes Berlin- 
Brandenburg, des Deutsehen Gewerkschaftsbundes und 
der Hoehschulrektorenkonferenz des Landes Branden- 
burg gegründet. Anliegen des Netzwerks ist es. Schulen 
bei der Einbindung in die regionale Wirtschaftsstruktur zu 
beraten und zu begleiten und Ansprechpartner für Be- 
triebe und Hochsehuleinriehtung zu sein und ein breit ge- 
fächertes und differenziertes Angebot von Handlungsfel- 
dem in den Regionen zu entwiekeln. Damit wird eine 
nachhaltige Zusammenarbeit zwischen Schule, Wirt- 
schaft, Hochschule, Arbeitsamt und Sozialpartnern in 
Brandenburg festgesehrieben. 

In Niedersachsen soll mit dem Projekt „Region des 
Lernens - Berufsbildende Sehule“ als Leitstelle eines 
Qualifizierungsnetzwerkes (Laufzeit 2001 bis 2003, Lan- 
desforderung: 3,8 Mio. €) sollen vorhandene Bildungsan- 
gebote in der Region gebündelt und in einem Netzwerk, in 
dem Sehulen, Betriebe und weitere außerschulische Part- 
ner Zusammenarbeiten, verknüpft werden. Damit wird 
eine nachhaltige sehulisehe Qualitätsentwieklung ange- 
strebt, die lebenslanges Lernen fordert, die Weiterent- 
wicklungsmöglichkeiten für die spätere berufsfaehliche 
Ausbildung und die Arbeitsmarktchancen insbesondere 
der lemschwäeheren Sehülerinnen und Schüler stärkt. 

In Thüringen zielt das Projekt „GET UP“ (Generierung 
von technologieorientierten Untemehmensgründungen 


mit hohem Potenzial) auf die Steigerung von Neugrün- 
dungen dureh Verbesserung der regionalen Zusammenar- 
beit von Wissenschaft und Wirtschaft (Laufzeit: 1999 bis 
2005; Kosten: 8,7 Mio. Euro, davon Bund 70 %, Land 
30 %; Erfolg: bisher 92 Untemehmensgründungen mit 
386 Arbeitsplätzen). 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 17: 

In den allgemein bildenden Schulen der Länder gibt es 
zahlreiche Ansätze zur spezifisehen Fördemng von 
Mädehen und Jungen, z. B. naeh Geschleehtem getrenn- 
ter Unterrieht in den Naturwissensehaften, den Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologie und in Sprachen. 

Bei der Bemfsberatung an Schulen werden in den meisten 
Ländern Mädehen gezielt auf ihre Chancen in gewerb- 
lieh-technisehen Berafen hingewiesen. 

Die Bund-Länder- Vereinbamng zur Fördemng der Wei- 
terentwicklung von Hochschule und Wissensehaft enthält 
ein Fachprogramm Chancengleichheit, das bis zum Jahr 
2003 mit Mitteln in Höhe von ea. 30 Mio. € j ährlieh aus- 
gestattet ist (50 % Bund, 50 % Länder) und zur Realisie- 
rang der Chancengleichheit von Frauen in Forschung und 
Lehre dient. 75 % der Programm-Mittel werden für Maß- 
nahmen verwendet, die zur Habilitation oder Promotion 
von Frauen beitragen. 

Beispiele für spezielle Maßnahmen der Länder zn 
Leitlinie 18: 

Die Länder stehen vor einer raseh zunehmenden Nach- 
frage von allein erziehenden oder mit beiden Ehepartnern 
bemfstätigen Eltern naeh staatlieher Betreuung ihrer Kin- 
der. Im Schulbereich reagieren die Länder darauf mit drei 
Handlungs Schwerpunkten : 

- Verlässliche Vormittags schule im Rahmen fester 
Sehulzeiten (in der Regel von 8.00 bis 13.00 Uhr) 

- Nachmittagsbetreuung durch Schule, Horte, Jugend- 
einriehtungen u. a. (meist in Kooperationsverbünden). 
In vielen Ländern müssen Eltern einen geringfügigen 
finanziellen Beitrag zu den Kosten der Naehmittags- 
betreuung leisten. 

- Ganztagssehulen. Das Angebot an Ganztagsschulen 
ist naeh Ländern sehr unterschiedlieh; der Ausbau des 
Ganztagssehulangebots erfordert von Ländern mit 
wenigen Ganztagsschulen erhebliche finanzielle An- 
strengungen. 

Insgesamt ist der finanzielle Aufwand für die Betreuung 
von Sehülerinnen und Sehülem in den Ländern erheblieh 
gestiegen und wird voraussichtlich auch weiter steigen. 
Angestrebt wird einerseits eine Ausweitung des Angebots 
bis zur Flächendeckung, andererseits aber auch eine qua- 
litative Verbessemng, die weit über reine Betreuung hin- 
ausgeht. 

Baden-Württemberg hat im Jahr 2001 die Betreuungsan- 
gebote für Schülerinnen und Schüler an der Grandschule 
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sowie der Grundstufe der Sonderschulen mit 1 1 ,5 Mio. € 
bezuschusst. 

Im Land Brandenburg erfolgt die Betreuung von Kindern 
nach der Schule in Horten. Kinder der 1 . bis 4. Klassen ha- 
ben einen Rechtsanspruch auf eine Hortbetreuung. Kinder 
der 5. und 6. Klassen haben einen Rechtsanspruch, wenn 
ihre familiäre Situation die Betreuung erforderlich macht. 

Brandenburg hat zudem im Primarbereich ein bedarfs- 
deckendes Angebot an Hortbetreuung. Es werden über 
40 % aller Kinder bis zum Ende der sechsten Schuljahr- 
gangsstufe in Horten erzogen, gebildet, betreut und ver- 
sorgt. Es ist aufgrund der gesetzlichen Regelungen im 
Kita-Gesetz davon auszugehen, dass auch alle Kinder, de- 
ren familiäre Situation Tagesbetreuung erforderlich 
macht, tatsächlich diese Möglichkeit in Anspruch nehmen 
können. Die Kinder werden durch ausgebildete Erziehe- 
rinnen und Erzieher betreut. Der Hort schließt z. B. Haus- 
aufgabenbetreuung, Freizeit- und Sportangebote mit ein. 

Alle Grundschulen in Bremen sind seit dem Schuljahr 
2000/2001 verlässliche Grundschulen; d. h. alle Kinder 
erhalten nach entsprechender Anmeldung in der Zeit von 
8.00 bis 13.00 Uhr in der Schule Unterricht und Betreu- 
ung. Dieses Angebot wird zurzeit in der Stadtgemeinde 
Bremen von ca. 72 % und in der Gemeinde Bremerhaven 
von ca. 35 % aller Kinder in Anspruch genommen. 

Darüber hinaus sind 15 % aller Grundschulen Betreu- 
ungsschulen und bieten in diesem Rahmen eine Betreu- 
ung am Nachmittag bis ca. 16.00 Uhr für Kinder an, die 
keinen Hortplatz haben. Dieses Angebot wird von ca. 
20 % der Kinder der jeweiligen Schulen wahrgenommen. 
Es gibt im Primärbereich in Bremen eine Ganztagsschule, 
ln Bremen bestehen zurzeit drei Ganztagsschulen in ge- 
bundener Form. Darüber hinaus bestehen an 19 % der 
Schulzentren des Sekundarbereichs 1 (mit den Bildungs- 
gängen Hauptschule, Realschule und Gymnasium) seit ei- 
nigen Jahren Betreuungsangebote am Nachmittag. Sie 
umfassen sowohl Hausaufgabenhilfe und Arbeitsgruppen 
als auch Sport und Freizeitangebote. Es besteht die Mög- 
lichkeit zur Einnahme eines Mittagessens. 

Diese Nachmittagsangebote werden von freien Trägem 
gestaltet und in Bremen vom Senator für Bildung und 
Wissenschaft, in Bremerhaven in Kooperation mit dem 
Amt für Jugend und Familie finanziert. 

Ab Schuljahr 2002/2003 wird an sieben Schulzentren des 
Sekundarbereichs 1 ein Ganztagsangebot eingerichtet, 
welches Bestandteil des Schulkonzepts ist und in der Ver- 
antwortung der Schule liegt. Schwerpunkte sind Bemfs- 
orientiemng und die spezielle Förderang leistungsstarker 
und leistungsschwächerer Schülerinnen und Schüler. 

Mit dem Ziel, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 
verbessern bzw. zu gewährleisten, hat Hamburg in den 
vergangenen Jahrzehnten das Angebot an Ganztagsbe- 
treuung für Kinder und Jugendliche aller Altersgruppen 
Schritt für Schritt ausgeweitet. Alle Hamburger Grund- 
schulen sind Verlässliche Halbtagsgrandschulen mit einer 
garantierten Unterrichtszeit von 8 bis 13 Uhr. Darüber 
hinaus haben ein Drittel aller Grundschulen ein kosten- 


pflichtiges schulergänzendes Betreuungsangebot am 
Nachmittag für einen Teil ihrer Schülerschaft (Hort in der 
Schule, Pädagogischer Mittagstisch). An vielen Schulen 
des Sekundarbereichs 1 finden Nachmittagsangebote, 
auch in Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe, statt. Ham- 
burg hat sich vorgenommen, den Ausbau der Ganztags- 
schulen zu forcieren. Es sollen drei neue Ganztagsschulen 
pro Jahr dazukommen, was einer Verdreifachung der bis- 
herigen Ausbaurate entspricht. 

Von den 1 172 hessischen Grundschulen haben inzwi- 
schen 867 Schulen ein außerunterrichtliches Betreuungs- 
angebot. Ab 1 . Januar 2002 wird das Betreuungsangebot 
auf die Grundstufen der selbstständigen Schulen für Lern- 
hilfe und der Sprachheilschulen ausgeweitet. 

Niedersachsen macht im Zeitraum 200 bis 2004 alle 
1 870 Grundschulen sukzessive zu so genannten Verläss- 
lichen Grundschulen mit einem fünfstündigen Schulange- 
bot für alle und in den ersten beiden Schuljahren ein den 
Unterricht ergänzendes Betreuungsangebot; Letzteres 
wird mit ESF-Mitteln gefördert. Im Rahmen des nieder- 
sächsischen Präventionsprogramms (2001 bis 2006, För- 
dervolumen: 15,75 Mio. € einschließlich ESF-Mittel) 
wird der Unterricht an Schulen in sozialen Brennpunkten 
durch ein zusätzliches Angebot ergänzt, das die Betreu- 
ung am Nachmittag mit pädagogischen Zielsetzungen für 
benachteiligte Schülerinnen und Schüler, insbesondere 
solche mit Migrationshintergrand, verbindet. Niedersach- 
sen verdoppelt im Zeitraum 2002 bis 2006 die Zahl der 
Ganztagsschulen von derzeit 130 auf 270 Standorte 
(„Ganztagszentren“ für mehrere Schulformen des Se- 
kundarbereichs 1 ) auf der Grundlage einer Bedarfserhe- 
bung (Finanzvolumen: 70 Mio. €). 

Nordrhein- Westfalen hat seine Gesamtaufwendungen für 
Ganzfagsangebote und Betreuung von 276 Mio. Euro im 
Jahr 2001 auf ca. 300 Mio. Euro im Jahr 2002 gesteigert. 
Im Rahmen eines bis zum Jahr 2005 reichenden Konzepts 
sollen zu den bereits bestehenden ca. 450000 Schüler- 
plätzen über 200 000 neue Plätze geschaffen werden. 

Bereits seit dem Schuljahr 1998/1999 hat Rheinland- 
Pfalz für alle Grundschulen die volle Halbtagsschule ein- 
geführt. Diese umfasst Unterricht für die Erst- und Zweit- 
klässler in der Regel von 8 bis 12 Uhr, für die Dritt- und 
Viertklässler von 8 bis 13 Uhr. Diese Zeiten sind für die 
Elfem auch im Vertretungsfalle verlässlich. 

Ergänzend zu diesen Unterrichtszeiten gibt es die „Be- 
treuende Grundschule“ vor und nach dem Unterricht je 
nach dem örtlichen Bedarf mit Honorarkräften. Derzeit 
gibt es 822 Betreuungsgrappen an 609 Grundschulen 
(62 %). Die Finanzierung erfolgt durch die Träger, durch 
geringe Eltembeiträge und pauschalierte Zuschüsse des 
Landes. Ab 2002 führt Rheinland-Pfalz ein umfangrei- 
ches Programm zum Ausbau der Ganztagsschulen durch 
und wendet dafür 120 Mio. DM jährlich in der Endaus- 
baustufe (Primarbereich) und Hauptschulen (Sekundarbe- 
reich 1) entstehen. Das Konzept besteht aus Unterricht und 
ergänzenden Veranstaltungen, die vom Personal der 
Schule gestaltet werden. Integriert sind aber auch ver- 
stärkt Angebote von außerschulischen Partnern, z. B. Ver- 
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bänden, Vereinen, aber auch Betrieben aus Handwerk und 
Industrie im regionalen Umfeld. 

Rheinland-Pfalz wird im Zeitraum 2002 bis 2005 ca. 
300 Schulen, überwiegend Grundschulen und Hauptschu- 
len, zu Ganztagsschulen ausbauen (Finanzvolumen: ca. 
61 Mio. €). Die Nachmittagsbetreuung wird weitgehend 
von Lehrkräften übernommen, damit eine optimale För- 
derung der Schülerinnen und Schüler gewährleistet ist. 

Zum 1. Januar 2000 wurde die Förderung der Gleichbe- 
rechtigung von Frauen und Männern als gesetzliche Auf- 
gabe der Hochschulen formuliert. Außerdem wird Studie- 
renden mit Kindern die Vereinbarkeit von Studium und 
Familie erleichtert, indem die Hochschulen gesetzlich 
verpflichtet werden, in den Prüfungsordnungen Regelun- 
gen zur Berücksichtigung von Schutzfristen nach dem 
Mutterschutzgesetz zu treffen und Studierende mit einem 
Kind unter drei Jahren zur Überschreitung der vorgesehe- 


nen Prüfungsfristen grundsätzlich berechtigt sind. Im 
Übrigen wurde die Stellung der Frauenbeauftragten we- 
sentlich gestärkt. 

Der Thüringer Landeshochschulplan stellt fest: Für die 
berufliche Karriereplanung von Frauen ist ein frauen- und 
familienfreundliches Klima in den Hochschulen wichtige 
Voraussetzung. Dazu gehört auch die Vereinbarkeit von 
Studium und Kleinkinderbetreuung. Die Studentenwerke 
Erfurt-Ilmenau und Jena- Weimar leisten hierzu insbeson- 
dere durch die Betreibung von Kindereinrichtungen einen 
wichtigen Beitrag. Die Studienorganisationen in den 
Hochschulen sind bemüht, den Besuch von Pflichtlehr- 
veranstaltungen innerhalb der Kemzeiten, in denen Kin- 
dertagesstätten geöffnet sind, zu ermöglichen. Die 
Thüringer Hochschulen bemühen sich, das Lehrangebot 
für studierende Väter und Mütter zeitlich flexibler zu ge- 
stalten. 



3. Übersicht über die Bündnisse für Arbeit oder vergleichbare Institutionen auf Landesebene 


Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse hzw. Ergebnisse (Jahr) 

B aden- W ürttemberg 

Bündnis für Bil- 
dung und Be- 
schäftigung 
(Mai 1999) 

- Landesregierung 

- Wirtschaft 

- Gewerkschaften (bis 
Januar 2000) 

- Landesarbeitsamt 

- Hochschulen 

- Kommunen 

Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Bildung Ausbildung, Technologie und Be- 
schäftigung zur Verstärkung der positiven 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 

60 Handlungsempfehlungen, wovon 31 umgesetzt sind und die restlichen 
auf den Weg gebracht wurden, z. B. (Stand Februar 2001) 

- Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Ausbildung (24) 

- Förderung von lebenslangen Lernen (10) 

- Erhöhung der Flexibilität des Arbeitsmarktes (4) 

- Innovative Wege zu mehr Beschäftigung (9) 

- Hilfen zur Schaffung von Arbeitsplätzen (13) 

Bayern 

Beschäftigungs- 
pakt Bayern 
(Juni 1996) 

- Organisationen der 
bayerischen Wirt- 
schaft 

- Gewerkschaften 

- Bayerische Staats- 
regierung 

- Stopp des Beschäftigungsabbaus 

- Senkung der Arbeitslosenzahl 

- Verbesserung des Ausbildungsangebots 

Arbeitsgruppen: 

- Ausbildungsstellensituation 

- Arbeitsmarktfonds 

- Fachkräftemangel, Weiterbildung und 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 

- Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

- Branchendialog. 

- Sozialverträgliche Ausgestaltung der EU- 
Osterweiterung. 

- Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter 

- Ausbildungsstellensituation: Maßnahmenkatalog „Ausbildungsinitiative 
Bayern“ (1997), „Ausbildungsinitiative 2006“ (Oktober 2000) zur Un- 
terstützung der Anstrengungen der Wirtschaft und weiteren Verbesse- 
rung der Ausbildungschancen der Jugend (27 Einzelmaßnahmen). 

- Arbeitsmarktfonds: Seit 1997 jährlich rund 10,2 Mio. Euro aus Privatisie- 
rungserlösen für Maßnahmen der Qualifizierung und Arbeitsförderung; 
bisher wurden in der Arbeitsgruppe einvemehmliche Auswahl von 
237 Projekten mit einem Mittelvolumen von rund 60 Mio. Euro; damit 
rund 16 500 Teilnehmer qualifiziert und rund 12 000 anderweitig betreut. 

- Weitere Beschlüsse (1996 bis 1999): Abschluss einer Tariftreue- und 
Nachunternehmererklärung, um im Baubereich die Einhaltung der gel- 
tenden Tarifverträge zu sichern, Gründung einer Technologie- und In- 
novationsberatungsagentur Bayern (TIBAY) e.V. (1999), Verabschie- 
dung des „Bayern-Modells“ (1999) zum Abbau oder zur Vermeidung 
von Überstunden durch Lohnkostenzuschüsse bei befristeter Beschäfti- 
gung Arbeitsloser; 

- Weitere Beschlüsse im Jahr 2001 zu Fachkräftemangel, Situation 
schwerbehinderter Arbeitnehmer, Vereinbarkeit von Familie und Er- 
werbstätigkeit, sozialverträgliche Gestaltung der EU-Osterweiterung, 
berufliche Weiterbildung, Flexibilisierung des Arbeitsmarktes. 
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Name der 
Einrichtung 
(Griindungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

Berlin 

Berliner Bündnis 
für Standort- 
sicherung und 
Beschäftigung 
(März 1996) 

- Senat 

- Wirtschaft (IHK, Un- 
temehmensverband, 
Handwerkskammer) 

- Gewerkschaften 

- Landesarbeitsamt 

Arbeitsgruppen: 

- Arbeitsmarkt- und Innovationsoffensive 

- Entbürokratisierung 

- Regionale Solidarität 

- Kostensenkung 

- Aus- und Weiterbildung 

Ab Januar 1999: 

- Krankenhausreform/Sozialverträgliche 
Umsetzung der Krankenhausplanung 

- Qualifikation und Mangelberufe 

- Standortbedingungen 

- Aufgreifen der Schwerpunktsetzung des 
Sofortprogramms der Bundesregierung 
in der Berufsbildungspolitik/neue Initia- 
tiven zur Schaffung von Ausbildungs- 
plätzen und zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit 

September 1996 - Vorlage eines Zwischenberichts zu den fünf Arbeits- 
gruppen. 

Juni 1999 - Beschluss der Berichte zu den Themenfeldem Ausbildung/ 
Berufliche Bildung und Qualifikation und Mangelberufe. 

Das Bündnis ist prozesshaft angelegt und hat sich in der Folgezeit stärker 
auf die bezirkliche Ebene verlagert, ln allen 12 Berliner Bezirken gibt 
es seit 2000/2001 so genannte „Bezirkliche Beschäftigungsbündnisse“ 
(BBB), die unter Einschluss der relevanten lokalen Partner und Betriebe 
konkrete Projekte vor Ort vorantreiben. 

Brandenburg 

Gemeinsame Sit- 
zungen der Lan- 
desregierung mit 
den Vorständen 
der Regionalen 
Planungsgemein- 
schaften ( 1 . Sit- 
zung im 

April 1996) 

- Landesregierung 

- Vorstände der Re- 
gionalen Planungs- 
gemeinschaften 

- Landesräte und 
Oberbürgermeister 

Stärkung der Wirtschaftskraft und Verbes- 
serung der Beschäftigungssituation in den 
Regionen des Landes Brandenburg 

Auswahl von Projekten mit besonderer Bedeutung für die Wirtschaftskraft 
und die Beschäftigungssituation. Bei der Auswirkung auf die Beschäfti- 
gung werden die Ausbildungspotenziale und der Frauenanteil berücksich- 
tigt. 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

noch Brandenburg 

Brandenburger 
Ausbildungs- 
konsens (infor- 
mell) 

- Landesregierung 

- Spitzenverbände der 
Wirtschaft 

- Gewerkschaften 

- Arbeitsverwaltung 

- Kommunen 

Nutzung der vorhandenen Strukturen und 
Gremien, insbesondere der Landesauschuss 
für Berufsbildung Brandenburg, zur Lösung 
aktueller und zukünftiger Probleme im Be- 
reich der beruflichen Ausbildung 

Die Partner des Brandenburger Ausbildungskonsenses haben sich das Ziel 
gesetzt, jedem ausbildungswilligen und -fähigen Jugendlichen ein Ausbil- 
dungsplatzangebot, das zu einem Abschluss in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf führt, anzubieten. 

Bremen 

Bündnis für Ar- 
beit und Ausbil- 
dung in Bremen 
und Bremerha- 
ven 

(April 1999) 

- Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, 
Jugend und Soziales 

- Senator für Wirt- 
schaft und Häfen 

- Senator für Bildung 
und Wissenschaft 

- Verbände 

- Gewerkschaften 

- Kammer 

- Arbeitsämter 

- Magistrat Bremer- 
haven 

Arbeitsgruppen: 

- Verbesserung der Ausbildungsmarkt- 
situation/Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit 

- Weiterentwicklung der Arbeitsmarkt- 
politik 

- Innovative Wirtschaftpolitik zur Schaf- 
fung und Sicherung von Arbeitsplätzen 

- Zur Ausbildungsmarktsituation: Erklärung der Bündnispartner: für je- 
den Jugendlichen, der ausgebildet werden will und kann, soll ein Aus- 
bildungsplatz zur Verfügung gestellt werden (1999), regelmäßige regio- 
nale Ausbildungskonferenzen, Einrichtung einer Koordinierungsstelle 
für zusätzliche betriebliche Verbundausbildung in T.I.M.E. -Berufen 
(2000), Bündelung der überbetrieblichen Ausbildungsforderung im 
Landesprogramm „Lernortverbünde und Ausbildungspartnerschaften“ 
(1999/2002) 

- Zur Weiterentwicklung der Arbeitsmarktpolitik: Informations- und 
Werbekampagne zur Forcierung der Altersteilzeit (2000), Unterstützung 
des Landesprogramms „Ältere in Arbeit” (2000), Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit Schwerbehinderter” (2000/01) 

- Zur Wirtschaftspolitik: Bündelung der BCräfte zur Bekämpfung der ille- 
galen Beschäftigung (seit 1999), Initiative zur Erschließung der 
Potenziale des Wirtschaftsfeldes Biotechnologie (2000), Einrichtung 
des Forums „Arbeitgeber Tourismus“ (2000), Beteiligung an der 
Betriebspanelbeffagung des lAB (2000/01) 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

Hamburg 

Regelmäßige 
Gesprächsrun- 
den beim ersten 
Bürgermeister 
(2002) 

- Erster Bürgermeister 

- Vertreter des Senats 

- Wirtschaft 

- Verbände 

- Kammern 

- Gewerkschaften 

- Arbeitsverwaltung 

Arbeitsschwerpunkte: 

- Beschäftigungs-, Arbeitsmarkt- und Aus- 
bildungspolitik, u. a. soziale Integration 
ausländischer Jugendlicher in den Ar- 
beitsmarkt 

1. Gesprächsrunde für April 2002 vorgesehen, daher noch keine Ergeb- 
nisse 

Hessen 

Ministerpräsi- 
denten-Runde 
zur Ausbil- 
dungsstellen- 
situation 
(1996) 

- Ministerpräsident 

- Landesministerien 

- Landesarbeitsamt 

- Unternehmer- bzw. 
Arbeitgeberverbände 

- Gewerkschaften 

- Kammern 

- Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

- Verbesserung der Ausbildungsplatzsitua- 
tion 

Jährliche Vereinbarung von Zielzahlen abzuschließender Ausbildungsver- 
hältnisse sowie gemeinsamer Aktionen und Empfehlungen zur Erreichung 
der Ziele 

- Regelmäßige 
Treffen mit 
den Akteuren 
des Arbeits- 
marktes 

- Bündnis mit 
Unternehmen 
der Zeitarbeit 
(Februar 2002) 

- Ministerpräsident 

- Landesministerien 

- Landesarbeitsamt 

- Unternehmer- bzw. 
Arbeitgeberverbände 

- Gewerkschaften 

- Kammern 

- Integration Arbeitsloser in Arbeit 

- Schaffung neuer Arbeitsplätze 

- Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
und der Schwarzarbeit 

- Entwicklung neuer arbeitsmarktpoliti- 
scher Initiativen 

Absprachen und Vereinbarungen im Rahmen von Abstimmungsgesprä- 
chen zur hessischen Arbeitsmarktpolitik mit den „Bündnis“-Partnern, z. B. 
in institutionalisierten Begleitgruppen 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

1 

I 1 

Mecklenburg- V orpo: 

I 1 

mmem 

I 


Bündnis für Ar- 
beit und Wett- 
bewerbsfähigkeit 
Mecklenburg 
Vorpommern 
(Dezember 
1998) 


Landesregierung 
Arbeitgeberverbände 
Gewerkschaften 
Landesarbeitsamt 
Nord 
Kammern 

Städte- und Gemein- 
detag 

Landkreistag 
Gesellschaft für 
W irtschaftsfbrderung 


Schaffung und Sicherung von Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätzen durch Verbes- 
serung der Zusammenarbeit von Staat, 
Wirtschaft und Gewerkschaften 

- Unterstützung der Aktivitäten des Bünd- 
nisses auf Bundesebene 

- Entwicklung von eigenen Aktivitäten zur 
Verbesserung der Arbeits- und Ausbil- 
dungssituation in Mecklenburg- Vorpom- 
mern 

- Regionalentwicklung 

Arbeitsgruppen: 

- Berufsausbildung von Jugendlichen 

- Abbau von Jugendarbeitslosigkeit 

- Rahmenbedingungen für Gründung und 
Entwicklung von Unternehmen 

- Neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik 

- Regionale Entwicklung Vorpommerns 


Sicherung eines hohen Ausbildungsstellenangebotes 
Unterzeichnung des Ausbildungspaktes 2000 Plus (1999) 
Neuausrichtung der AusbildungsfÖrderung (2000) 

Unterstützung des JUMP -Programms 

Entwicklung des Landesprogramms Jugend-Arbeit-Zukunft (JAZ), da- 
rin u. a. die Modellprojekte „Jugend baut“, „DUO“, „Jugendfirmen“ 
( 2001 ) 

Entwicklung einer Standortoffensive für Mecklenburg- Vorpommern 

( 2001 ) 

Ausbau des Biotechnologiestandortes Mecklenburg- Vorpommern u. a. 
durch Gründung des BioCon Valley Mecklenburg- Vorpommern e.V. 
( 2001 ) 

Verbesserung der Unterstützung von Existenzgründungen (seit 1999) 
Vorbereitung der EU-Osterweiterung (seit 2001) 

Start des Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramms ASP (2002) 
Entwicklung einer Qualifizierungsoffensive (2001) 

Einführung von Gemeinwohlorientierten Arbeitsförderprojekten (GAP) 
(seit 1999) 

Erprobung verschiedene Modellprojekte u. a. zu Jobrotation und Teil- 
zeitarbeit (seit 2000) 

Umsetzung verschiedener Projekte zur regionalen Entwicklung Vor- 
pommerns (seit 1999) 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

Niedersachsen 

Bündnis für Ar- 
beit und Ausbil- 
dung in Nieder- 
sachsen 
(Dezember 

1998: erste Sit- 
zung der Len- 
kungsgruppe) 

Lenkungsgruppe : 

- Landesregierung 

- Arbeitgeber 

- Gewerkschaften 
Arbeitsgruppen: 

- Lenkungsgruppe 

- Verbände 

- Kirchen 

- Kommunale Spitzen- 
verbände 

- Landesarbeitsge- 
meinschaften 

- Sicherung der vorhandenen Arbeitsplätze 

- Schaffung neuer Arbeitsplätze 

- Sicherung der Zukunftschancen der Ju- 
gendlichen in Ausbildung und Beruf 

- Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
und Schaffung zusäfzlicher Ausbil- 
dungsstellen 

- Verabschiedung des „Programms zur Bekämpfung der Jugendarbeits- 
losigkeit und zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in Nieder- 
sachsen“ (September 2001) 

- Ergebnisse u. a.: bis Ende 2001 Vermittlung von 3 000 langzeitar- 
beitslosen Jugendlichen; deutliche Verbesserung der Ausbildungsplatz- 
bilanz 

- Start der Ausbildungsoffensive 2002 (Beschluss von 2001) 

- Tariftreueregelung für alle Bauvorhaben von Land und Kommunen, die 
unterhalb des Schwellenwertes von 5 Mio. Euro liegen, geht auf aus- 
führliche Diskussion im Bündnis zurück 

- Runderlass über „Grundsätze zum Ausschluss unangemessen niedriger 
und hoher Angebote bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

- Evaluation der Beschäftigungsprogramme auf Anregung und Diskussi- 
on im Bündnis 

- Vorbereitung des Aktionsprogramms zur Eingliederung von Menschen 
mit Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt 

- Umsetzung des Programms GEMEINSAM (Förderung zusätzlicher 
Ausbildungsstellen im Rahmen von Verbundausbildung) bis Ende 2004 

- Start des Modellprojekts „Lemortverbünde zur Förderung der Ausbil- 
dung in den neuen IT- und Medienberufen“ (LOVE-IT) durch die Lan- 
desregierung: Schaffung von 2 000 neuen Ausbildungsverträgen im ers- 
ten Jahr der Laufzeit des Modellversuchs 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse hzw. Ergebnisse (Jahr) 

N ordrhein- W estfalen 

Bündnis für Ar- 
beit, Ausbildung 
und Wettbe- 
werbsfähigkeit 

N ordrhein- W est- 
falen 

(Dezember 

1998) 

- Arbeitgeberverbände 

- Kammer 

- Gewerkschaften 

- Landesregierung 

An der Vorbereitung der 

Bündnisgespräche neh- 
men zudem Vertreter: 

- der Evangelische und 
Katholische Kirchen 

- des Landesarbeitsam- 
tes 

- des Instituts Arbeit 
und Technik, 

- der Projekt Ruhr 
GmbH sowie 

- weitere Experten 

teil. 

Entwicklung von Konzepten und Modell- 
vorhaben zur Schaffung und Erhaltung 

zukunftssicherer und innovativer Arbeits- 
plätze 

Schwerpunkte u. a.: 

- Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
Verbesserung der Ausbildungssituation 

- Beschäftigungsmöglichkeiten für Ge- 
ringqualifizierte 

- Unterstützung tariflicher Vereinbarungen 
zur Altersteilzeit und weitere Modelle 
zur Arbeitszeitflexibilisierung 

- Arbeitszeitmodelle 

- Grenzüberschreitender Arbeitsmarkt 

- Einkommen der Zukunft - Mitarbeiter- 
kapitalbeteiligung 

- Mittelstands-Offensive Nordrhein-West- 
falen „Move“ 

- Multimedia im Maschinenbau 

- Bündnis für Arbeit im ländlichen Raum 

- Seniorenwirtschaft 

- Transfergesellschaften 

- Zukunftsinitiative Bau 

u. a. 

- Ausbildungskonsens NRW 

- Landesinitiative „Jugend in Arbeit“ 

- Start der Mittelstandsoffensive „Move“ (1999) 

- Gemeinsame Erklärung zur Unterstützung von Transfergesellschaften 
und Initiierung von regionalen Kompetenznetzwerken zur Flankierung 
des Beschäftigtentransfers (1999) 

- Vereinbarung von Modellprojekten zur Integration Geringqualifizierter 
(1999) 

- Start der Aktion „100 Betriebe“ zur Gewinnung von Unternehmen für die 
Einführung von beschäftigungsfordemden Arbeitszeitmodellen (2000) 

- Landesinitiative Einkommen der Zukunft (2001) 

- Landesaktion Multimedia im Maschinenbau (2001) 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jabr) 

Rheinland-Pfalz 

Ovaler Tisch 
(Januar 1995) 

- Ministerpräsident 

- Minister für Arbeit, 
Soziales, Familie und 
Gesundheit, Minister 
für Wirtschaft, Ver- 
kehr, Landwirtschaft 
und Weinbau, Minis- 
terin für Bildung, 
Frauen und Jugend 

- Landesarbeitsamt 

- DGB, ver.di, IG Me- 
tall, IG BCE 

- Landesvereinigung 
der rheinland-pfäl- 
zischen Untemeh- 
merverbände 

- Kammern 

- Sicherung der Arbeitsplätze 

- Schaffung neuer Arbeitsplätze 

- Sicherung der Ausbildung Jugendlicher 

- Gestaltung des anhaltenden Struktur- 
wandels 

- Förderung der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Innovationsfähigkeit 

- Ausbau eines leistungsfähigen, innovati- 
ven und praxisbezogenen Schul- und Bil- 
dungssystems 

- Netzwerk für Beschäftigungsforderung (Frühjahr 1996): Förderpro- 
gramm für kleine und mittlere Unternehmen zur Umsetzung von flexib- 
len Arbeitszeiten, Ressortübergreifenden zeitlich unbefristeten „Sonder- 
kommission Illegale Beschäftigung“, Unterstützung regionaler Ausbil- 
dungsdialoge, Entwicklung von Beschäftigungsmöglichkeiten für ge- 
ringfügig qualifizierte Arbeitslose 

- Ausbildungskonsens (1997): Förderung von Ausbildungsverbünden, 
Ausweitung der Ausbildungsbereitschaft im Landes- und Kommunal- 
bereich, Förderung außerbetrieblicher Ausbildung 

- Umsetzung von JuSoPro (2000): Arbeitsmarktkonferenzen in Pro- 
blemgebieten, gezielte persönliche Ansprache von Betrieben und Be- 
troffenen 

Saarland 

Bündnis für Ar- 
beit Saarland 
(Januar 1999) 

- Landesregierung 

- Kammern 

- Untemehmens- 
verbände 

- Gewerkschaften 

- Landesarbeitsamt 

Abstimmung arbeitsmarktpolitischer The- 
men und Maßnahmen zur Unterstützung 
des Beschäftigungsaufbaus 

Schwerpunkte: 

- Neue Beschäfligungsmöglichkeiten 

- Beruflichen Ausbildung 

- Jugendarbeitslosigkeit 

- Flexibilisierung der Arbeit 

- Saarländischer Ausbildungs- und Beschäftigungspakt für Jugendliche 

- Aktivitäten einiger Arbeitsgruppen 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse hzw. Ergebnisse (Jahr) 

noch Saarland 

Saar-Gemein- 

schaftsinitiative 

(1997) 

- Landesregierung 

- Landtagsfraktionen 

- Arbeitgeber- und 

W irtschafts verbände 

- Arbeitskammer 

- Gewerkschaften 

- Kirchen 

- Arbeitsverwaltung 

- Kommunale Spitzen- 
verbände 

- Umweltverbände 

Breite Abstimmung wichtiger zukunftsori- 
entierten Maßnahmen der Wirtschafts-, 
Standort-, Infrastruktur- und Arbeitsmarkt- 
politik 

- Modellprojekt für Geringqualifizierte (1999) 

- Netzwerk „Beschäftigungstransfer“ (2000) 

- Konzept für „Praktisch Begabte“ (2000/2001) 

Sachsen 

Stiftung Innova- 
tion und Arbeit 
Sachsen 
(Dezember 

1996) 

Stiftungsrat: 

- Sächsische Staats- 
regierung 

- Arbeitgeber- und 

W irtschafts verbände 

- Gewerkschaften 

Leistung eines Beitrages zur Sicherung 
vorhandener und Entstehung zusätzlicher 
Beschäftigung 

Hauptergebnisse der Arbeit 2001 : 

- Circa 230 Sachverständigeneinsätze in ca. 300 Unternehmen, vorrangig 
KMU des verarbeitenden Gewerbes zur Existenzsicherung und Erhö- 
hung der Wettbewerbsfähigkeit 

- Betreuung/Unterstützung von ca. 50 Netzwerkprojekten von Unterneh- 
men und wissenschaftlichen Einrichtungen (InnoRegio-Projekte, Inno- 
vationsforen, Wachstumskeme) 

- Unterstützung von ca. 120 regionalen Projekten, darunter 36 Leitpro- 
jekte, vorrangig zur Entwicklung der Humanressourcen und Deckung 
des Fachkräftebedarfs von Unternehmen 

Mit diesen Aktivitäten wurde insgesamt ein Beitrag zur Sicherung und 

Entwicklung von ca. 9 500 Arbeitsplätzen in ca. 300 Unternehmen, vor- 
rangig des verarbeitenden Gewerbes geleistet. 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse hzw. Ergebnisse (Jahr) 

Sachsen-Anhalt 

Bündnis für Ar- 
beit, Ausbildung 
und Wettbe- 
werbsfähigkeit 
in Sachsen- 
Anhalt 
(Januar 1999: 
erstes Spitzenge- 
spräch) 

- Landesregierung 

- Wirtschaft 

- Gewerkschaften 

- Kommunen 

- Arbeitsverwaltung 

- Unterstützung des Bündnisses auf Bun- 
desebene 

- Abbau der Arbeitslosigkeit 

- Sicherung der Ausbildung der Jugend 

- Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Standortes Sachsen-Anhalt 

- Arbeitsmarktpolitische Initiativen: „Bedarfsgerechte Qualifizierung zur 
Beseitigung von Fachkräfteengpässen”, Erleichterung des Übergangs 
von Ausbildung zu Beschäftigung, Erweiterte Nutzung der SAM für 
Langzeitarbeitslose und ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

- Ausbildung: Schließung der Ausbildungsplatzlücke (Beste Ausbil- 
dungsbilanz bundesweit in den letzten drei Jahren). 

- Förderung des Mittelstandes: Mittelstandsinitiative, Existenzgründer- 
offensive, Verbesserung der Rahmenbedingungen, Maßnahmepaket zur 
Verfolgung und Ahndung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti- 
gung 

- Umweltbilanz: Umweltallianz zur umweltverträglichen Wirtschaftsent- 
wicklung: Branchengespräche, Durch- bzw. Weiterführung des Öko- 
Audit, Umweltsiegel des sachsen-anhaltischen Handwerks, Erleichte- 
rungskatalogs für die heimische Wirtschaft. 

- Verbesserung des Landesimage: Imagekampagne „Wirtschaftsstandort, 
Forschungs- und Technologieland“, aktive und offensive Ausrichtung 
der Investorenwerbung 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

Schleswig-Holstein 

Bündnis „Arbeit 
für Schleswig- 
Holstein“ 

(Februar 1999) 

Bündnis „Arbeit für 
Schleswig-Holstein“: 

- Landesregierung 

- Landesarbeitsamt 

- Untemehmensver- 
bände 

- Kammern 

- Handwerk 

- Gewerkschaften; 

Bündnis „Arbeit für Schleswig-Holstein“: 

- Arbeitsmarktpolitik: Offensive Nutzung 
von JuSoPro, Ausweitung der berufli- 
chen Weiterbildung, Einsatz der Al- 
tersteilzeit bei gleichzeitiger Einstellung 
Jüngerer, Schaffung von Arbeitsplätzen 
durch arbeitszeitpolitische Maßnahmen 

- Wirtschaftspolitik: Unterstützung der 
Existenzgründungsoffensive des Landes 
und der Außenvertretung des Wirtschafts- 
standortes, Bündelung der Beratungsan- 
gebote von Wirtschafts- und Technologie- 
forderung, Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren 

Nachdem die thematischen Festlegungen und konkreten Zielsetzungen des 
Bündnisses „Arbeit für Schleswig-Holstein“ zwischenzeitlich weitge- 
hendst abgearbeitet worden sind, wird die erfolgreiche Zusammenarbeit 
der Sozialpartner und der Landesregierung in der „Kieler Runde“ fortge- 
setzt. 

„Kieler Runde“ 
(1988) 

„Kieler Runde“: 
Spitzenverbänden der 
Wirtschaft und der Ge- 
werkschaften sowie die 
Landesregierung unter 
der Leitung der Minis- 
terpräsidentin 

„Kieler Runde“: 

Themen über die aktuelle Tagespolitik hi- 
naus; Entwicklung und Diskussion strategi- 
scher Ziele der Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik 


„Bündnis für 
Ausbildung“ 
(jährlich) 

Das erste Bünd- 
nis für Ausbil- 
dung ist 1997 
entstanden. 

- Landesministerien 

- Kammern 

- Verbände 

- Gewerkschaften 

- Landesarbeitsamt 

- Angebot eines Ausbildungsplatzes an al- 
le Jugendlichen, die ausbildungswillig 
und ausbildungsfähig sind. 

- Besetzung der angebotenen Ausbil- 
dungsplätze, 

- Unterstützung des Bündnisses für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
auf Bundesebene zur Modernisierung 
des dualen Systems der Berufausbildung. 

Ergebnisse 1997 bis 2001 

- Zusätzliche Ausbildungsplätze wurden geschaffen 

- Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit wurden initiiert 

- Ausbildungsplätze in neuen Berufen wurden verstärkt eingerichtet 

- Die Kooperation aller Partner im dualen System wurde vereinbart 
zusätzlich 2000/200 1 

- Bereitstellung eine Ausbildungsangebots für jeden ausbildungswilligen 
und -fähigen Jugendlichen 

- Besetzung von angebotenen Ausbildungsplätzen 
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Name der 
Einrichtung 
(Gründungs- 
datum) 

Beteiligte 

Hauptziele 

Wesentliche Beschlüsse bzw. Ergebnisse (Jahr) 

Thüringen 

Kein formales 
Bündnis für Ar- 
beit, aber es gibt 
regelmäßige Ge- 
sprächsrunden: 
Spitzengesprä- 
che/T arifpartner 
gespräche 
(regelmäßig seit 
1996) 

- Landesregierung 

- Spitzenverbände der 
Wirtschaft 

- Kammern 

- Gewerkschaften 

- Abbau der (Langzeit-)Arbeitslosigkeit 

- Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze für 
(Langzeit-)Arbeitslose insbesondere für 
Frauen, Jugendliche, ältere Arbeitneh- 
mer, Sozialhilfeempfänger 

- Abbau von Vermittlungshemmnissen 
durch berufliche Weiterbildung 

- Verbesserung der wirtschaftlichen und 
touristischen Infrastruktur 

- Flexibilisierung der Arbeit 

- Sicherung des Fachkräftebedarfs der 
Wirtschaft 

Initiierung und Erprobung des Programms „Zweite Karriere“ in Zusam- 
menarbeit mit den Thüringer Arbeitsämtern 

Thüringer 

Ausbildungs- 

initiative 

(2001) 

- Landesministerien 

- Wirtschaft 

- Kammern 

- Gewerkschaften 

- Arbeitsverwaltung 

- Kommunale Spitzen- 
verbände 

- Weiterentwicklung der Berufswahlvor- 
bereitung und Berufsorientierung 

- Weiterentwicklung der Thüringer Aus- 
bildungsverbünde 

- Entwicklung der Berufsbildungszentren 
des Handwerks zu Kompetenzzentren 

- Neuorientierung der Berufsvorbereitung 

Durchführung einer landesweiten Informationskampagne 
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Anhang 4: Geschäftspolitische Schwerpunkte der Bundesanstalt für Arbeit - Bundesziele 2002 


Geschäftspolitisches Ziel: 

Individuelle Arbeitslosigkeit vermeiden und beenden 

Geschäftspolitische Schwerpunkte 


Indikatoren 


Leitwerte 

Vermittlung verstärken 

101 

Zugang an offenen Stellen 

L02 

Frauenanteil an den vermittelten 
Arbeitslosen und Arbeit Suchenden 

102 

Integration in Beschäftigung (Vermittlungen über 7 Tage, Stel- 
lenbesetzungen durch SIS, AIS, Vermittlung durch Dritte und 
Abgänge in Selbstständigkeit) 

Jugendliche, Langzeitarbeitslose und 
Schwerbehinderte aktivieren, qualifi- 
zieren und integrieren 

103 

Gemeldete betriebliche Ausbildungsstellen 

L04 

Frauenanteil an den Einmündungen 

104 

Einmündungen in Ausbildung 

105 

Übertritte von Jugendlichen unter 25 Jahren in Arbeitslosigkeit 
von mehr als 6 Monaten 

L05 

Frauenanteil an den Langzeitar- 
beitslosen unter 25 Jahren 

106 

Übertritte in Langzeitarbeitslosigkeit 

L06 

Frauenanteil an den Langzeitar- 
beitslosen 

107 

Anteil Langzeitarbeitsloser an allen Arbeitslosen 

108 

Bestand an arbeitslosen Schwerbehinderten 

LOS 

Frauenanteil an den Vermittlungen 
von arbeitslosen Schwerbehinder- 
ten 

Beschäftigung von Frauen fordern 

109 

Vermittlungen von arbeitslosen Berufsrückkehrerinnen in Be- 
schäftigung über 7 Tage (erster Arbeitsmarkt) 



Illegale Beschäftigung und Leistungs- 
missbrauch bekämpfen 

110 

Trefferquote bei Außenprüftingen 
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Anhang 5: Beispielhafte und erfolgreiche Maßnahmen 


Programm „Lernende Regionen - Förderung von 
Netzwerken“ 

Das Programm „Lernende Regionen - Förderung von 
Netzwerken” bildet das Kemstüek des Aktionspro- 
gramms der Bundesregierung „Lebensbegleitendes Ler- 
nen für alle”, welehes Anfang 2001 vorgelegt wurde. Das 
bildungspolitisch Neue an diesem Programm ist neben 
der bewussten Förderung der Vernetzung von unten die 
gemeinsame Absicht von Bund und Ländern, über eine 
breitere Förderung von Innovationen im Bereich lebens- 
begleitendes Lernen zugleich strukturverändemden Wir- 
kungen zu erzielen. 

Gefördert werden der Auf- und Ausbau bildungsbereichs- 
und trägerübergreifender regionaler Netzwerken, in de- 
nen durch Zusammenarbeit möglichst vieler Beteiligter 
(z. B. Bildungseinrichtungen, Betriebe, Sozialpartner, Ju- 
gendämter, Arbeitsämter, soziokulturelle Einrichtungen, 
Agenda 21 -Projekte) innovative Maßnahmen im Bereich 
lebensbegleitendes Lernen entwickelt, erprobt und auf 
Dauer angelegt werden. 

Dadurch sollen; 

- die Motivation und Bildungsbeteiligung der Men- 
schen, insbesondere bisher bildungsfemer und be- 
nachteiligter Personen, gesteigert sowie ihre Befähi- 
gung zum selbstständigen Lernen gefordert, 

- qualitative und quantitative Verbesserungen der Ange- 
botsstrukturen im Sinne einer stärkeren Nutzerorien- 
tierung bewirkt und 

- innovative Maßnahmen zielgerichtet auf die jeweili- 
gen Besonderheiten der Regionen ausgerichtet und 
breiter als bisher umgesetzt werden. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sollen die Netzwerke aus 
folgenden Bereichen Arbeitsschwerpunkte bilden: 

- Förderung der Durchlässigkeit zwischen den Bil- 
dungsbereichen, 

- bessere Verzahnung von allgemeiner, politischer, kul- 
tureller und beruflicher Bildung, 

- Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Bildungs-, 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik zur Förde- 
rung der Beschäftigungsfähigkeit der Menschen, 

- Erhöhung der Transparenz der Bildungsangebote im 
Sinne einer stärkeren Kundenorientierung, z. B. durch 
Bündelung der Informations-, Beratungs- und Ver- 
mittlungsangebote und Bereitstellung neuer Service- 
leistungen, auch für selbsf gesteuertes Lernen, 

- Erhöhung der Qualität und Verwertbarkeit der Bil- 
dungsangebote, z. B. durch Vereinbarung gemeinsa- 
mer Qualitätskriterien und Austausch über Verfahren 
der Qualitätsentwicklung, 

- Entwicklung und Erprobung von Fortbildungsmodu- 
len für das Personal, z. B. zu Lemtechniken, Mefho- 


dik/Didakfik, Lembrafung und -begleifung, zum 
N etzwerkmanagement, 

- Stärkung der Kreativität sowie Eigenverantwortung 
der Menschen beim formellen wie informellen Ler- 
nen, z. B. durch neue Lemarrangements, 

- gemeinsame Zertifizierung des Lernerfolgs bei for- 
mellen und informellen Lemaktivitäten und 

- Förderung des Zugangs zu neuen luK-Technologien, 
Erhöhung der Medienkompetenz. 

Das Rahmenkonzept des Programms „Lernende Regio- 
nen - Förderung von Netzwerken“ wurde von der Bund- 
Länder Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsforderung gebilligt und mit den Trägem und 
Verbänden innerhalb der Konzertierten Aktion Weiterbil- 
dung (KAW) sowie dem Ausschuss Fort- und Weiterbil- 
dung der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder abgestimmt. 

Zur Programmsteuerang wurde ein Lenkungsausschuss 
von Bund und Ländern eingerichtet, der über die Pro- 
jektauswahl entscheidet. Als beratende Mitglieder 
gehören dem Lenkungsausschuss Vertreter der KAW, der 
Sozialpartner, der Bundesanstalt für Arbeit und die wis- 
senschaftliche Begleitung an. Mit der administrativen 
Abwicklung und fachlichen Betreuung des Programms 
wurde das Deutsche Zentmm für Luft- und Raum- 
fahrt e.V beauftragt. Die programmbezogene wissen- 
schaftliche Begleitung ist aufgmnd einer EU-weiten Aus- 
schreibung an ein Konsortium unter Federfühmng des 
Deutschen Instituts für Erwachsenenbildung (DIE) verge- 
ben worden. Sie hat im November 2001 ihre Arbeit auf- 
genommen. 

Seit Mitte 2001 werden bundesweit 54 Lernende Regio- 
nen zunächst für eine einjährige Planungsphase geforderf. 
Im Anschluss daran ist eine vierjährige Durchfühmngs- 
phase mit degressiver Fördemng vorgesehen, d. h. die 
Projekte müssen während dieser Zeit Eigenmittel einbrin- 
gen. In den beiden ersten Jahren der Durchfühmngsphase 
sollen die Eigenmittel 20 % und in den beiden folgenden 
Jahren 40 % der Gesamtaufwendungen betragen. Da- 
durch soll die Nachhaltigkeit der geforderten Netzwerke 
und ihrer Maßnahmen auch nach Auslaufen der Förde- 
mng erreicht werden. 

Eine zweite Ausschreibungsmnde des Programms endete 
im Oktober 2001. Im Dezember 2001 hat der Lenkungs- 
ausschuss seine Förderempfehlungen hierzu ausge- 
sprochen. Danach werden 24 weitere „Lernende Regio- 
nen” in den neuen und alten Ländern in die Fördemng 
aufgenommen. 

Vorbehaltlich der Haushaltsentscheidungen stehen für das 
Programm in den Jahren 2001 bis 2006 insgesamt mnd 
117 Mio. € zur Verfügung, davon rund 66 Mio. € Bun- 
desmittel und mnd 5 1 Mio. € Kofinanzierungsmittel aus 
dem ESF. 
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Kompetenzzentrum für Chancengleichheitspolitik 

Das Kompetenzzentrum für Chancengleichheitspolitik 
der ISA Consult GmbH Berlin/Bochum (2001 bis 2003) 
bietet als Unterstützungs- und Entwicklungsagentur re- 
gionalen und betrieblichen Akteuren betriebs- und bran- 
chenspezifisch angelegte Maßnahmen zur Implementie- 
rung des „Gender-Mainstreaming-Konzepts“ an. 

Ziel dieses Angebotes ist es, den Arbeitsmarkt und damit 
insbesondere die regionale Struktur- und Arbeitsmarktpo- 
litik auf eine stärkere Chancengerechtigkeit zwischen 
Frauen und Männern auszurichten, ln diesem Zusammen- 
hang werden „Gemeinschaftsinitiativen für Chancen- 
gleichheit“ in Regionen, Betrieben und Branchen initiiert, 
die auf der Basis der jeweiligen wirtschaftsstrukturellen 
Gegebenheiten und Entwicklungen Bedarfe und Poten- 
ziale in der Region ermitteln und einen Zuwachs an 
Gleichstellung ermöglichen. Dabei gilt es u. a. hemmende 
und fördernde Faktoren in den politischen Strukturen und 
Gestaltungsprozessen zu analysieren bzw. zu verändern, 
Instrumente und Bewertungsschemata „genderspezi- 
fisch“ aufzubereiten und bundesweite Aktivitäten und 
Diskurse für die europäische Idee des „Gender-Mainstre- 
aming“ durchzuführen. 

Die Maßnahme wird gefördert mit Mitteln des ESF, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Hans-Böckler-Stif- 
tung und der Bundesregierung. 

Die Geschäftspolitik der Bundesanstalt für Arbeit 
in Verzahnnng mit ihrem gesetzlichen Handlungs- 
auftrag im Arbeitsförderungsrecht 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat seit dem Jahr 2000 ana- 
log zu den Beschäftigungspolitischen Leitlinien die so- 
gen. Doppelstrategie in ihrer Geschäftspolitik verankert: 


Dies bedeutet konkret, dass die Förderung der Chancen- 
gleichheit von Frauen und Männern im Sinne des „Gen- 
der-Mainstreaming-Prinzips“ sowohl als Querschnitts- 
aufgabe darin implementiert ist als auch von einem 
eigenständigen geschäftspolitischen Schwerpunkt zur 
Frauenförderung bzw. zum Nachteilsausgleich aufseiten 
der Frauen flankiert wird. 

Dieses Vorgehen wurde seit 2000 immer weiter verfeinert 
und gestaltet sich für das Jahr 2002 wie folgt: Bei der Um- 
setzung der geschäftspolitischen Schwerpunkte „Vermitt- 
lung verstärken“ sowie „Jugendliche, Langzeitarbeitslose 
und Schwerbehinderte aktivieren, qualifizieren und inte- 
grieren“ werden so genannte Chancengleichheits-Leit- 
werte verfolgt. 

Darüber hinaus ist das Ziel „Die Beschäftigung von 
Frauen fördern“ als eigenständiger geschäftspolitischer 
Schwerpunkt definiert. Als Indikator für das Erreichen 
dieses Ziels werden die Vermittlungen von arbeitslosen 
Berufsrückkehrerinnen in Beschäftigung über 7 Tage in 
den ersten Arbeitsmarkt genommen. 

Somit werden in der Geschäftspolitik der Bundesanstalt 
für Arbeit die Zielrichtungen aller drei in der Säule IV ge- 
nannten Leitlinien in einem kompletten Strategie-Paket 
zusammengeschnürt. 

Dieses korrespondiert seit dem 1. Januar 2002 zugleich 
mit den entsprechenden gesetzlichen Weichenstellungen 
durch das Job-AQTIV-Gesetz. 

Der besondere Stellenwert dieses Beispiels besteht darin, 
dass die Geschäftspolitik der Bundesanstalt für Arbeit 
bundesweiten Signal- und Verpflichtungscharakter mit 
flächendeckender Auswirkung auf alle regionalen Ar- 
beitsmärkte hat. 







Druck: MuK. Medien- und Kommunikations GmbH, Berlin 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 1 3 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28 / 3 82 08 40, Telefax: 02 28 / 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



